6. Sitzung des Gemeindeparlamentes, Donnerstag, 16. Mai 2002, Stadthaus, Ratsaal,

    Sitzungsdauer: 19.00 Uhr – 22.20 Uhr


	Anwesend sind:
	44 Ratsmitglieder  (von 50 Mitgliedern)


	Sozialdemokratische Partei:


	1. Dr. Markus Ammann, 2. Dr. Georg Artmann,                    3. Marion Bachmann, 4. Werner Good, 5. Patrick Häuptli,       6. Rahel Kamber Haussener, 7. Thomas Kissling,                              8. Trudy Küttel Zimmerli, 9. Rita Lanz Hasenfratz,                10. Claire Rast Rieder, 11. Daniel Schneider,                         12. Luzia Stocker Rötheli, 13. Dr. Arnold Uebelhart,               14. Jürg Walker, 15. Caroline Wernli Amoser, 16. Christian Winiger


	Freisinnig-demokratische Partei:


	1. Mario Clematide, 2. Thomas Frey, 3. Gerda Hotz, 4. Beat Moser, 5. Peter Oesch, 6. Dr. Max Pfenninger, 7. Nancy Savoldelli, 8. Manuela Schluep, 9. Rolf Schmid, 10. Daniel Vögeli, 11. Christian Wüthrich


	Christlichdemokratische Volkspartei:


	1. Pius Caminada, 2. Heidi Ehrsam, 3. Clara Grob,              4. Antonia Hagmann, 5. Dr. Thomas A. Müller, 6. Roland Rudolf von Rohr, 7. Chantal Stucki


	Parteilos:


	1. Jürg Peter (bis 22.00 Uhr)


	Grüne Olten:


	1. Doris Engeler Meyer, 2. Dr. Cyrill Jeger, 3. Iris Schelbert,  4. Candidus Waldispühl


	Schweizerische Volkspartei:


	1. Martha Bader (bis 22.00 Uhr), 2. Bruno Flury, 3. Rolf Sommer, 4. Paul Zürcher (bis 22.00 Uhr)


	Jungliberale Partei:


	1. Nico Zila


	Stadtrat:


	Ernst Zingg, Stadtpräsident

Silvia Forster, Vize-Präsidentin, Ressortleiterin Baudirektion I

Gabriele Plüss, Ressortleiterin Direktion Finanzen

Doris Rauber, Ressortleiterin Direktion Öffentliche Sicherheit

René Rudolf von Rohr, Ressortleiter Direktion Bildung und Sport

Peter Schafer, Ressortleiter Direktion Soziale Dienste

Dr. Martin Wey, Ressortleiter Baudirektion II

Markus Dietler, Stadtschreiber


	Entschuldigt abwesend:
	Peter Fehlmann

Beat Loosli

Stefan Nünlist

Daniel Probst

Marco Lauber

Christoph Ackle


	Ferner anwesend:
	Peter Kohler, Finanzverwalter

Mario Schenker, Controller


	Vorsitz:
	Jürg Walker


	Protokollführerin:
	Erika Brunner, Leiterin Stadtkanzlei


*         *          *

Geschäfte:

1.
Mitteilungen

2.
Dringliche Interpellation Daniel Vögeli (FdP) betr. KEKO/Frage der Dringlichkeit

*
2a)
Dringliche Interpellation Doris Engeler Meyer (GO) betr. Provisorium der Fachhochschule Olten/Frage der Dringlichkeit

3.
Investitions- und Finanzplan 2003-2007/Kenntnisnahme

4.
sbo, Berichte und Rechnungen 2001/Genehmigung

5.
Friedhof- und Bestattungswesen, Reglement/Totalrevision

6.
Parlamentarische Vorstösse/Begründung, Beantwortung und Weiterbehandlung

6.1.
Dringliche Interpellation Daniel Vögeli (FdP) betr. KEKO

*

6.1a)
Dringliche Interpellation Doris Engeler Meyer (GO) betr. Provisorium der


Fachhochschule Olten

**

6.2.
Motion René Bättig (CVP-Fraktion) betr. Mitwirkung der Schulen bei der Reinigung




von Wald und Flur

**
6.3.
Motion Nico Zila (FdP/JL-Fraktion) und Mitunterzeichnende für ein Konzept




„Sichere und saubere Innenstadt Olten“

**
6.4.
Volksmotion betr. den Verkehrsmassnahmen Riggenbachstrasse – Theodor-



Schweizer-Weg – Sälistrasse

**

6.5.
Postulat Daniel Vögeli (FdP) und Mitunterzeichnende betr. Verkehrsregime auf der





rechten Aareseite

**

6.6.
Postulat Iris Schelbert-Widmer (GO) betr. öffentliche Anschlagestellen für




Veranstaltungen

**

6.7.
Interpellation Dr. Max Pfenninger (FdP) und Mitunterzeichnende betr. unerträgliches

Ausmass und Frequenz durch Schwer- und Industrieverkehr Erlimatt, Kleinholz,

Platanen, Steinacker, Hausmattrain, Stationsstrasse, Schützenmatt und Mühlegasse

**


6.8.
Interpellation Rolf Sommer (SVP) betr. Baurechtsvertrag zwischen Einwohnerge-




meinde und Reitbahngesellschaft

**


6.9.
Interpellation Dr. Cyrill Jeger (GO) betr. Energiestadt Olten

*
Ergänzung der Traktandenliste

**
wurde aus Zeitgründen nicht behandelt

*         *          *

Parlamentspräsident Jürg Walker begrüsst die Anwesenden zur heutigen Sitzung.

Mitteilungen

Vorstösse/Eingang

- 
Dringliche Interpellation Daniel Vögeli (FdP) betr. KEKO (bereits traktandiert)

-
Dringliche Interpellation Doris Engeler Meyer (GO) betr. Provisorium der Fachhochschule Olten

-
Interpellation Dr. Markus Ammann (SP) betr. Unhaltbare Zustände im Inventuramt Olten

-
Kleine Anfrage Iris Schelbert (GO) betr. Manor-Areal

-
Postulat Rita Lanz (SP) betr. Städtisches Impulsprogramm für die ausserfamiliäre Kinder-betreuung

*         *          *

Protokollgenehmigung

Das Büro hat das Protokoll vom 24. Januar 2002 am 04. März 2002 unter Berücksichtigung der folgenden Korrektur definitiv genehmigt:

Traktandum 5: Allgemeine Verwaltung/Voranschlag 2002

Letztes Votum von Herrn Roland Rudolf von Rohr zum Eintreten (Seite 27, 1. und 2. Zeile): Die Aussage lautet richtig: „Die Nettoschuld liege bei 50 Millionen Franken (anstelle Fr. 50'000.—) bei seiner Wahl bei ca. 15 Millionen Franken (anstelle von Fr. 15'000.—)“.

*         *          *

Bildkauf

Stadtpräsident Ernst Zingg macht zum präsentierten Bild folgende Ausführungen. Bekanntlich habe Olten eine Partnerstadt, nämlich Altenburg in Thüringen. Der Stadtrat von Altenburg sei mit dem Vorschlag an ihn gelangt, über die Landesgrenzen hinweg als Partner Schweiz-Deutschland im Rahmen eines Puzzles von 100 Teilen ein Bild zu erwerben und mit einem Ehrenplatz in den beiden Rathäusern in Olten und Altenburg zu dokumentieren. Er habe die Kontakte, auch mit dem in Deutschland bekannten Künstler aus Hamburg, hergestellt. Dabei habe sich heraus gestellt, worum es bei der Verwendung des Entgeltes für das Bild handle. In Absprache mit Stadtrat Dr. Martin Wey als Verantwortlicher für den Umweltbereich könne er dazu Folgendes sagen: Die Stadt Olten sei seit sechs Jahren Mitglied beim Europäischen Klimabündnis und habe vor einigen Wochen in Anwesenheit von Dr. Martin Wey in Schaffhausen das Schaffhauser Memorandum der Schweizer Klimabündnis-Städte unterzeichnet. Die europäische Verbundenheit dieser 100 Bündnisstädte werde mit diesem Mosaik dokumentiert. Die Stadt Olten besitze nun einen Quadratmeter davon, Altenburg ein Nachbarbild. Dies könne im Internet betrachtet werden. Immer wenn ein Bild weggehe, erscheine die Stadt, die es erworben habe. Er nenne einige Beispiele: Mainz, Hamburg, Bremen, Bonn, Berlin. Drei Schweizer Städte hätten das Selbe gleichzeitig gemacht. Man habe dies am vergangenen Montag auf Einladung des Stadtrates von Zürich gemeinsam entgegen nehmen können: Zürich, Zug und Olten. Es werde in den nächsten Tagen in den lokalen Medien eine Mitteilung veröffentlicht. Das Bild werde an einem Ehrenplatz im Stadthaus aufgehängt. In der Medienmitteilung werde auch erklärt, worum es beim Klimabündnis gehe bzw. wofür das Geld verwendet werde. Es sei für die Unterstützung der Völker in Südamerika und für ein Projekt zur Ausbildung von Hebammen bestimmt, damit das Überleben der wenigen Völker sicher gestellt werden könne.

*         *          *

Beilage:

Vorstosstexte

           AUSZUG


aus dem Protokoll


des Gemeindeparlamentes


der Stadt Olten

vom 16. Mai 2002
Akten-Nr. 35/6
Prot.-Nr. 40

Kleine Anfrage Manuela Schluep-Probst (FdP) betr. Sperrung verschiedener Strassen in Olten/Beantwortung

Am 27. August 2001 wurde von Frau Manuela Schluep-Probst zuhanden des Stadtrates der Stadt Olten eine Kleine Anfrage mit folgendem Wortlaut eingereicht:

„Seit ein paar Tagen ist die Kirchgasse nachts für den Verkehr während einer Versuchsphase gesperrt. Vor einiger Zeit konnte man in der Presse lesen, dass die Riggenbachstrasse für den Durchgangsverkehr gesperrt wird. Das Schöngrundquartier ist bereits seit längerer Zeit mit einem Fahrverbot beschildert.

Es ist bekannt, dass im Bifangquartier, vor allem abends und nachts, Autorennen durchgeführt werden. Am meisten betroffen ist die alte Aarauerstrasse. Es ist wohl unbestritten, dass dies eine sehr gefährliche Sache ist und die Anwohner in ihrer Nachtruhe gestört sind.

Ich habe folgende Fragen:

1. Ist dem zuständigen Ressort Oeffentliche Sicherheit dieser Umstand bekannt?

2. Was wurde bisher dagegen unternommen ?

3. Welche Vorkehrungen will der Stadtrat treffen, um diese gefährlichen Wettfahrten zu unterbinden?

4. Käme ein nächtliches Fahrverbot analog Kirchgasse für dieses Quartier in Frage?

5. Wenn nicht, warum? “

-      -       -      -      -

Stadträtin Doris Rauber beantwortet im Namen des Stadtrates die Kleine Anfrage wie folgt:

1. Der Direktion Öffentliche Sicherheit ist die geschilderte Situation bekannt, denn auch in anderen Stadtteilen stellte die Stadtpolizei „nächtliche Autorennen“ fest. Der Verkehrspolizei sind insbesondere die alte Aarauerstrasse sowie das Gebiet Kirchgasse - Mühlegasse – Baslerstrasse und die Hammerallee – Solothurnerstrasse als Strecken von „Autorennen“ bekannt. Die Häufigkeit der Rennen hat anscheinend während den Wintermonaten abgenommen, vielleicht auch bedingt durch den Wechsel der Trägerschaft im „Pub“ an der Aarauerstrasse 50. Es ist allerdings damit zu rechnen, dass im Frühling/Sommer wieder die gleiche Problematik auftreten kann wie im Herbst des vergangenen Jahres.

2. Die Stadtpolizei Olten beobachtete die Situation im Bifangquartier und verstärkte ihre Präsenz in den betroffenen Strassen. Vor allem im Rahmen der ordentlichen Patrouillendienste sowie der Nachtpatrouillen wurden regelmässige Kontrollen vorgenommen und die fehlbaren Fahrzeuglenkerinnen und Fahrzeuglenker gebüsst. Weder im Bereich Innenstadt noch im Bereich alte Aarauerstrasse wurden die Verzeigungen mehrheitlich wegen überhöhter Geschwindigkeit ausgesprochen, sondern wegen Lärm verursachender Fahrweise (Hochdrehen des Motors usw.).

3. Der Stadtrat will die im letzten Herbst begonnenen Kontrollen fortführen und punktuell auch in der Nacht Radarmessungen vornehmen.

4. Grundsätzlich besteht die Möglichkeit ein nächtliches Fahrverbot analog dem Versuch in der Kirchgasse zu erlassen. Bevor jedoch zu einer solchen Massnahme gegriffen wird, müssen zuerst alle anderen Möglichkeiten (Kontrollen, Radarmessungen, usw.) ausgeschöpft und ausgewertet werden.

5. siehe Punkt 4.

Mitteilung an:

Direktion Öffentliche Sicherheit/F. Giori

Kommando Stadtpolizei (3)

Baudirektion I, Hochbau und Planung/P. Prina

Baudirektion II, Tiefbau, Umwelt, Entsorgung/P. Haus

Kanzleiakten

Verteilt am:


AUSZUG


aus dem Protokoll


des Gemeindeparlamentes


der Stadt Olten

vom 16. Mai 2002
Akten-Nr. 1/14, 51/17
Prot.-Nr. 41

Dringliche Interpellation Daniel Vögeli (FdP) betr. KEKO/Frage der Dringlichkeit

Daniel Vögeli begründet die Dringlichkeit wie folgt: Man kenne die schwierige Situation der KEKO. Mehr brauche es dazu nicht, es lägen noch genügend Geschäfte vor.

Namens des Stadtrates spricht René Rudolf von Rohr. Der Stadtrat bejahe die Dringlichkeit. Nur schon aufgrund verschiedenster in den letzten Wochen erschienener Medienberichte seien sie überzeugt, das Parlament und die Öffentlichkeit sollten transparent und unmittelbar informiert werden.

Mit 43 : 0 Stimmen wird die Dringlichkeit bejaht.

Mitteilung an:

Kanzleiakten

Verteilt am:


AUSZUG


aus dem Protokoll


des Gemeindeparlamentes


der Stadt Olten

vom 16. Mai 2002
Akten-Nr. 47/5
Prot.-Nr. 42

Dringliche Interpellation Doris Engeler (GO) betr. Provisorium der Fachhochschule Olten/Frage der Dringlichkeit

Doris Engeler Meyer meint, die Dringlichkeit sei schon deshalb gegeben, weil das Provisorium im Herbst bereits stehen solle.

Namens des Stadtrates spricht René Rudolf von Rohr. Der Stadtrat bejahe die Dringlichkeit aufgrund der bestehenden Situation. Es könnten nicht alle Fragen detailliert beantwortet werden, weil das angesprochene Projekt noch nicht im Einzelnen erarbeitet worden sei und noch verschiedene Möglichkeiten bestünden. Aufgrund verschiedenster Gerüchte, die in der Stadt kursierten, sei der Stadtrat der Meinung, dass eine Information zur Klärung beitrage.

Roland Rudolf von Rohr führt aus, es hätten bei der letzten Sitzung bereits dringliche Interpellationen vorgelegen. Er denke, es werde langsam ein Politikum. Letztes Mal habe er gesagt, Interpellationen sollten nicht missbraucht werden, um Politik zu machen und dazu aufgefordert, fair zu bleiben. Bei der dringlichen Interpellation betreffend Verkehr sei über das Säliquartier diskutiert worden. Der Stadtrat habe ganz klar Antwort gegeben, dass dieses geschützt werde. An der Parteiversammlung der Grünen Partei und neu auch der SP erfolge wieder die Angstmacherei mit dem Säliquartier. Dies sei doch nicht der Sinn der dringlichen Interpellationen. Er finde, die Antworten des Stadtrates sollten auch ernst genommen werden, und es sollte fair damit politisiert werden. Wenn der Stadtrat die Dringlichkeit bei beiden Interpellationen befürworte, schliesse man sich an.

Mit 37 : 0 Stimmen wird die Dringlichkeit bejaht.

Mitteilung an:

Kanzleiakten

Verteilt am:


AUSZUG


aus dem Protokoll


des Gemeindeparlamentes


der Stadt Olten

vom 16. Mai 2002
Akten-Nr. 13/14
Prot.-Nr. 43

Investitions- und Finanzplan 2003 bis 2007/Kenntnisnahme
Sehr geehrter Herr Präsident

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Stadtrat unterbreitet Ihnen folgenden Bericht und Antrag:

1. Allgemeines und Ausgangslage


Der Stadtrat hat das Regierungsprogramm für die Gemeindepolitik 2001 bis 2005 unter dieses Motto gesetzt. Im vorliegenden Investitions- und Finanzplan sind die finanziellen Auswirkungen dieser Zukunftsplanung festgehalten. Das Bauvolumen richtet sich nach den finanziellen Möglichkeiten der Einwohnergemeinde Olten. Der Zukunftsplan baut aber auch auf zuversichtliche Konjunkturwerte auf. Aufgrund der vorliegenden Prognosen der ökonomen darf mit einer guten Konjunkturlage gerechnet werden. Nur mit günstigen Rahmenbedingungen können die geplanten Vorhaben grösstenteils verwirklicht werden. 

Das Gemeindeparlament hat letztmals am 29. Juni 2000 den Investitions- und Finanzplan für die Periode 2001 bis 2005 genehmigt. Neu hat der Stadtrat jedes Jahr einen Finanzplan für die nächsten 5 Jahre zur Kenntnisnahme vorzulegen (Art. 43 GO). Die Planzahlen sollen deshalb alle Jahre im Sinne einer rollenden Planung den neuen Gegebenheiten angepasst werden. Planen heisst vorausdenken, um sich die Entscheidungsfreiheit zu erhalten.
Wesentlich beeinflusst wird ein Finanzplan von noch unbekannten und nicht beeinflussbaren Faktoren, wie Konjunkturverlauf, Entscheidungen auf höherer Ebene oder Abwälzungen von neuen Aufgaben (mit Ausgabenfolgen). Die genauen Auswirkungen der Revision des Finanzausgleiches sowie der Schuldenbremse auf Bundesebene sind für die Gemeinden noch nicht bekannt. Auf der Ertragsseite sind Beitrags- und Subventionskürzungen denkbar. Als unterste Staatsebene müssen die Gemeinden nicht nur die Beschlüsse umsetzen, sondern öfters auch die finanziellen Mehrbelastungen verkraften. Sofern sich das erwartete Szenario der positiven Konjunkturtendenzen bewahrheitet, dürfte die tiefere Arbeitslosigkeit positive Auswirkungen auf die gesetzliche Sozialhilfe haben.

Nebst den erwähnten Faktoren können grössere Schwankungen beim Steuerertrag die Planergebnisse positiv oder negativ beeinflussen. Den Prognosen ist deshalb der richtige Stellenwert beizumessen. Je länger der Zeithorizont, desto ungenauer sind die Ergebniszahlen. 

2. Investitionsprogramm

Das Investitionsprogramm ist nach folgenden Kriterien gegliedert:

· Werterhaltende Investitionen (Sanierungen)

· Entwicklungs- und a.o. Investitionen

· Investitionsbeiträge an Kanton (gesetzliche Beiträge)

· Investitionen mit Spezialfinanzierungen

Bei den werterhaltenden Investitionen handelt es sich vorwiegend um dringend notwendige Sanierungen von gemeindeeigenen Hoch- und Tiefbauten. Dafür besteht ein grosser Nachholbedarf. Eine Vernachlässigung des Unterhaltes könnte sich längerfristig finanziell rächen und haftpflichtige Schäden verursachen. Aus diesem Grunde sind diese Investitionen der ersten Priorität zuzuordnen. 

Schwer abzuschätzen sind die finanziellen Auswirkungen der Entwicklungsinvestitionen, da noch viele Entscheidungen bezüglich Zeitplan, Investitionsvolumen und –beiträge offen sind. Der Projektierungs- und Realisierungshorizont ist sehr lang und wird auch von den notwendigen Verfahren zeitlich massgebend beeinflusst. Folgende Grossprojekte sind zwar in Planung und Vorbereitung, für den Investitions-  und Finanzplan 2003 bis 2007 sind sie jedoch noch nicht wirksam:

Im Investitions- und Finanzplan sind deshalb die Grossprojekte

· Gesamtverkehrsprojekt (GVP) inkl. 2. Aarebrücke

· Westast als 1. Etappe des GVP

· Erschliessung Bornfeld

· Parkleitsystem / Ausführung

· Fussgängersteg

· Munzingerplatz / Realisierung

nicht einzeln aufgeführt. 

Für die Planperiode sind Nettoinvestitionen von 56,4 Millionen Franken vorgesehen. Ohne geplante Desinvestitionen von weiteren 3,5 Millionen Franken würde das Volumen noch stärker anwachsen. Dieses Bauvolumen kann nicht voll selbstfinanziert werden, da nebst dem Neubau des Werkhofes auch grössere Entwicklungsinvestitionen vorgesehen sind. Zum Teil handelt es sich dabei um Vorleistungen für die künftige Stadtentwicklung (Erschliessungskosten). Eine vertretbare Neuverschuldung ist deshalb zu verantworten.

Erfahrungsgemäss können nicht alle geplanten Investitionen zeitgerecht durchgeführt werden. Im Investitionsplan ist dafür ein Realisierungsgrad von 95 % vorgesehen. 

Kommentar zu den einzelnen Investitionsvorhaben

· Standortbeitrag für die Fachhochschule

Der Miet- oder Kaufentscheid für die Fachhochschule ist noch nicht entschieden. Die Fälligkeit des Standortbeitrages ist deshalb zeitlich noch unklar. Aufgrund des Bauvolumens ist mit einer Kostenfolge von 5,5 Millionen Franken zu rechnen (10 % gesetzlicher Beitrag von 55 Mio. Franken). 

· ICT-Projekt „Schulen ans Netz“

Bei den Investitionen für ICT an den Schulen handelt es sich um Schätzungen. Die Etappierung sieht folgende Schritte vor:

2003: ICT für Bezirks- und Sekundarschule

2004: ICT für Oberschule und Werkklassen

2005: ICT für 5. und 6. Klassen

In diesen Kosten sind die Anschaffung der Hardware, eine Vernetzung und der Anschluss Internet sowie eine Intensivschulung des Lehrkörpers enthalten.

Zudem fallen jährlich wiederkehrende Kosten für Support und Wartung, Abschreibungen, Lizenzgebühren, Providerkosten an.

· Stadttheater neues Konzept

Die laufenden Konzeptarbeiten und Verhandlungen unter dem Titel „Theater und Konferenzzentrum (TKZO)“ mit Dritten haben zum Ziel, den Betrieb des Stadttheaters privat- oder zumindest gemischtwirtschaftlich zu führen. Damit sollen die Betriebs- aber auch die erforderlichen Investitionskosten für die Stadt reduziert werden. Zusätzlich zu den  vorgesehenen Investitionen in der Höhe von rund 4 Millionen Franken (Annahme) sind der EGO Gönnerbeiträge in der gleichen Grössenordnung in Aussicht gestellt worden. Diese einmalige Chance hat den Stadtrat veranlasst, den Umbau des Stadttheaters und Konzertsaals bereits jetzt in vollem Umfang in die Investitionsrechnung aufzunehmen. Er wird dem Gemeindeparlament bzw. dem Souverän zu einem späteren Zeitpunkt eine separate Vorlage mit den Investitionskosten sowie einem Führungskonzept vorlegen. 

· Neubau Werkhof

Wegen den erforderlichen rechtlichen Abklärungen bezüglich Vergaberecht des Architekturauftrages durch den SIA-Rechtsdienst kann mit der Erarbeitung des Projektes leider erst im Mai 2002 begonnen werden. Die Volksabstimmung über den Kredit für den Neubau des Werkhofes wird im Frühling 2003 durchgeführt. Mit der Realisierung des Werkhof-Neubaus wird dank der äusserst kompakten Gesamtanlage eine zusammenhängende Baulandfläche von ca. 6'500 m2 frei für die Ansiedlung neuer Nutzungen. Dieses Areal kann, sofern kein Bedarf von Seiten der öffentlichen Hand besteht, veräussert werden.

· Kunsteisbahn Sanierung:

 Die genauen Kosten für die Sanierung der Kunsteisbahn müssen im Rahmen einer entsprechenden Untersuchung und Projektierung abgeklärt werden.

· Sportrasenplätze Ersatz

Die Investitionskosten von 1 Million Franken beruhen auf ersten Erkenntnissen im Rahmen der Sportstättenplanung, können aber je nach Ausgestaltung derselben und der detaillierten Resultate der Sportstättenplanung verändert werden.

· Einkauf Schiessanlage Obererlimoos

Das Gemeindeparlament hat am 10.5.2001 einen Kredit von 1,26 Millionen Franken als Pauschalbeitrag für den Einkauf in die Schiessanlage Obererlimoos bewilligt unter dem Vorbehalt der Kreditbewilligungen durch die Einwohnergemeinde Trimbach und Starrkirch-Wil und der Bürgergemeinde Olten. Dieser Beschluss wurde freiwillig der Urnenabstimmung unterstellt. 

· Verkehrskonzept Olten

 Das Verkehrskonzept Olten enthält Massnahmen zur Verbesserung der Verkehrssituation in unserer Stadt, die kurz- und mittelfristig realisierbar sind. Das Verkehrskonzept beinhaltet 4 Teilprojekte, nämlich „Optimierung der Verkehrsabläufe auf den Kantonsstrassen (Basisnetz)“, „Verkehrsführung Innenstadt“, „Parkraumkonzept“ und „Parkleitsystem“. Die Förderung des öffentlichen Verkehrs sowie die Anliegen der Fussgänger/innen und Zweiradfahrer/innen sind integrierende Bestandteile dieser Teilprojekte. Die aus der Realisierung des Verkehrskonzeptes erwachsenen Kosten können erst auf Grund der konkreten Massnahmen beziffert werden. Deshalb sind nicht alle vier Teilprojekte mit Ausführungskosten in diesem  Investitions- und Finanzplan aufgeführt. Sie müssen zur gegebenen Zeit im Sinne einer rollenden Finanzplanung entsprechend berücksichtigt werden.

· Erschliessung Kleinholz

Im Interesse der Stadtentwicklung, insbesondere der Ansiedlung von neuem, attraktivem Wohnraum mit dem Ziel, zusätzliche Steuereinnahmen zu generieren, ist eine möglichst rasche und qualitativ hochstehende Überbauung des Kleinholzgebietes zu fördern. In Anbetracht der Nachfrage nach Einfamilienhäuser ist zu prüfen, ob die im rechtsgültigen Zonenplan Kleinholz ausgeschiedene Zone für Einfamilienhäuser entsprechend erweitert werden müsste. Die für die Überbaubarkeit notwendige Erschliessung dieser Einfamilienhauszone soll von der Stadt Olten bevorschusst werden. Diese Erschliessungskosten (Strassenbau und Entwässerung) belaufen sich auf ca. Fr. 2 Mio., welche auf Grund eines noch abzuschliessenden Vertrages von der Grundeigentümerin vollumfänglich zurückbezahlt wird. Der Kostenanteil der Stadt Olten beträgt je nach Ausbaugrad und Gestaltung zwischen Fr. 500'000.—bis Fr. 1 Mio. Dieser Betrag wird über den ordentlichen Investitionskredit abgedeckt. Über die erwähnte Bevorschussung der Erschliessungskosten wird dem Gemeindeparlament im Herbst 2002 ein entsprechender Bericht und Antrag unterbreitet.

· Landerwerb im Kleinholz (Zone für öffentliche Bauten und Anlagen)

Die ausgeschiedene Zone für öffentliche Bauten und Anlagen dient der Sicherstellung für die spätere Realisierung der erforderlichen Infrastrukturen (insbesondere eines Schulhauses) und muss zu gegebener Zeit von der Stadt Olten erworben werden. Sowohl der Zeitpunkt dieses Erwerbes wie auch der Landpreis müssen im Rahmen entsprechender Verhandlungen mit der Grundeigentümerin ausgehandelt werden.

· Projektwettbewerb Munzingerplatz

Im vorliegenden Investitions- und Finanzplan sind nur die Wettbewerbskosten aufgeführt. Eine allfällige Realisierung des bedeutenden Vorhabens würde in Zusammenarbeit mit privaten Investoren erfolgen. Da sie kaum in der Planperiode wirksam werden dürfte, wurden keine Beiträge aufgenommen.

3. Entwicklung der Zahlen in der Laufenden Rechnung 

Der stärkere Aufwandzuwachs in den letzten Jahren ist auf gesetzliche Massnahmen und Sondereinflüsse zurückzuführen, wie z.B. neue Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Neubau der Heilpädagogischen Sonderschule, Einführung des Altlasten- und Abwasserfonds, Einführung der Kehrichtgebühren und damit verbunden die Vollkostenrechnung (Kosten für die Kehrichtsäcke vorher zu Lasten der KEBAG-Rechnung) sowie der Aufgabenreform mit dem Gesetz über die soziale Sicherheit. Diese Veränderungen haben sowohl im Aufwand- als auch im Ertragsbereich grössere Auswirkungen in den Gemeinderechnungen.  

Aufgrund des überarbeiteten Budgets und den in den letzten Jahren vorgenommenen Sparmassnahmen im Zusammenhang mit dem Projekt GeFina „Gesunde Finanzen“ und in Berücksichtigung der gebundenen Ausgaben werden folgende Prognosen für die Entwicklungen vorausgesagt:

· Personalaufwand

Für die gesamte Planperiode wird mit einer Lohnanpassung von jährlich 1 % - 1,5 % kalkuliert. Mehraufwendungen für eine allfällige Korpserhöhung bei der Stadtpolizei bzw. Auswirkungen für das neue Leistungsbewertungssystem sind schätzungsweise eingerechnet. Allfällige Mehrbelastungen für neue Schulklassen sind aber nicht enthalten. 

· Sachaufwand

Die Entwicklung des Sachaufwandes liegt unter der zu erwartenden Jahresteuerung. Hier sollten sich weitere Sparmassnahmen positiv auswirken. Der bauliche Unterhalt entwickelt sich nach der Bauteuerung und die Energiekosten unterliegen den starken Preisschwankungen in diesem Bereich. Eine Energiekrise könnte diesen Aufwandposten negativ beeinflussen. Zudem sind die Mehrkosten für das ICT-Projekt „Schulen ans Netz“ mitzuberücksichtigen.

· Passivzinsen

In den letzten Jahren hat die Einwohnergemeinde vom tiefen Zinsniveau und von günstigen Refinanzierungssätzen unter 4 % profitieren können. Die Entwicklung des Zinsaufwandes richtet sich einerseits nach den Kapitalmarktsätzen für Neugeldaufnahmen und andererseits nach dem Fremdmittelbedarf für Neuinvestitionen.

· Abschreibungen

Im Finanzplan sind ordentliche Abschreibungen von 10 % des Buchwertes für das Jahr 2003 bzw. 8 % (gesetzliche Minimalabschreibungen) ab dem Folgejahr enthalten. Es gilt der Grundsatz, dass werterhaltende Unterhaltssanierungen rasch abzuschreiben sind. Entwicklungsinvestitionen sind eine Vorleistung für eine gesunde Stadtentwicklung und die Voraussetzung für den Standortvorteil einer Zentrumsgemeinde. Für diese Investitionen ist eine längere Abschreibungszeitspanne deshalb vertretbar. 
· Entschädigungen an Gemeinwesen

Mit über 2,5 Millionen Franken ist der Betriebskostenbeitrag an den Zweckverband der Abwasserregion Olten der grösste Ausgabenposten in dieser Sachart. Nach Abschluss der umfangreichen Sanierungs- und Ausbauphase für die Kläranlage dürfte dieser Beitrag in den nächsten Jahren nicht mehr anwachsen. 

· Beiträge

In den Beiträgen sind unter anderem die grösseren Belastungen für 

· den kantonalen Finanzausgleich (ca. 1,3 Mio. Fr.)

· den öffentlichen Verkehr (ca. 2 Mio. Fr.)

· den Beitrag an die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV bzw. Prämienverbilligung gemäss der Aufgabenreform „Soziale Sicherheit“ (ca. 2,5 Mio. Fr.)

· die obligatorische Heilkostenversicherung (ca. 0,5 Mio. Fr.)

enthalten.

Allein die Leistungen für die gesetzliche Sozialhilfe betragen nahezu 50 % dieser Sachart. Alle diese nicht oder wenig steuerbaren Aufwendungen sind in den letzten Jahren 

überdurchschnittlich stark angewachsen. 

Aufgrund der besseren Konjunkturaussichten sind Kosteneinsparungen im Sozialbereich denkbar.

· Steuerertrag

Die Prognosen basieren einerseits auf dem für die Gemeinden verbindlichen kantonalen Steuertarif und unveränderten Steuerfüssen von 112 % für die Natürlichen Personen bzw. 122 % für die Juristischen Personen. Die Holdingssteuer soll aus Gründen der Wirtschaftsförderung weiterhin auf dem niedrigen Satz von 50 % belassen werden. Mit diesen Steuerfüssen liegt die Einwohnergemeinde Olten weit unter dem kantonalen Mittel von ca. 128 %. 

Aufgrund der geplanten neuen Wohnsiedlungen (Kleinholz, ex Manor-Areal usw.) darf nicht nur mit einem gleichbleibenden Bestand an Steuerzahler bzw. Steuerzahlerinnen gerechnet werden; vielmehr ist ein Mehrertrag als Folge der Entwicklungsförderung nicht auszuschliessen. 

Die Auswirkungen der Gegenwartsbesteuerung und der beschlossenen Teilrevision des Steuergesetzes per 1.1.2001 sind zwar noch nicht bekannt. Es wird aufgrund der Ergebnisse in anderen Kantonen mit einem zusätzlichen Wachstum bei den Einkommenssteuern gerechnet. Dies ist auf die volle Besteuerung der AHV- und IV-Renten zurückzuführen. 

Einen Minderertrag in der Planperiode bringt wohl die nächste Steuergesetzrevision bzw. der Ausgleich der kalten Progression. Der jährliche Ausfall wird auf rund 2,5 Millionen Franken geschätzt. Dafür dürfte der Kanton Solothurn und die Region Olten steuerlich attraktiver werden, was sich wiederum mittel- und langfristig positiv auf die Finanzpläne auswirken wird.

Die vorgesehene Entwicklung aus Gewinn- und Kapitalsteuern ist nicht unrealistisch und stützt sich auf die letzten Veranlagungsergebnisse sowie auf die eingeholten Auskünfte ab.

· Vermögensertrag

Diese Ertragsart ist wegen Desinvestitionen (Finanzvermögen) und Amortisationen von Kapitalvermittlungen sowie dem Auszug der sbo entsprechend tiefer prognostiziert. 

· Entgelte

In dieser Sachart sind als grösste Posten die Gebühren für Abwasser und Kehricht, die Parkgebühren, die Feuerwehrersatzabgabe sowie die Rückerstattungen aus Leistungen für die Sozialhilfe enthalten. Mit dem geplanten Wegfall des Selbstbehaltes für die Sozialhilfeleistungen werden in erster Linie die Zentrumsgemeinden entlastet, indem höhere Rückerstattungen aus dem Lastenausgleich zu erwarten sind. Diese Erleichterung tritt nur in Kraft, wenn dem neuen Finanzausgleichsgesetz zugestimmt wird.

· Rückerstattungen von Gemeinwesen

Es handelt sich dabei insbesondere um Schulgeldbeiträge der angeschlossenen Gemeinden (inkl. HPS), der Beiträge der Kirchgemeinde für die Steuerveranlagung und –bezug sowie um den Beitrag des Kantons für den Polizeidienst.

· Beiträge

Zu den eingehenden Beiträgen zählen die Betriebsbeiträge der Invalidenversicherung und des Kantons für die Heilpädagogische Sonderschule sowie die Leistungen aus dem Interkommunalen Lastenausgleich für die Sozialhilfe.

4. Ergebnisse für die Planperiode

Bei einem günstigen Konjunkturverlauf und einem weiterhin positiven Steuerertrag aus Gewinn- und Kapitalsteuern darf in der Planperiode mit positiven Jahresergebnissen gerechnet werden. Allerdings können die geplanten Entwicklungsinvestitionen und der Neubau des Werkhofes nicht voll selbstfinanziert werden. Dafür muss eine vertretbare Neuverschuldung in Kauf genommen werden. Sollten die Prognosen zu optimistisch sein, müsste das Investitionsvolumen den finanziellen Möglichkeiten angepasst werden. 

5. Problematik von Zentrumsgemeinden

Der finanzielle Handlungsspielraum von Agglomerationszentren ist wegen zusätzlichen Aufgaben (für Polizei, Sport, Kultur, Soziales etc.) äusserst knapp bemessen. Mit der angestrebten Finanzausgleichsrevision und der damit vorgesehenen vollständigen Abschaffung des Selbstbehaltes für die Sozialhilfe würde eine finanzielle Entlastung für die Städte möglich werden. Es ist anzustreben, dass mit weiteren Aufgabenreformen die Zentrumsaufgaben gerechter auf die Konsumenten und Konsumentinnen verteilt werden. Die Zürcher Gemeinden haben diesbezüglich Bereitschaft signalisiert und leisten der Stadt Zürich angemessene Beiträge an die Zentrumslasten. Im Kanton Solothurn wird eine solche Lösung nicht einfach zu realisieren sein, da die Stadt Olten eine hohe Steuerkraft und einen im kantonalen Vergleich unterdurchschnittlichen Steuerfuss ausweist. 

6. Ausblick

Die EGO muss für die kommenden Jahre mit grösseren Investitionen rechnen. Einige Grossprojekte, die für diese Finanzplanperiode noch nicht wirksam werden, sind in Projektierung und sollten in den nächsten zwei Jahrzehnten zur Ausführung gelangen. Es gilt deshalb bereits jetzt, eine möglichst gesunde finanzielle Ausgangslage für die Realisierung dieser Projekte zu schaffen, wie

· Gesamtverkehrskonzept inkl. zweite Aarebrücke
Der Kostenanteil der Stadt Olten für die Projektierung und Realisierung des GVP inkl. flankierende Massnahmen betragen ca. 29 Millionen Franken. Dieser Investitionsbeitrag muss im Interesse einer vernünftigen Finanzplanung (kontinuierliche Ausgaben) auf ca. 10 bis 15 Jahre verteilt werden.

· Der Westast als erste Etappe des GVP

Die Kosten für die Realisierung des Westastes werden gemäss unterzeichnetem Vertrag grossmehrheitlich von der Grundeigentümerin des PCO Hunziker-Areals übernommen. 

· Erschliessung Bornfeld
Das Bornfeld bildet die mittel- und langfristige Baulandreserve der Stadt Olten. Die Grunderschliessung im Bereich der Entwässerung in den ARA-Kanal und in die Dünnern werden grösstenteils durch die späteren Bauherrschaften im Bornfeld zurückerstattet.

· Aare-Fussgängersteg

Auf Grund der im Rahmen des prov. Fussgängersteges verzeichneten Fussgängerfrequenzen sowie auf Grund eines im Gemeindeparlament überwiesenen Postulates ist es unbestritten, dass die Realisierung eines „definitiven“ Fussgängersteges von breiten Bevölkerungskreisen als wünschenswerte Attraktivitätssteigerung unserer Stadt erachtet wird. In Anbetracht der in nächster Zukunft zu erfüllenden „zwingenden“ Investitionsaufgaben und der zur Verfügung stehenden Geldmittel muss die Realisierung dieses zwar für die Stadt attraktiven Bauwerkes noch zurückgestellt werden.

7. Fazit

Mit dem  Investitions- und Finanzplan 2003 – 2007 sollen einige grosse Projekte zur Realisierung gelangen. Projekte, die einerseits die Attraktivität der Einwohnergemeinde Olten nachhaltig prägen, andererseits aber auch eine finanzielle Belastung darstellen werden. Das seit Jahren angestrebte Ziel, die Schulden der EGO zu reduzieren, kann  vorerst nicht umgesetzt werden; denn es gilt, die einmaligen Entwicklungschancen zu nutzen. Der Stadtrat vertritt die Meinung, dass mit dieser mässigen Neuverschuldung wichtige Impulse für die Zukunkft gesetzt werden, die sich mittel- bis langfristig als „Return of Invest“ für unsere Stadt auszahlen werden. „Wer wagt, gewinnt“ – dieses Sprichwort dürfte hier auch auf die Finanzpolitik anzuwenden sein. Eine Kleinstadt wie Olten – an bester Lage im schweizerischen Mittelland – kann sich mit den nötigen Anstrengungen zu einer attraktiven Konferenz- und Wohnstadt entwickeln. Leider können die nötigen finanziellen Ressourcen nicht in grösserem Ausmass in der laufenden Rechnung eingespart werden, da eine Stadt nicht nur durch schöne Bauten und gutausgebaute Strassen attraktiv wird, sondern auch anhand ihres Dienstleistungsangebotes (Bildung, Kultur, Sport, öffentliche und soziale Sicherheit) gemessen wird. Der Stadtrat ist der Meinung, dass sich hier keine weiteren Einsparungen verantworten lassen. Dies soll ihn jedoch nicht von einer haushälterischen und effizienten Verwaltungsführung entbinden. 

Die Planziele können nur erreicht werden, wenn günstige Rahmenbedingungen bezüglich Konjunktur und Politik vorherrschen. Deshalb laden wir Sie alle zum konstruktiven Mitmachen ein und glauben an das Motto:


Beschlussesantrag:

1. Der Investitions- und Finanzplan für die Periode 2003 - 2007 wird mit dem aktuellen Planungsstand zur Kenntnis genommen.

2. Der Stadtrat wird mit dem Vollzug beauftragt.

-      -       -      -      -

Der vorliegende Bericht und Antrag wurde den Parlamentsmitgliedern zusammen mit der Zu​stimmungserklärung der Geschäftsprüfungskommission zugestellt.

Namens der GPK spricht Christian Wüthrich. Die GPK habe sich in zwei Lesungen die Mühe und Zeit genommen, den Investitions- und Finanzplan genau und kritisch zu hinterfragen und dementsprechende Punkte heraus zu spüren. Sehr lobenswert und wohlwollend sei der ganze Investitions- und Entwicklungsplan goutiert worden, der sehr visionär und detailliert sei. Man sehe, dass die zuständigen Ressorts und Stadträtinnen und Stadträte vorwärts machen wollten. Es seien alte Geschichten darunter, über die schon lange diskutiert werde, und es habe gute Sachen darunter, die viel Lob ergeben hätten, dass vorwärts gemacht werde und dass es erscheine, damit darüber diskutiert werden könne. Der zweite Punkt, der ebenfalls zu Diskussionen Anlass gegeben habe, sei der Finanzplan. Dort gebe es eine Gruppe der GPK, die bei der Sachgruppe 30, 31 und 36 weiterhin seine Politik durch drücken werde. Es handle sich um den Personal- und Sachaufwand und die Beiträge. Auch dort habe man vom Stadtrat kompetente Auskünfte erhalten. Es sei deponiert worden, dass man bei diesen Rubriken „am Ball bleiben“ werde. Beim Bericht und Antrag fehlten für einige klar zielgerichtete Aussagen und Zielformulierungen und satte Sprüche, die erwartet würden. Es sei schwierig, einen Bericht und Antrag so zu gestalten, dass er allen passe, die Aussagen griffig seien und der Stadtrat aufgrund dieses Berichts und Antrags wörtlich „festgenagelt“ werden könne. Die GPK sei einstimmig auf den Beschlussesantrag des Stadtrates eingetreten.

Stadträtin Gabriele Plüss führt aus, der Investitions- und Finanzplan sei nicht nur ein Arbeits- und Führungsinstrument des Stadtrates, sondern er sage sehr viel – vielleicht noch mehr als die Regierungsrichtlinien – über die geplanten Vorhaben einer Gemeinde aus. Beim Finanzplan werde es nämlich konkret. Es stelle sich die Frage, wieviel Geld zur Verfügung stehe, welche Projekte anstünden und wie die Prioritäten gesetzt würden. Das Finanzkorsett sei bekanntlich relativ eng. Nicht alle Pläne, Vorstellungen, Wünsche und Visionen könnten aufgenommen werden. Vieles müsse auf einen späteren Zeitpunkt verschoben oder ganz aufgegeben werden. Hier unterscheide sich ein öffentlicher Haushalt kaum von einem privaten. Der Stadtrat habe sich bemüht, einen ausgewogenen Investitions- und Finanzplan zu erarbeiten, einen Plan mit klaren Zielen und Prioritäten. Sie glaube sagen zu dürfen, dass dies gelungen sei. Sie möchte zuerst ein paar Projekte erwähnen, die in dieser Planungsperiode noch nicht wirksam würden. Das wichtigste sei sicher das Gesamtverkehrsprojekt, dessen Finanzierung hoffentlich – im Interesse unserer Bevölkerung, unserer Wirtschaft und unserer Arbeitsplätze – die Hürde der Volksabstimmung am 2. Juni schaffen werde. Die erste Tranche des Anteils, den die Einwohnergemeinde Olten leisten müsse, würde dann etwa ab dem Jahr 2007 – je nach Stand der Vorbereitungs- und Projektierungsarbeiten – fällig. Es sei also für den vorliegenden Finanz- und Investitionsplan nicht wirksam. Beim Munzingerplatz sei vorerst einmal der Wettbewerb geplant, eine Projektrealisierung solle dann jedoch vorwiegend mit privaten Investoren durchgeführt werden. Im Finanzplan seien keine konkreten Zahlen enthalten. Auch der bei der Bevölkerung inzwischen beliebte Aare-Fussgängersteg müsse leider im Moment unter „nice to have“ zurückgestellt werden, was sie auch sehr bedauerten, weil er sehr geschätzt werde. Die finanziellen Mittel reichten nicht für alles. Es könne in dieser Finanzplanperiode nicht alles realisiert werden, auch wenn es bei einigen Projekten sehr schön wäre, wenn sie durchgeführt werden könnten. Im Bericht und Antrag fänden sich unter Punkt 6 Ausblick Details über weitere Projekte, die erst nach 2007 in Angriff genommen werden könnten. Sie komme nun zu den Projekten des vorliegenden Investitions- und Finanzplanes, die aktuell würden. Sie möchte bei dieser Gelegenheit darauf hinweisen, dass die Planung rollend vorgenommen werde. Im nächsten Frühjahr werde der Plan für die Periode 2004 bis 2008 angepasst. Es werde immer ein Jahr dazu kommen, und es werde Überarbeitungen gebe. Dies liege in der Natur der Sache, weil es bei den Investitionen immer wieder Verzögerungen gebe. Es werde auch darauf hingewiesen, dass man damit rechne, dass rund 95 % realisiert werden könnten. Deshalb dürfte der Selbstfinanzierungsgrad etwas besser werden als er vorgegeben sei. Die Erfahrungen zeigten, dass von den Investitionen in der Regel nicht alles umgesetzt werden könne, weil manchmal die Planung noch nicht so weit sei oder die Kosten tiefer seien. Dann gebe es auch nicht die ganze Summe. Der Stadtrat habe die Prioritäten in verschiedenen Gebieten gegliedert: Bei der Bildung werde einerseits mit der Fachhochschule eine ganz klare Priorität gesetzt, worüber vor vielen Jahren in einer Abstimmung der Kredit beschlossen worden sei. Die Fachhochschule solle jetzt in Olten zur Ausführung kommen. Noch nicht sicher sei, ob der Kanton selber baue oder ob er sich einmiete. Es würden verschiedene Projekte geprüft, jedoch sei noch nichts entschieden. Die Tendenz gehe eher dahin, dass gebaut würde. Aus diesem Grunde habe die Stadt ihren Anteil in den Finanzplan aufgenommen. Wenn es zu einer Miete käme, wäre der Betrag viel tiefer, jedoch über eine längere Zeit. Es sei bereits eine erste Tranche für das Jahr 2003 enthalten. Wenn der Kanton bauen wolle, kaufe er das Land bald, und dies sei der Anteil dafür. Bis der Bau realisiert werde, gebe es einen Unterbruch bis zur Zahlung, und im Jahre 2005 werde es weiter gehen. Eine wichtige Priorität sei bei der Bildung unter dem Schlagwort „Schulen ans Netz“ gesetzt worden. Sie seien der Meinung, es sei ein wichtiger Standortvorteil in unserer Stadt, wenn die Schulen auf dem neuesten Stand seien. Dort gehöre die Informatikausbildung dazu. Dies machten auch andere. Zürich habe kürzlich ein grösseres Projekt beschlossen. Der Kanton Aargau sei ziemlich weit, und die Stadt Solothurn habe bezüglich Investitionen Einiges im Sinn. Der Stadtrat möchte hier Investitionen tätigen. Eine weitere Priorität sei im Kulturbereich gesetzt worden. Sie nehme an, inzwischen wüssten die meisten Bescheid, worum es gehe und weshalb plötzlich zweimal zwei Millionen Franken für das Stadttheater aufgenommen worden seien. Es seien von verschiedenen Mäzenen mehrere Millionen Franken in Aussicht gestellt worden, die für das Stadttheater geschenkt würden. Die Auflage sei, dass das Geld für den Erhalt des Kulturbetriebes verwendet werde. Es gehe um einen Betrag von vier bis fünf Millionen Franken. Von einer Gruppe, die sich darum bemühe, seien verschiedene Projekte ausgearbeitet worden. Es gebe ein Projekt, das acht bis neun Millionen Franken kosten sollte, ein weiteres 16 Millionen und ein anderes über 20 Millionen Franken. Es sei ganz klar, dass man sich nur auf das Bescheidenste einlassen könne, weil nicht genügend Finanzen vorhanden seien, um auf ein 20 Millionen-Franken-Projekt einsteigen zu können. Es seien auch sehr viele visionäre Gedanken vorhanden. Es wäre das Non-plus-Ultra. Sie denke, es wäre nicht angebracht. Es sei jedoch klar, dass wenn beim Acht-Neun-Millionen-Projekt vier bis fünf Millionen Franken geschenkt würden, die Stadt rund vier Millionen Franken aufwerfen müssten. Die Mäzene wären jetzt bereit, das Geld zu geben. Bei einem solchen Angebot könne nicht noch einige Jahre gewartet werden. Dazu komme, dass der ehemalige FdP-Gemeinderat und MUBA-Direktor Dr. Peter Rahm, der unter anderem in Basel das Musical-Theater aufgebaut habe, sich mit 58 Jahren habe pensionieren lassen. Er sei bereit, sein Fachwissen für dieses Projekt einzusetzen. Er werde nicht angestellt, sondern mache dies, wenn sie richtig orientiert sei, ehrenamtlich. Er setze seine Energie dafür ein und werde uns helfen, ein Kongresszentrum aufzubauen. Sie denke, diese zwei Superangebote, das Millionengeschenk und der Fachmann, der das Gebiet aus dem Effeff kenne, seien eine Chance, die genutzt werden müsse. Aus diesem Grunde sei der Finanzplan noch einmal angepasst worden und seien die vier Millionen Franken aufgenommen worden. Es sei klar, dass dem Gemeindeparlament im Herbst eine detaillierte Vorlage unterbreitet werde, und es werde sehr wahrscheinlich eine Volksabstimmung durchgeführt werden. Ein weiteres wichtiges Projekt sei der Bau eines neuen Werkhofes. Sie meine, es sei dringend. Wer ihn kenne, wisse, dass der Zustand sehr schlecht sei und es für die Mitarbeiter teilweise fast eine Zumutung sei. Es sei geplant, wesentliche Investitionen im Sport- und Verkehrsbereich zu tätigen. Sie verweise auch hier auf den Bericht und Antrag. Finanziert werden könnten die Projekte nicht aus eigenen Mitteln. Die Einwohnergemeinde müsse sich neu verschulden. Das Ziel des Stadtrates sei es, die werterhaltenden Investitionen – es handle sich um rund vier Millionen Franken, die gebraucht würden, um die Infrastruktur zu erhalten – aus eigenen Mitteln finanzieren zu können. Für die Entwicklungsinvestitionen müsse jedoch Geld aufgenommen werden. Der Stadtrat erachte aber die Neuverschuldung als verantwortbar. Verantwortbar, weil die Investitionen nachhaltig seien - beispielsweise im Bildungsbereich - und teilweise einen hohen Return of Invest enthielten. Es sei ganz klar, dass sich die Neuverschuldung auch in der allgemeinen Rechnung niederschlagen werde. Es würden Überschüsse angestrebt, so dass möglichst gute Rechnungsabschlüsse erzielt werden könnten und sich alles in Grenzen werden halten können. Im Moment lägen viele Chancen vor. Chancen, die wir packen müssten. Und zwar jetzt! Sie erinnere sich gut, wie sie in ihrer Kindheit auf den Poststempel „Olten – die Konferenzstadt“ stolz gewesen sei. Leider seien wir nie eine Konferenzstadt gewesen. Wir hätten nie über die nötigen Räumlichkeiten und Infrastrukturen verfügt und sie nie schaffen können. Jetzt hätten wir Gelegenheit dazu, und wir müssten sie nützen. Wenn wir uns anstrengten und gewillt seien, die nötigen Mittel einzusetzen, sei sie überzeugt, dass es für Olten eine einmalige Chance sein werde, unseren Standortvorteil mitten in der Schweiz von allen Seiten bestens erreichbar auszunützen und positiv umzuwandeln. Sie danke für eine positive Aufnahme und Kenntnisnahme des Finanz- und Investitionsplanes.

Iris Schelbert macht folgende Ausführungen: Vor zwei Jahren habe der Stadtrat einen Investitions- und Finanzplan präsentiert, der der Grünen Fraktion damals überhaupt nicht habe gefallen können. Nach Meinung der Grünen seien darin reine Bauvorhaben priorisiert worden. Der heute vorliegende Investitions- und Finanzplan sei neu gegliedert worden. Vor allem interessiere sich die Grüne Fraktion für die werterhaltenden und Entwicklungs- bzw. ausserordentlichen Investitionen. Zum Teil habe es in der Fraktion Diskussionen gegeben, ob etwas der einen oder anderen Kategorie angehören solle. So zum Beispiel Kunststoffbeläge der Schulanlagen oder der Ersatz der Sportrasenplätze. Sie möchte wissen, wie oder wo Kunststoffrasen entsorgt werde. Sie freuten sich ganz speziell über die Investitionen im Bereich Schule. Sie verstünden nicht ganz, weshalb bei der Einführung ICT die Bezirks- und Sekundarschule der Oberschule vorgezogen würden. Sie fragten sich, ob dies nicht gleichzeitig gemacht werden könnte. Inhaltlich zeige der Investitions- und Finanzplan in Ergänzung des Regierungsprogrammes des Stadtrates, dass sich unsere Stadt entwickeln wolle, auch wenn die Ziele noch unklar und die Prioritäten nicht überall gesetzt seien. Im vorliegenden Papier gebe es zumindest nach Interpretation der Grünen Fraktion aber ganz klar eine Priorität, auch wenn sie nur trocken mit „Stadttheater, neues Konzept“ umschrieben sei. Sie komme später darauf zurück. Leider fehlten ihnen in der Planung der Bifang- und der Bahnhofplatz wie auch das durchgängige Velonetz. Dies seien längst überwiesene Vorstösse. Sie möchte an dieser Stelle fragen, weshalb sie nicht dabei seien und ob sie der Priorisierung zum Opfer gefallen seien. Grundsätzlich möchte sie festhalten, dass der Stadtrat recht optimistisch in die finanzielle Zukunft der Stadt blicke, gehe er doch von positiven Konjunkturwerten aus. Optimismus tue unserer Stadt gut, auch wenn sie ihn nicht in jeder Hinsicht und vorbehaltlos teilten. Unsere Finanzlage befinde sich nach Meinung der Grünen Fraktion immer noch in einem sehr labilen Gleichgewicht, und es könnten keine grossen Reserven gebildet werden. Die Ergebnisse würden mit grosser Wahrscheinlichkeit von Nachtragskrediten „aufgefressen“. Trotzdem könne und wolle die Stadt investieren, und die Grüne Fraktion werte dies als positiv und absolut notwendig. Im Bericht und Antrag würden zu Beginn die Grossprojekte ausgeschieden, die für den vorgegebenen Zeitraum noch nicht wirksam seien. Die Grüne Fraktion bedauere sehr, dass das Parkleitsystem dabei sei, weil es für sie ganz hohe Priorität habe. Sie seien überzeugt, dass sich der Parksuchverkehr damit erheblich reduzieren liesse. Es gebe Parkplätze. Man müsse sie jedoch auch finden können. Dass der Aaresteg dabei sei, schmerze die Grüne Fraktion nicht ganz so sehr, auch wenn er ihnen ans Herz gewachsen sei. Es sei ja nicht so, dass jemand über die Aare schwimmen müsste. Es bestünden Brücken, die zum Bahnhof oder auf die andere Stadtseite führten. Wenn man sich den Aaresteg dereinst leisten könnte, seien sie der Meinung, sicher im Zusammenhang mit dem Theater- und Konferenzzentrum. Er müsste kompatibel sein. Sie möchte nun näher auf das neue Konzept Stadttheater/Konzertsaal eingehen. Dr. Peter Rahm habe es an der GPK-Sitzung vorgestellt, und es sei im Investitions- und Finanzplan für die nächsten zwei Jahre enthalten. Es habe in der Fraktion ganz eingehend besprochen werden können, und sie seien einfach begeistert. Es tue sehr gut, von kompetenter Seite die Bestätigung zu erhalten, dass Olten die am Besten erreichbare Stadt der ganzen Schweiz sei, den Vorzug des Eisenbahnknotens verstärkt nutzen müsse und das Stadttheater und der Konzertsaal absolut ideal gelegen seien, um ein Theater- und Konferenzzentrum für bahnreisende Besucherinnen und Besucher zu realisieren. Zentral dabei sei für die Grüne Fraktion, dass beim Konzept klar Tagungs- und Kulturbetrieb verknüpft würden. Der Kulturbetrieb sei immer defizitär. Mit dem Tagungsbetrieb könne jedoch das Defizit aufgefangen werden. Durch ein attraktives Angebot für Organisatorinnen und Organisatoren von Tagungen und Konferenzen, verknüpft mit einem SBB-Tagungsbillett und einem guten Catering, könne sich Olten schweizweit profilieren. Der Kulturbetrieb könne davon auch profitieren. Dass man in Olten den Theater- und Konzertbetrieb wolle und auch brauche, stehe für die Grüne Fraktion ganz ausser Frage. Dies habe mit der kulturellen Identifikation einer Stadt- und Regionsbevölkerung zu tun. Es habe damit zu tun, dass wir in Olten hochwertige und vielfältige kulturelle Angebote hätten, und auch damit, dass sich nicht viele Leute leisten könnten, ins Opernhaus Zürich oder an die Musikfestwochen in Luzern zu gehen. Kultur müsse zwingend für möglichst alle zugänglich bleiben. Wenn wir einen Theater- und einen Konzertsaal in Olten weiter erhalten könnten, sei dies für unsere Bevölkerung sicher ganz wichtig. Die Grüne Fraktion würde nach eingehender Diskussion sogar über die Minimalvariante hinaus gehen und die Variante mit dem direkten Zugang vom Bahnhof über die Aare vorziehen. Dies gehe jedoch unter Wünsche. Die Grüne Fraktion werde der Kenntnisnahme des Investitions- und Finanzplanes zustimmen.

Mario Clematide dankt namens der FdP-Fraktion dem Stadtrat und der involvierten Finanzdirektion für das vorliegende Strategiepapier. Es freue ihn ganz besonders, dass ein langjähriges Anliegen, das auch in der GPK bestanden habe, jetzt offensichtlich realisiert werde, nämlich die höhere Verbindlichkeit der Planzahlen. Die Planzahlen für das Jahr 2003 seien gleichsam Budgetrichtlinien für das kommende Jahr. Somit sei das vorliegende Papier für diesen Zeitraum auch ein verlässliches Führungsinstrument, von dem sie hofften, dass es wirkungsorientiert sein werde. Der Stadtrat werde folglich Ende Jahr in der Budgetdebatte an diesen Planzahlen gemessen werden. Ihre Fraktion freue sich, dass der Stadtrat Schwergewichte setze. Dass dazu die Bildung gehöre, freue ihn als Lehrer ganz besonders. Rund acht Millionen Franken werde in den kommenden Jahren der Neu des Werkhofes beanspruchen. Ihre Fraktion gehe davon aus, dass bis zu diesem Zeitpunkt die seit langem geforderte und versprochene Überprüfung des Werkhofes in einem abschliessenden und detaillierten Bericht vorliege und die Finanzierungsvorlage Werkhof mit einem entsprechenden Konzept gekoppelt sei. Das Gleiche gelte selbstredend auch für die Sanierung des Stadttheaters, für die sie mit einem Kultur- oder Theaterkonzept rechneten. Gerüchte und Zeitungsartikel sagten, dass die Rechnung 2001 sehr erfreulich abschliessen werde. Dies dürfe uns jedoch nicht blenden, da die Erfahrung gezeigt habe, dass grosse Schwankungen in den Kapital- und Ertragssteuern die Jahresergebnisse ganz wesentlich beeinflusst hätten und auch in Zukunft machen würden. Aus diesem Grunde und im Wissen darum, dass gesunde Finanzen die Handlungsfähigkeit eines Gemeinwesens ganz wesentlich beeinflussten, werde die FdP-Fraktion auch in Zukunft der Entwicklung des Personal- und Sachaufwandes im Finanzplan grosse Aufmerksamkeit schenken. Die Planzahlen gefielen ihnen in diesem Bereich gar nicht. Darüber werde in der Budgetdebatte diskutiert werden müssen. Auf den vorliegenden Investitions- und Finanzplan sei die FdP-Fraktion einstimmig eingetreten und habe ihn auch einstimmig zur Kenntnis genommen.

Caroline Wernli Amoser erklärt, auch die SP-Fraktion habe den Investitions- und Finanzplan mit Interesse zur Kenntnis genommen. Es gehe ja bekanntlich bei dieser Vorlage auch um eine Kenntnisnahme. Sie möchte grundsätzlich und allgemein darauf eingehen. Werterhaltende Investitionen respektive Sanierungen müssten wo notwendig sicher getätigt werden. Offenbar bestehe hier bereits Nachholbedarf. Hier weiterhin zu sparen, räche sich in der Zukunft. Dies habe der Stadtrat jedoch glücklicherweise nicht vor. Erfreut hätten sie zur Kenntnis genommen, dass weitere, auch zukunftsgerichtete Investitionen geplant seien. Der Stadtrat gehe von 56,4 Millionen Franken Nettoinvestitionen aus. Alle hätten einmal gelernt und/oder lernten es immer wieder, dass bei fehlenden finanziellen Mitteln Ausgaben nicht wunschgemäss getätigt werden könnten. Dass diese Wünsche je nach Couleur unterschiedlich ausfielen, stehe hier nicht zur Diskussion. Angetönt worden sei es teilweise bereits. Der Stadtrat erwähne aber nirgends irgend etwas betreffend einer allenfalls notwendigen Steuererhöhung. Also müssten irgendwo Einsparungen in grossem Masse vorgenommen werden. Hier fragten sie sich, wo dies geschehen solle. Weitere Ausgaben nur über eine weitere Verschuldung zu tätigen, könne wohl kaum der Weg sein, gerade auch wennn man an die letzte Budgetdebatte zurück denke. Auch auf die aufgeführten Mehreinnahmen könne gehofft werden, doch komme es vielleicht auch anders. Ehrlicherweise werde in diesem Papier erwähnt, dass die Stadt Olten mit einer hohen Steuerkraft im kantonalen Vergleich einen unterdurchschnittlichen Steuerfuss aufweise. Bei den natürlichen Personen betrage er 114 %. Der Schnitt liege, wenn sie sich richtig erinnere, im Kanton bei 128 %. Dadurch könne es auch geschehen, dass er beim kantonalen Finanzausgleich möglicherweise schlechter wegkomme als aufgrund der geleisteten Zentrumsaufgaben wünschbar wäre. So werde die Stadt eventuell zweimal an Einnahmen verlieren: Weniger Steuereinnahmen und weniger Finanzausgleich. Einnahmensverluste, die wir uns eigentlich nicht leisten könnten. Grundsätzlich hätten sie Mühe, dass eine weitere Verschuldung in Kauf genommen werde, ohne eine Steuererhöhung nur schon ins Auge zu fassen. Natürlich seien alle froh, nicht mehr Steuern bezahlen zu müssen, doch sei diese Haltung möglicherweise etwas blauäugig, komme man doch nicht darum herum zu überlegen, wo die Mehrausgaben eingespart werden könnten. Dort werde man sich allenfalls nicht einig. Die SP-Fraktion habe einstimmig Kenntnis genommen.

Dr. Thomas A. Müller sagt, nachdem in der letzten Sitzung das Regierungsprogramm habe zur Kenntnis genommen werden können, habe man für diese Sitzung das zweite wichtige Planungsinstrument der Regierung erhalten. Schön wäre es gewesen, wenn man die beiden Instrumente gleichzeitig erhalten hätte, weil sie zweifelsfrei ineinader verwoben seien und auch aufeinander abgestimmt sein müssten. Vielleicht klappe es das nächste Mal. Etwas besorgniserregend töne es, wenn der Stadtrat im Bericht bereits von einer vertretbaren Neuverschuldung spreche, nachdem man sich zuletzt beim Budget 2002 dem antizyklischen Verhalten verschworen habe, das heisse, in finanziell guten Jahren Schulden abzubauen und nicht neue anzuhäufen. Wenn man die zu erwartenden Steuererträge betrachte, habe man sicherlich einige gute Jahre vor sich. Auch im Bericht stehe, dass mit einer guten Konjunkturlage gerechnet werden könne. Es stelle sich die Frage, wann die Schulden abgebaut werden könnten, wenn nicht jetzt. Eine bescheidene Neuverschuldung könne für die CVP höchstens dann in Frage kommen, wenn effektiv zukunftsgerichtete Entwicklungsinvestitionen getätigt würden, die für Olten einen beachtlichen Mehrwert darstellten. Die grossen Investitionen wie das Gesamtverkehrsprojekt, der Westast und die Erschliessung des Bornfelds stünden aber erst noch an. Die CVP stelle sich die Frage, wie der Stadtrat diese Finanzierung bei insgesamt gesunden Finanzen später sicherstellen wolle, wenn bereits in den nächsten Jahren, in denen noch keine grösseren Projekte bestünden, eine Neuverschuldung ins Haus stehe. Eines sei klar: Der finanzielle Spielraum bleibe somit sehr, sehr eng. Es sei ihnen klar, dass der Investitionsplan ein Planungsinstrument sei und deshalb nicht verbindlich sein könne, vor allem was die Jahre 2005, 2006 und 2007 betreffe. Einigermassen konkret und verbindlich seien aber sicherlich die Investitionen im Jahre 2003, weil sie schon bald budgetrelevant seien. Auch ihnen sei der grosse Betrag von zwei Millionen Franken für das Stadttheater aufgefallen. Von diesem Projekt in dieser Grössenordnung sei bisher an dieser Stelle kaum gesprochen worden. Heute habe man etwas davon gehört. Das Gemeindeparlament sei aber bis jetzt in keiner Art und Weise ausreichend orientiert. Sie erwarteten deshalb sobald als möglich die detaillierte Vorlage für das anstehende Grossprojekt, an dem sie auch sehr interessiert seien. Insgesamt nehme die CVP aber doch mit Befriedigung zur Kenntnis, dass die Prioritäten im Entwicklungsplan einigermassen richtig gesetzt würden und die Notwendigkeiten wie der Bereich Bildung, das Projekt ICT „Schulen ans Netz“ und Fachhochschulen, aber auch die zahlreichen Verkehrssanierungen vor das lediglich Wünschbare wie der Fussgängersteg gestellt würden. Was den Finanzplan betreffe, stellten sie mit Beunruhigung fest, dass der Stadtrat nicht daran denke, den Personalaufwand langfristig zu stabilisieren und im Idealfall sogar zu senken. Der Aufwand werde weiter ansteigen. Auch beim Sachaufwand wäre ihres Erachtens nicht eine Erhöhung im Rahmen der Teuerung, sondern eine Senkung wünschenswert. Die CVP behalte sich vor, im Rahmen der einzelnen Budgetabstimmungen zu intervenieren, falls sie die Sparmassnahmen als zuwenig durchgreifend erachtete. Die Einschätzung des Steuerertrages beim Finanzplan erachteten sie vor allem bei den natürlichen Personen als sehr, sehr optimistisch. Zweifellos werde die 100 %-Besteuerung der Sozialversicherungsrenten einen gewissen Mehrertrag bringen, doch seien die negativen Auswirkungen der kommenden Steuergesetzrevisionen doch noch kaum abschätzbar. Berücksichtige man, dass die Steuererträge bei den natürlichen Personen in den letzten drei Jahren auf jetzt 37 Millionen Franken gesunken seien, so sei ein Wachstum auf über 45 Millionen Franken ihres Erachtens doch eher mutig. Bei den juristischen Personen hingegen gingen sie aufgrund des Ertrags 2001 davon aus, dass er erreicht werden könne. Zu bedenken sei jedoch, dass man immer noch stark von einigen Grosssteuerzahlen abhängig sei. Hier bestehe ein gewisses Risiko. Eine Steuererhöhung komme für die CVP generell nicht in Frage. Mit Befriedigung nehme die CVP schliesslich erstmals in diesem groben Rahmen vom Rechnungsabschluss 2001 Kenntnis, der auf der hintersten Seite mehr oder weniger veröffentlicht worden sei. Offenbar habe ein Ertragsüberschuss von über dreieinhalb Millionen Franken erwirtschaftet werden können. Dies sei sehr erfreulich. Vor allem der Steuerertrag bei den juristischen Personen sei beachtlich. Trotz dem sicherlich sehr positiven Signal müssten sie hier sogleich festhalten, dass damit in keiner Art und Weise ein Signal für neue Begehrlichkeiten gesetzt werden dürfe. Im Gegenteil würden uns die anstehenden zahlreichen Investitionen zwingen, inskünftig noch sparsamer mit den Finanzen umzugehen. Insgesamt zeige sich die CVP aber doch vom Instrument des Investitions- und Finanzplanes befriedigt und habe deshalb einstimmig beschlossen, auf das Geschäft einzutreten und den Plan zur Kenntnis zu nehmen.

Stadtrat Dr. Martin Wey beantwortet die Frage von Frau Schelbert betreffend Entsorgung Kunststoffrasen wie folgt: Dieser wachse ja nicht und gebe deshalb keinen Rasenabfall, wobei die Entsorgung als solche am Schluss gegeben sei, wenn er nicht mehr verwendet werden könne. Vom Aspekt der Ökologie müsse gesagt werden, dass der Rasen unter anderem betreffend Bewirtschaftung gewählt worden sei. Sie sei durchaus ökologisch. Anstelle von mehrfachen Fahrten über den Rasen könne mit der Wahl des Materials diesem Aspekt Rechnung getragen werden. Wegen der Entsorgung werde darauf geachtet, dass sie nachhaltig erfolgen werde. Die Velonetze gehörten in den Bereich der flankierenden Massnahmen im Zusammenhang mit dem geplanten GVP. Dort sei etwas vorgesehen. Beim Parkleitsystem sei beim Budget eine Grobanalyse vorgesehen. Betreffend Werkhof antworte er Herrn Clematide, dass eine Überprüfung selbstverständlich gemacht werde und ein Mitglied der FdP-Fraktion gehöre der Spezialkommission an. Er nehme an, in diesem Fall sei es im Sinne von Herrn Clematide gewährleistet.

Stadträtin Gabriele Plüss bedankt sich bei den Fraktionen für die durchwegs positive Aufnahme des Investitions- und Finanzplanes. Es sei gesagt worden, man sei sehr spät oder überhaupt nicht über das Projekt des Stadttheaters informiert worden. Sie wüssten auch erst seit rund sechs Wochen Bescheid. Als sie es erfahren hätten, sei der Finanzplan in einer sehr intensiven Arbeit umgestellt und andere Projekte verschoben worden. Sie würden sich bemühen, sobald als möglich das konkrete Projekt mit dem Betriebskonzept dem Gemeindeparlament zu unterbreiten. Je weiter hinaus der Finanzplan gehe, desto ungenauer werde er. Es seien sehr viele Unsicherheitsfaktoren enthalten. Die Steuergesetzrevision sei angesprochen worden. Man wisse noch nicht genau, wann diese erfolgen werde. Von der kantonalen Finanzkommission sei vorgeschlagen worden, sie in zwei Schritten vorzunehmen. Dies würde bedeuten, dass man im Jahr 2004 um über eine Million Franken entlastet würde, wenn der Vorschlag der Finanzkommission durchkomme. Dies wisse man jedoch alles noch nicht. Diese Unsicherheiten seien vorhanden. Das Jahr 2003 dürfte schon relativ konkret sein und sei auch im Einklang mit den Budgetrichtlinien, die die GPK an der letzten Sitzung genehmigt habe. Der Steuerfuss betrage nur 112 %. Es stelle sich die Frage, ob man mit einer Steuererhöhung mit dem Finanzausgleich soviel besser fahren würde. Der Finanzausgleich werde auch jedes Jahr neu berechnet. Von irgendwo her müsse der Kanton das Geld haben, und die Stadt Olten sei immer die Hauptzahlerin gewesen. Sie befürchte, auch mit einem höheren Steuerfuss käme man dort zum Handkuss.

Stadtrat René Rudolf von Rohr nimmt zur Frage von Frau Schelbert betreffend ICT-Einführung wie folgt Stellung: Er möchte klar feststellen, dass wie vom Parlament in Auftrag gegeben und beschlossen ein Gesamtkonzept als Erstes erarbeitet werden müsse und die Einführung in welcher Klasse, an welcher Schule, in welchem Schulhaus und die Reihenfolge dort im Detail festgelegt werden müssten. Im Finanzplan müsse aufgezeigt werden, wieviele Finanzen im jeweiligen Jahr zur Verfügung stünden. Es sei durchaus auch möglich, dass die Einführung an den Oberstufen gleichzeitig gemacht werden könne und es fliessend 2003/2004 sein werde, so dass die beiden Rechnungsjahre entsprechend belastet werden könnten. Es gehe nicht darum, irgend eine Fakultät der Volksschule zu bevorzugen und andere zu benachteiligen. Dies sei nicht der Sinn der Sache. Er möchte die Beantwortung von Dr. Martin Wey betreffend Entsorgung Kunstrasenplatz wie folgt ergänzen: Er sei erstaunt, denn in dieser Vorlage sei nirgends ein Kunstrasenplatz aufgeführt, sondern es gehe um Sportrasenplätze, die ersetzt werden sollten. Ob es bei Platzmangel eine Möglichkeit wäre, einen Kunstrasen ins Auge zu fassen, weil er bedeutend intensiver genutzt werden könne, sei eine andere Frage. Es sei nicht erste Priorität, dass es Kunstrasenplatz sei, sondern es gehe darum, über einen Ersatz zu verfügen und genügend Möglichkeiten, die den Sportvereinen und der Jugendförderung zur Nutzung im sportlichen Bereich zur Verfügung gestellt werden könnten.

Stadträtin Silvia Forster beantwortet die Frage von Frau Schelbert betreffend Bahnhof- und Bifangplatz sowie Fussgänger- und Velonetz. Die Umgestaltung des Bahnhofplatzes sei in dieser Planungsperiode kein Thema. Es könnte sich allenfalls im Zusammenhang mit der Planung des Werkstattareals eine Änderung ergeben. Hier sei eine Arbeitsgruppe an der Arbeit, in der die Stadt vertreten sei. Es sei eine sehr langfristige Angelegenheit, weil die SBB auch noch nicht genau wüssten, wohin es gehen solle. Bezüglich Bifangplatz werde momentan ein Projekt ausgearbeitet. Ein Auftrag sei draussen, und sie gehe davon, dass die Realisierungskosten ins Budget 2003 aufgenommen werden könnten. Betreffend Velo- und Fusswegkonzept verweise sie auf Seite 4 des Berichts und Antrags. Frau Schelbert habe jedoch Recht. Man hätte dies auch bei den Investitionen für den Verkehrsbereich auflisten können. Sie entschuldige sich dafür. Es sei jedoch nicht vergessen worden, und sie denke, das sei das Wichtigste.

Mit 44 : 0 Stimmen wird Eintreten beschlossen.

Mit 43 : 0 Stimmen fasst das Parlament folgenden

Beschlussesantrag:

1.
Der Investitions- und Finanzplan für die Periode 2003 - 2007 wird mit dem aktuellen Planungsstand zur Kenntnis genommen.

2.
Der Stadtrat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Mitteilung an:

Mitglieder des Stadtrates

Mitglieder der Direktionskonferenz

Direktion Finanzen und Informatik/P. Kohler

Finanzverwaltung

Finanzkontrolle/Controlling

Kanzleiakten

Verteilt am:


AUSZUG


aus dem Protokoll


des Gemeindeparlamentes


der Stadt Olten

vom 16. Mai 2002
Akten-Nr. 15/0
Prot.-Nr. 44

sbo, Bericht und Rechnungen 2001/Genehmigung

Sehr geehrter Herr Präsident

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Stadtrat unterbreitet Ihnen, gestützt auf §9, Abs. 2 der Statuten sbo, den Geschäftsbericht und die detaillierten Rechnungen der sbo für das Jahr 2001. Die Detailinformationen können den Beilagen entnommen werden.

Sowohl in unternehmerischer wie finanzieller Hinsicht darf das vergangene Geschäftsjahr als sehr erfolgreich bezeichnet werden. Mit der Gründung der Aare Energie AG a.en sind die sbo eine für die Zukunft vielversprechende Beteiligung und Partnerschaft eingegangen. Finanziell dürfen Ergebnisse dargestellt werden, die in vielen Bereichen bisher Erreichtes übertreffen. Neben Zunahmen im Strom- und Gasverkauf, einem Rückgang des Wasserumsatzes, einem minimalen Personalbestand und Sondererträgen hat auch eine massvolle Preispolitik des Verwaltungsrates zum guten Ergebnis beigetragen. Einschränkend ist allerdings zu erwähnen, dass gewisse Investitionen zum Teil auf die folgenden Jahre verschoben werden mussten, sei es, dass Erschliessungen für private Bauvorhaben noch nicht erfolgt sind, oder die Erschliessung von Gretzenbach mit Gas aus Kapazitätsgründen auf das Jahr 2002 verschoben wurden. Ferner hat man die Ablösung des Energieverrechnungssystems im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit der AVAG in der a.en verzögert.

Bei einem Cashflow von rd. 7.6 Mio. Franken und Investitionen von rd. 4.5 Mio. Franken (inkl. Finanzinvestitionen Aktienkapitalbeteiligung a.en von 1 Mio. Franken) beträgt der Eigenfinanzierungsgrad 169.3% und erlaubt somit, Schulden von rd. 3.1 Mio. Franken abzubauen. Der Einwohnergemeinde Olten konnten folgende Bar- oder Sachleistungen erbracht werden, wobei im Vergleich mit dem Vorjahr zu berücksichtigen ist, dass die Neuregelung der Ablieferungen gemäss Statuten und Konzessionsvertrag im Jahre 2000 erst ab 1. Juli galt:

(Beträge in 1'000 Franken)
Jahr 2001
Vorjahr
Verwaltungskostenbeitrag

321.4

315.1

Verzinsung Dotationskapital

770.0

385.0

Konzessionsgebühren Strom/Gas/Wasser

1144.8

1153.0

Investitionen Strassenbeleuchtung

231.2

81.6

Unterhalt Strassenbeleuchtung

0.0

69.2

Strom für Strassenbeleuchtung

0.0

201.5

Investitionen öffentliche Brunnen

72.4

0.0

Unterhalt öffentliche Brunnen

48.6

32.5

Wasser öffentliche Brunnen

137.6

120.2

Unterhalt Hydranten

54.8

0.0

TOTAL

2780.8

2358.1
Zusammenfassend kann das Jahr 2001 spartenbezogen wie folgt kommentiert werden:

· Zunahme Stromverkauf um rd. 1.7 Mio. kWh oder 1.4 %. Praktisch gleich hohe Personal und Betriebskosten wie im Vorjahr, optimierte Stromeinkaufskosten und spürbarer Rückgang der Passivzinsen. Es konnten zusätzliche Abschreibungen von Fr. 840'000.-- vorgenommen werden. Höhere Erträge aus Beteiligungen und Rückerstattungen.


· Zunahme Gasverkauf um rd. 15 Mio. kWh oder 3.3 %. Die Veränderungen des Gaspreises wurden entsprechend der Marktsituation an die Kunden weitergegeben. Es konnten zusätzliche Abschreibungen von Fr. 1'200'000.-- vorgenommen werden. Höherer Ertrag aus Rückerstattungen.


· Es musste ein erneuter Rückgang des gesamten Wasserverkaufes um rd. 99'000 m3 oder 4.8 % in Kauf genommen werden.  Der per 1.7.2000 beschlossene Wasserpreisaufschlag galt für das ganze Jahr 2001. Der Anlagenunterhalt zufolge kleinerer und grösserer Leitungssanierungen fiel für einmal höher aus. Zur Finanzierung und direkten Abschreibung eines Landkaufes in der Grundwasserschutzzone Gheid wurde der Landreserve ein Betrag von Fr. 342'221.80 entnommen. 


· Erstmals fiel die Kontokorrentschuld gegenüber der Einwohnergemeinde unter die 40 Mio. Franken-Grenze, wobei für die Finanzierung der Beteiligung am Aktienkapital a.en ein Darlehen von 1 Mio. Franken aufgenommen wurde , welches den Kontokorrent nicht belastet. Der Eigenfinanzierungsgrad beträgt 169.3 %, der Schuldenabbau somit rd. 3.1 Mio. Franken. Die Eigenkapitalquote erhöhte sich von 27.8 auf 29.6 %. 


· Im Sinne einer Offenlegung der Bezüge von Verwaltungsrat und Geschäftsleitung werden die Entschädigungen wie folgt angegeben (Beträge brutto ohne Sozialleistungen):
Verwaltungsrat (5 Personen) inkl. Spesen
Fr.
131'462.--
Geschäftsleitung (4 Personen) inkl. Boni

Fr.
634'797.--


· Die Nettoinvestitionen belaufen sich auf rd. 4.5 Mio. Franken, wovon die Finanzinvestitionen 1 Mio. Franken betragen. Die nachstehende Aufstellung zeigt, in welchen Bereichen sich die Investitionen verschoben haben:

(Beträge in 1000 Franken)

Budget 2001
Rechnung 2001
EVO
Bruttoinvestitionen Anlagen


1374.3

1069.2
Bruttoinvestitionen Fernwirkanlagen


81.0

11.8
Bruttoinvestitionen Mobilien, Projekte


1152.0

662.6
Finanzinvestitionen


0.0

500.0



2607.3

2243.6
abzügl. Erlöse


810.0

179.7
Nettoinvestitionen EVO


1797.3

2063.9

GVO
Bruttoinvestitionen Anlagen


1219.5

842.0
Bruttoinvestitionen Fernwirkanlagen


117.0

11.7
Bruttoinvestitionen Mobilien, Projekte


522.0

168.3
Finanzinvestitionen


0.0

400.0



1858.5

1422.0
abzügl. Erlöse


175.0

12.6
Nettoinvestitionen GVO


1683.5

1409.4

WVO
Bruttoinvestitionen Anlagen


540.0

394.9
Bruttoinvestitionen Fernwirkanlagen


72.0

39.2
Bruttoinvestitionen Mobilien, Land, Projekte

274.5

523.4
Finanzinvestitionen


0.0

100.0



886.5

1057.5
abzügl. Erlöse


460.0

240.7
Nettoinvestitionen WVO


426.5

816.8

Inst.-Abteilung Gas/Wasser
Erweiterung Werkstatt/Fahrzeuganschaffungen

325.0

191.3

Total Bruttoinvestitionen sbo


5677.3

4914.4
Total Nettoinvestitionen sbo


4232.3

4481.4
Im Jahre 2001 ergibt sich ein Unternehmungsüberschuss von Fr. 1’048'347.51, gegenüber Fr. 884'493.71 im Vorjahr. Zusammen mit den Abschreibungen beläuft sich der Cashflow auf Fr. 7'588'330.41 (Vorjahr = 5'943'097.81) Die Bilanzsumme ging von 67.4 Mio. auf 65.6 Mio. Franken zurück.

Die wichtigsten Zahlen der Unternehmung sind wie folgt dargestellt:



Jahr 2001

Jahr 2000
Erträge

Fr.
49'009'520.70
Fr.
44'313'140.55

Personalaufwand

Fr.
4'941'114.80
Fr.
4'750'639.05

Sachaufwand

Fr.
32'274'024.34
Fr.
29'534'891.04

Sonderaufwand exkl. Abschreibungen

Fr.
4'010'127.25
Fr.
3'756'194.95
Abschreibungen (2001 ./. Abschreibung
aus Reserveentnahme)

Fr.
6'539'982.90
Fr.
5'058'604.10

Unternehmenserfolg

Fr.
1'048'347.51
Fr.
884'493.71
Cashflow

Fr.
7'588'330.41
Fr.
5'943'097.81

Nettoinvestitionen

Fr.
4'481'474.80
Fr.
2'817'716.40

Schuldenabbau

Fr.
3'106'855.61
Fr.
3'125'381.41

Eigenfinanzierungsgrad


169.3%

210.9%

Die nachstehende Aufstellung der letzten fünf Jahre zeigt die Eigenfinanzierung der Investitionen, die Entwicklung der Eigenkapitalquote sowie die Kontokorrentschuld an die Einwohnergemeinde (alle Beträge in 1'000 Fr.):


1997
1998
1999
2000
2001

Cashflow
4'976.3
6'606.5
7'095.2
5'943.1
7588.3

Nettoinvestitionen

4'871.0
6'178.5
3'370.0
2'817.7
4481.5

Schuldenabbau

105.3
428.0
3'725.2
3'125.4
3106.9

Eigenfinanzierungsgrad

102.2%
106.9%
210.5%
210.9%
169.3%

Eigenkapitalquote

22.5%
23.4%
26.1%
27.8%
29.6%

Kontokorrentschuld an EGO

51'576.2
49'546.5
45'509.3
43'408.7
39233.5

Am 18. März 2002 hat sich der Stadtrat vom Verwaltungsrat und von der Geschäftsleitung der sbo über die Jahresrechnung 2001 und den Geschäftsbericht orientieren lassen. Gleichzeitig konnte festgestellt werden, dass der Verwaltungsrat vom detaillierten Revisionsbericht der HTO Treuhand AG, Olten, Kenntnis genommen und die Jahresrechnung und den Geschäftsbericht genehmigt hat.

Beschlussesantrag:

1. Es werden folgende Ergebnisse der Rechnungsabschlüsse sbo zur Kenntnis genommen:
a) Elektrizitätsversorgung
Überschuss
Fr.
504'484.05
b) Gasversorgung
Überschuss
Fr.
441'448.04
c) Wasserversorgung
Überschuss
Fr.
102'415.42
d) Installationsabteilung Gas/Wasser
Überschuss
Fr.
104'466.10
e) Fernwärmeversorgung
ausgeglichen
f) Finanzabteilung
verteilt auf die Betriebe
g) Investitionsrechnung
Nettoinvestitionen
Fr.
4'481'474.80
h) Bilanz
Bilanzsumme
Fr.
65'648'282.95


2. Der Bericht der Revisionsstelle sbo vom 13. März 2002 wird zur Kenntnis genommen.


3. Geschäftsbericht und die detaillierten Rechnungen der Städtischen Betriebe Olten, sbo, für das Jahr 2001 werden genehmigt. Der Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung sbo werden von der damit verbundenen Verantwortung mit dem besten Dank für die geleistete Arbeit entlastet. 


4. Als Revisionsstelle sbo wird für das Jahr 2002 die HTO Treuhand AG, Olten, gewählt.


-      -       -      -      -

Namens der GPK spricht Iris Schelbert. Für einmal sei wegen einer kleinen Traktandenpanne der Bericht und die Rechnung der sbo über das letzte Jahr zuerst in den Fraktionen und erst heute Abend in der GPK behandelt worden. Es seien in dieser Sitzung nur wenige Fragen gestellt worden, die die Herren Bitterli, Caspar und Imfeld kompetent beantwortet hätten. Die GPK sei über den sehr guten Abschluss erfreut und wünsche den sbo und der Aare-Energie AG das Beste für die Zukunft. Im Namen der GPK möchte sie für den heute offerierten Imbiss ganz herzlich danken. Die GPK habe vom Bericht und der Rechnung einstimmig Kenntnis genommen.

Stadtpräsident Ernst Zingg spricht namens des Stadtrates zum eigentlichen Bericht und Antrag und weist darauf hin, dass der Verwaltungsratspräsident der sbo, Herr Jost Bitterli, sowie die Mitglieder der Geschäftsleitung, die Herren Norbert Caspar und Hans-Peter Imfeld anwesend seien. Er bitte, Fragen zu den einzelnen Posten im Geschäftsbericht direkt an diese Herren zu stellen. Allfällige Aussagen zur Zukunft würden ebenfalls durch sie gemacht. Der Stadtrat habe an einer Verwaltungsratssitzung von der Rechnung 2001 der sbo mit Freude Kenntnis genommen, habe sich intensiv mit dem Papier und den Unterlagen befasst und könne heute den Bericht und Antrag vorlegen. Der Stadtrat lege auf folgende Punkte wert: Ein erfreuliches Ergebnis, eine erfolgreiche Geschäftsführung –politik des Verwaltungsrates einerseits, die zu diesem Erfolg beigetragen hätten. Ganz besonders möchte der Stadtrat den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und der Geschäftsleitung und dem Kader der sbo für das Engagement und den grossen Einsatz herzlich danken. Die Zahlen sprächen für sich: Ein Cash-flow von 7,6 Millionen Franken, Investitionen von 4,5 Millionen Franken, ein Selbstfinanzierungsgrad von rund 170 %, Schuldenabbau von 3,1 Millionen Franken, das heisse eine Kontokorrentschuld, die erstmals unter 40 Millionen Franken gesunken sei. Eine hervorragende Ausgangslage sei auch für das Projekt geschaffen worden, von dem das Parlament auch Kenntnis genommen habe, nämlich die Zusammenarbeit AWAG gleich Atel und sbo, die zur a.en geführt habe. Der Stadtrat und sicher auch das Parlament habe von der Transparenz der Bezüge und Entschädigungen von Verwaltungsrat und Geschäftsleitung Kenntnis genommen. Er komme auf den Beschlussesantrag zurück. Es gehe darum, heute von den Ergebnissen Kenntnis zu nehmen, die im Geschäftsbericht sichtbar seien, vom Bericht der Revisionsstelle der sbo und den Geschäftsbericht und die detaillierte Rechnung der sbo zu genehmigen sowie Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung im Sinne der Tätigkeit mit dem besten Dank für die geleistete Arbeit zu entlasten. Weiter sei die Wahl für ein Jahr der Revisionsstelle HTO Treuhand AG vorzunehmen. Der Stadtrat bitte, den Geschäftsbericht zu genehmigen und den Beschlussesantrag zu verabschieden.

Rolf Sommer dankt den sbo für den Bericht und die prompte Beantwortung seiner Fragen. Es sei sehr informativ gewesen. Wie jedes Jahr gebe der Bericht sehr wenig zu reden, die Zahlen seien klar, es könne nicht viel geändert werden, und es werde nicht schlecht gearbeitet. Er wünsche den sbo ein weiteres gutes Jahr und hoffe, sie blieben noch etwas länger als vorgesehen bei der Stadt.

Beat Moser sagt, die FdP-/JL-Fraktion habe mit grosser Freude vom guten Resultat Kenntnis genommen. Das Resultat sei durch die höheren Verkäufe von Gas und Strom positiv und durch die geringeren Wasserverkäufe leicht negativ beeinflusst worden. Leider sei der Verkauf des erneuerbaren Wassers wegen der höheren Entsorgungskosten voraussichtlich rückläufig. Die Sachaufwände ohne die höheren Bezugskosten für die Mehrkosten hätten auf dem Vorjahresresultat gehalten werden, was ihre Fraktion sehr begrüsse. Diese Punkte führten zu einem sehr guten Cash-flow. Investitionen von 4,5 Millionen Franken, die sichergestellt hätten, dass der Unterhalt der Netze habe gemacht werden können und zu einem gleichzeitigen Schuldenabbau von 3,1 Millionen Franken geführt habe. Der wichtigste Garant für diesen Erfolg seien jedoch motivierte Mitarbeiter, die zielgerichtet eine klare und auf einer präzisen Analyse basierende Strategie verfolgten. Mit der Unternehmensanalyse sbo 2010 – fit für die Zukunft seien bereits 1997 die wesentlichen Bausteine für den heutigen Erfolg gelegt worden. Dies seien eine neue flache Führungsstruktur mit einer Geschäftsleitung, die Überprüfung der Leistungen und die Definition der wesentlichsten Kernprozesse. Die Basis für die Führung mit Zielen sei gelegt worden, die bereits 1999 definitiv mit Erfolg eingeführt worden sei. Bei der rechtlichen Verselbständigung habe der damalige Stadtrat und heutige Verwaltungsratspräsident gesagt, die sbo würden mit leerer Kasse in die Freiheit entlassen, jedoch hätten die sbo mit dem Projekt sbo 2010 eine gute Mitgift erhalten, die es ihnen ermöglicht habe, dies positiv umzusetzen und die Kasse wieder zu füllen, so dass der Eigenkapitalanteil heute fast 30 % betrage. Die aktuelle Positionierung als Querverbundsunternehmen, die mit der breiten Abstützung von Gas, Strom und Wasser die Risiken minimieren könne, werde sich auch zukünftig auf die Realisierung und Überprüfung von Kooperationen zur Stärkung der Position im liberalisierten Markt ausrichten. Sehr positiv werde die gute Kommunikation gegen innen und aussen sowie die hohe Transparenz das Vertrauen in die sbo fördern. Die FdP-/JL-Fraktion spreche den Mitarbeitern und der Führung der sbo den Dank für die sehr gute Leistung aus. Sie seien überzeugt, dass sich die sbo mit diesem proaktiven Verhalten und den klaren Strategieplänen dem Markt stellen könnten. Sie würden einstimmig eintreten und dem Beschluss zustimmen.

Roland Rudolf von Rohr erklärt, auch in der CVP-Fraktion sei die Rechnung mit sehr viel Wohlwollen entgegen genommen worden. Die Zahlen seien durchwegs positiv. Er wiederhole nur die wichtigsten: 7,6 Millionen Franken Cash-flow und 3,1 Millionen Franken Schuldenabbau seien erwähnenswert. Die Ablieferungen von 2,8 Millionen Franken an die Stadt seien höchst erfreulich gewesen. Man dürfe sagen, es sei das beste Ergebnis aller Zeiten. Die sbo befänden sich wirklich auf einer sehr guten Welle. Die GPK-Mitglieder, die schon länger dabei seien, könnten sich an das Konzept „Fit in die Zukunft“ im Jahre 1997 erinnern. Man sehe jetzt, wie dies Schritt für Schritt erfüllt werden könne. Nach der Phase 2 der Verselbständigung sei nun im November bereits die Phase 3 angelaufen, in der die Allianzen und Kooperationen gesucht und auch gefunden worden seien. Es sei damals erklärt worden, es werde nicht anders gehen in Zukunft. Man habe damals gemeint, das Strommarktgesetz komme viel schneller als dies jetzt möglicherweise der Fall sei. Das Referendum sei ergriffen worden. Er denke, es könne in jedem Fall gesagt werden, dass jetzt mit der Zusammenarbeit mit der AWAG sehr gut in die Zukunft geblickt werden dürfe. Synergien würden geschickt genutzt, was den sbo eine Wertsteigerung und somit auch unserer Stadt bringe. Er wisse, dass nicht auf den Lorbeeren ausgeruht werde, sondern er denke eher, das topmotivierte Führungsteam, aber auch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter würden durch diesen Erfolg noch beflügelt und ihre Arbeit sicher noch besser ausführen. Ausgezeichnete Arbeit, nicht nur nicht schlechte sei hier geleistet worden. Er danke namens der CVP-Fraktion allen Beteiligten recht herzlich. Auch die Unternehmensziele seien formuliert: Anvisierung der Zertifizierung, Optimierung der Strombeschaffung und Kundenbindungsprogramm. Es sei offenbar alles bereit, und man gehe wirklich in die richtige Richtung. Die CVP werde dem Antrag in ganzem Umfange zustimmen und danke nochmals allen Beteiligten.

Candidus Waldispühl sagt, die Grüne Fraktion freue sich über die erfolgreiche Arbeit der sbo und möchte der Unternehmensleitung und dem Personal herzlich für ihren Einsatz danken, wie auch für die gute Kommunikation, die sie pflegten. Man werde gut auf dem Laufenden gehalten, was passiere. Als Grüne Fraktion stellten sie natürlich die Frage, ob bei der Arbeit dieses Jahres auch etwas für die Umwelt heraus geschaut habe. Der Energie- und Ressourcenverkauf sei ein sehr sensibler Bereich unserer Marktwirtschaft, weil die Maximierung des unternehmerischen Nutzens nicht immer in Einklang zu bringen sei mit dem Zusatznutzen auf der ökologischen Ebene. Tatsächlich seien aber auch ökologische Ziele erreicht worden. Es könne Solar- und auch Aarestrom bezogen werden. Ein anderer ökologischer Erfolg sei der Rückgang des Wasserverbrauchs von 4,8 %. Dass der Stadtrat diesen Rückgang mit Bedauern aufnehme, lasse die Vermutung zu, dass er wohl noch etwas mehr für die Anliegen der Umwelt zu sensibilisieren sein müsse. Die Grüne Fraktion sei auf den Stadtrat und seine Aktionen gespannt, weil im neuen Regierungsprogramm stehe, dass „der Umwelt einen zur Wirtschaft und Entwicklung gleichberechtigten Einfluss zu verschaffen sei“. So seien sie gespannt, wie der Stadtrat in Zukunft den gleichberechtigten Einfluss gerade für stadteigene Betriebe geltend machen werde.

Dr. Arnold Uebelhart führt aus, heute würden zum letzten Mal der Bericht und die Rechnung der sbo im gewohnten Rahmen genehmigt. Ab Rechnung 2002/03 sähen diese gemäss Organigramm Phase 1 anders aus. Wenn man sehe, welches die Ziele seien, unter anderem die Stärkung des Service public und die Sicherung von Arbeitsplätzen, stelle er mit Freude fest, dass es wahrlich ein volkseigener Betrieb sei, was er bleiben solle. Herr Aristide Roberti, Verwaltungsrat alt sbo, neu a.en habe ihnen freundlicherweise die Rechnung und die Zukunftsaus- und –absichten und Hoffnungen erläutert. Ziel an diesem Abend sei für sie eine erste Schullektion als Fraktion gewesen, weil dieses Thema sie bis auf Weiteres begleiten werde. Sie teilten seine Meinung zur guten Umsatzzahl, weil auch die Energiepreise entsprechend gewesen sein, zum Cash-flow, zur Eigenkapitalquote, wobei Herr Roberti dort die Auffassung vertreten habe, sie müsste noch etwas höher sein. Offenbar seien 35 % üblich. Sie könnten nicht beurteilen, weshalb es so sei. Seine Meinung zu den Bar- und Sachleistungen an die Stadt von doch 2,78 Millionen Franken: Er habe die Rubrik Kontokorrentschuld Einwohnergemeinde Olten von neu 39,23 Millionen Franken erläutert und das Dotationskapital, das an sich dem Aktienkapital entspreche, das Zinsen ergebe. Sie hätten zu diesem Punkt folgende Frage: Unter dem Kapitel Fremdkapital, Verpflichtungen sei die Minuszahl Kontokorrentschuld 4 Millionen Franken. Sie hätten nicht ganz verstanden, wie das Darlehen EGO aufzufassen sei. Sie dankten jedenfalls den bei den Werken Arbeitenden für den Dienst an den Einwohnern und dem Betrieb Olten und der weiteren Region. Sie stimmten den Beschlus-sesanträgen 1 bis 4 zu.

Rolf Sommer hat eine Frage zum Jahresabschluss. Die Einlage in die Reserve betrage 1 Million Franken, die Entnahme Fr. 300'000.—. Bei den anderen Rechnungen sei die Entnahme gleich null. Er möchte wissen, weshalb dies gemacht werde, da er finanztechnisch nicht sehr versiert sei.

Jost Bitterli antwortet, die sbo finanzierten sich grundsätzlich über den Kontokorrent der Stadt Olten. Der Zins werde durch alle Darlehen der Stadt Olten festgelegt. Er sei jetzt mit etwas über 4,5 % relativ hoch, weil die Stadt Olten Pensionskassengelder-Darlehen erhalte. Dort sei ein Satz von 4 % enthalten. Bei anderen Unternehmen liege man weit unter 4,5 %. Es gehe um die Million Franken, mit der die a.en-Beteiligung finanziert worden sei. Man habe es über die Stadt Olten abgewickelt, anstatt selber zur Bank zu gehen, und habe das Geld zu 3 ¼ %, was bedeute, dass 1 ¼ % gewonnen worden seien.

Rolf Sommer sagt, ihm sei unter Jahresabschluss, Zusammenzug konsolidiert (Einlagen in Reserve 1 Million Franken und Entnahmen aus Reserve Fr. 300'000.—) etwas nicht klar. In Vorjahren sei nie eine Entnahme aus Reserve erfolgt.

Hans-Peter Imfeld antwortet, es gebe einen Gemeindebeschluss über den Erwerb von Grundstücken. Die sbo hätten letztes Jahr in der Grundwasserschutzzone – man finde dies in der Investitionsrechnung der Wasserversorgung – Landwirtschaftsland gekauft. Das Geld in der Höhe von Fr. 342'000.— habe man aus dem bestehenden Landumlagefonds entnommen und als direkte Abschreibungen verwendet.

Mit 44 : 0 Stimmen wird Eintreten beschlossen.

Mit 43 : 0 Stimmen fasst das Parlament folgenden

Beschluss:

1.
Es werden folgende Ergebnisse der Rechnungsabschlüsse sbo zur Kenntnis genommen:
a) 
Elektrizitätsversorgung
Überschuss
Fr.
504'484.05
b) 
Gasversorgung
Überschuss
Fr.
441'448.04
c) 
Wasserversorgung
Überschuss
Fr.
102'415.42
d) 
Installationsabteilung Gas/Wasser
Überschuss
Fr.
104'466.10
e) 
Fernwärmeversorgung
ausgeglichen
f) 
Finanzabteilung
verteilt auf die Betriebe
g) 
Investitionsrechnung
Nettoinvestitionen
Fr.
4'481'474.80
h)
 Bilanz
Bilanzsumme
Fr.
65'648'282.95


2.
Der Bericht der Revisionsstelle sbo vom 13. März 2002 wird zur Kenntnis genommen.


3.

Geschäftsbericht und die detaillierten Rechnungen der Städtischen Betriebe Olten, sbo, für das Jahr 2001 werden genehmigt. Der Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung sbo werden von der damit verbundenen Verantwortung mit dem besten Dank für die geleistete Arbeit entlastet.

4.

Als Revisionsstelle sbo wird für das Jahr 2002 die HTO Treuhand AG, Olten, gewählt.

Mitteilung an:

Amt für Gemeinden und soziale Sicherheit, Abteilung Gemeinden, Wengistrasse 18,

 4500 Solothurn (durch unterzeichneten Geschäftsbericht und Rechnungen 2001)

Verwaltungsrat sbo

Revisionsstelle sbo

Norbert Caspar, Vorsitzender GL sbo

Hans-Peter Imfeld, stv. Vorsitzender GL sbo

Beat Erne, Mitglied GL sbo

Ivan Novak, Mitglied GL sbo

Finanzverwaltung

Finanzkontrolle

Kanzleiakten

Verteilt am:







       AUSZUG


aus dem Protokoll


des Gemeindeparlamentes


der Stadt Olten

vom 16. Mai 2002
Akten-Nr. 9/1
Prot.-Nr. 45

Friedhof- und Bestattungswesen, Reglement/Totalrevision

Sehr geehrter Herr Präsident

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Stadtrat von Olten unterbreitet Ihnen folgenden Bericht und Antrag:

1. Ausgangslage

Die geltende Verordnung über das Bestattungs- und Friedhofwesen der Stadt Olten stammt aus dem Jahre 1964 und wurde 1971 teilrevidiert. Seit der Teilrevision haben sich im Bestattungswesen einige Bedürfnisse und Gepflogenheiten, aber auch gesetzliche Vorgaben geändert. Zudem wurde auch der Markt der Bestattungsinstitute liberalisiert. Aus all diesen Erwägungen drängt sich eine Totalrevision auf. 

In einer Motion, welche am 11. Dezember 1997 mit 45:0 Stimmen vom Parlament überwiesen wurde, forderte Urs Wyss (SP) denn auch eine solche Totalrevision, in welcher zudem den Gebräuchen ausländischer Mitbewohnerinnen und Mitbewohner unseres Gemeinwesens Rechnung getragen werden solle. Nachdem erste Arbeiten aufgenommen worden waren, wurde die Motion bereits am 4. März 1999 vom Parlament abgeschrieben.

2. Vorgehen

Nachdem das Zivilstandsamt per Mitte 2001 zum Kanton gewechselt hat, wurde das Bestattungsamt daraufhin der Direktion Öffentliche Sicherheit angegliedert, während der Friedhof weiterhin vom Werkhof betreut wird und damit zum Tätigkeitsbereich der Baudirektion II gehört. Dennoch behielt das Stadtpräsidium, dem das Zivilstandsamt zuvor zugeordnet war, die Koordination der Totalrevision der geltenden Verordnung, welche im Sinne einer einheitlichen Terminologie für generell-abstrakte Parlamentserlasse neu als Reglement bezeichnet werden soll.

Nachdem das Stadtpräsidium auf der Basis der bestehenden Verordnung, von Anliegen der involvierten Kreise und aus der Bevölkerung, an Hand neuer Reglemente vergleichbarer Friedhofsanlagen und in Abstimmung mit der kantonalen Verordnung über das Bestattungswesen vom 13. Juni 1969 einen Entwurf verfasst hatte, wurde dieser mit Vertretern des Bestattungsamtes, des Werkhofes, der drei Landeskirchen und einem Vertreter der Bildhauergilde besprochen und bereinigt.

3. Grundsätze der Totalrevision

Die Totalrevision wurde in Absprache mit den genannten beteiligten Kreisen nach folgenden Grundsätzen durchgeführt:

· Das Reglement soll einen würdevollen Abschied und ein entsprechendes Gedenken an die Verstorbenen unterstützen.

· Auf Wunsch insbesondere der Pfarrämter wurde die Bedeutung von gegenseitigen Absprachen mit den Amtsstellen verdeutlicht.

· Das Prinzip der Unentgeltlichkeit der Bestattung für Einheimische bleibt gewahrt, nachdem sich an der Volksabstimmung vom 20. Februar 2000 klar für dieses Prinzip votiert wurde.

· Generell soll der einheitliche Charakter des Waldfriedhofs als integrale Anlage gewahrt werden, weshalb die gestalterischen Vorschriften zu den Grabstätten im Wesentlichen beibehalten werden.

· Auf Familiengräber wird aus Rücksicht auf die bestehende Struktur des Friedhofes und mangels Nachfrage weiterhin verzichtet.

4. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen

Zu Art. 3: 

Für Totgeburten vor dem 6. Schwangerschaftsmonat (ab 6. Monat können diese ins Geburtsregister eingetragen werden und gelten somit als Einwohnerin resp. Einwohner) ist neu eine Bestattungsmöglichkeit im Gemeinschaftsgrab geschaffen worden.

Zu Art. 6 Abs. 2:

Auf die religiösen Bedürfnisse der/des verstorbenen und deren/dessen Angehörigen wird soweit möglich Rücksicht genommen. Was die vom Motionär angesprochenen ausländischen Mitbewohner/innen unseres Gemeinwesens betrifft, so sind derzeit keine von den angebotenen Möglichkeiten abweichende Bedürfnisse bekannt. Insbesondere bestand laut Auskunft des Bestattungsamtes bisher keine Nachfrage nach Bestattungen Angehöriger islamischen oder jüdischen Glaubens. Dennoch wurde im Blick auf künftige mögliche Bedürfnisse eine Vertretung von Angehörigen islamischen Glaubens für eine Stellungnahme angefragt.

Zu Art. 10:

Öffnungszeiten werden beibehalten, auch ohne dass die Friedhofsanlage räumlich abgesperrt werden kann. Hintergrund bilden haftungsrechtliche Überlegungen sowie die Möglichkeit, ausserhalb der Öffnungszeiten Personen vom Areal wegzuweisen.

Zu Art. 11:

Die Grabesruhe soll für neue Reihengräber der Kategorien I und III ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Reglements um 10 Jahre auf das gesetzliche Minimum von 20 Jahren verkürzt werden. Hintergrund bildet die Tatsache, dass laut den für den Friedhof Zuständigen immer mehr Probleme bei der Betreuung der Grabstätten entstehen (mangelndes Interesse der Angehörigen, Fehlen von Angehörigen infolge Wegzugs). Zudem stehen einer längeren Grabesruhe Platzgründe entgegen, insbesondere da auf dem Waldfriedhof Meisenhard auch ein ungenutzter Teil bewahrt werden soll.

5. Vernehmlassung

Am 18. März hat der Stadtrat den Entwurf zur Vernehmlassung frei gegeben, welche bis 15. April dauerte. Zur Vernehmlassung eingeladen waren die Direktionen Bau II und Öffentliche Sicherheit, die drei Landeskirchen, die Oltner Bestattungsunternehmen, die im Parlament vertretenen politischen Parteien sowie eine Vertretung Angehöriger islamischen Glaubens (Herr Ramazan Balkac, Mitglied der Ausländerkonferenz). 

Bis Ablauf der Vernehmlassungsfrist reichten die Direktionen Bau II und Öffentliche Sicherheit, das Bestattungsamt, die SP Stadt Olten und die SVP Stadt Olten und die Einwohnergemeinde Starrkirch-Wil Eingaben ein.

5.1. Vernehmlassung Direktion Bau II

Die Direktion Bau II hat sich in ihrer Vernehmlassung für eine klare Regelung der Zuständigkeiten und optimale Abläufe ausgesprochen. Die von ihr vorgeschlagene zentrale Anlaufstelle (Bestattungsamt) drängt sich aber nicht auf, da die – in einigen Fällen auch durch das übergeordnete kantonale Recht festgelegten – Verantwortlichkeiten klar geregelt und damit auch zwischen Bestattungsamt und Werkhof klar aufgeteilt sind. Während die zentrale Anlaufstelle somit in vielen Fragen nur eine Art „Durchlauferhitzer“ darstellen würde, hindert eine Aufgabenteilung nicht daran, im Einzelfall in der Praxis auf Anfragen, welche eigentlich in die Zuständigkeit anderer fallen, kundenfreundlich zu reagieren.

Mit der Formulierung, dass Erdbestattungen nach Möglichkeit auf den Morgen terminiert werden, wird zudem dem Anliegen, dass die Eindeckung von Gräbern vor 17 Uhr möglich sein soll, Genüge getan. Aufgenommen wurde ferner ein Passus, welcher die offenbar für Gesprächsstoff sorgende Gestaltung von Urnennischen regelt.

5.2. Vernehmlassungen Direktion Öffentliche Sicherheit

5.2.1. Direktion

Auf Anregung der Direktion wurden insbesondere die vom früheren Busfahrplan geprägten Bestattungstermine 13.40 und 14.40 Uhr auf 13.30 bzw. 14.30 Uhr  verschoben.

5.2.2. Bestattungsamt

Das Bestattungsamt machte darauf aufmerksam, dass zwar das Überlassen eines Erdbestattungsgrabes wie auch eines Urnengrabes unentgeltlich sei (Art. 8 Abs. 1d), für eine Urnennische aber eine Miete verrechnet werde. Zudem schreibe Art. 8 Abs. 3 zwar vor, dass für eine in Olten wohnhaft gewesene Person, die auswärts bestattet werde, lediglich der Sarg unentgeltlich geliefert werde; in Tat und Wahrheit seien aber stets ein Anteil Transportkosten und das Einsargen ebenfalls rückvergütet worden. Die Miete von Urnennischen, welche zur 
Amor​tisation der Investitionskosten dient, wird deshalb in Art. 8 Abs. 1d ausdrücklich erwähnt. Die in der Praxis getragenen Zusatzkosten basieren auf Art. 8 Abs. 1b.

Entsprechend den Eingaben des Bestattungsamtes wurden ferner die Zufahrtberechtigung für Angehörige bei Bestattungen zur Abdankungshalle wieder aufgenommen und gemäss bisheriger Praxis das Bestattungsamt als zuständige Stelle für die Bewilligung neuer und die Abänderung bestehender Grabmäler fixiert.

5.3. Vernehmlassung SP Stadt Olten

Die SP wehrt sich gegen das ihrer Meinung nach vorliegende Ansinnen, Totgeburten lediglich im Gemeinschaftsgrab beizusetzen, da dies entweder eine Verschlechterung für die Totgeburten ab sechstem Schwangerschaftsmonat darstelle, welche ins Geburtsregister eingetragen werden können und somit als verstorbene Einwohnerinnen und Einwohner gelten, oder aber zu einer Rechtsungleichheit zwischen „frühen“ und „späten“ Totgeburten führe. Dem ist entgegenzusetzen, dass die – im Übrigen bisher nicht vorgesehene – Möglichkeit der Bestattung im Gemeinschaftsgrab lediglich für die „frühen“ Totgeburten gilt, während die „späten“ dank der Eintragungsmöglichkeit unter die Kategorie der verstorbenen Einwohnerinnen und Einwohner fallen. Die dadurch entstehende „Rechtsungleichheit“ ist im Übrigen in der Eintragungsmöglichkeit und damit in übergeordnetem Recht begründet.

Auf die nach Meinung der SP bestehenden Bedürfnisse nach anderer Bestattungsart wird weiter unten eingetreten. Die ebenfalls angeregte Streichung der Bestimmung, dass keine öffentlichen Trauergeleite ausserhalb des Friedhofes stattfinden (Art. 7 Abs. 6), wird vollzogen, da auch ohne ausdrückliche Formulierung kein Rechtsanspruch auf ein solches Geleite besteht. Als überflüssig, da durch übergeordnetes Recht geregelt, gestrichen wird auch die Regelung über die Bestattung mittellos verstorbener Einwohnerinnen und Einwohner.

Beibehalten werden hingegen die von der SP als unnötig empfundenen Öffnungszeiten des Friedhofes, weil dadurch eine bessere Möglichkeit der Wegweisung von Unberechtigten besteht. Aus den genannten Gründen beibehalten wird ferner die Reduktion der Grabesruhe, während die SP im Gegensatz dazu eine wesentliche Verlängerung (50 Jahre) forderte. Auf Grund der bisherigen Praxis wird entgegen der Ansicht der SP weiterhin auf die Einrichtung von Familiengräbern verzichtet. Beibehalten werden soll ferner auch die von der SP als überflüssig taxierte, wohl aber vom Friedhofpersonal als notwendig erachtete Bestimmung zu den Kompetenzen des Personals bezüglich Bepflanzungen (Art. 14 Abs. 5) sowie die Regelung der für Grabmäler einsetzbaren Materialien (Art. 15 Abs. 4), mit welcher der bestehende einheitliche Charakter des Friedhofes erhalten werden soll. Schliesslich wird auf die von der SP angeregte Wiederaufnahme der  §§ 50 und 56 der bisherigen Verordnung verzichtet, da ersterer als „Gummiparagraph“ beurteilt wird und bei letzterem die Ansichten über „künstlerischen Wert“ in der Praxis wohl stark auseinanderklaffen dürften.

5.4. Vernehmlassung SVP Stadt Olten

Das Begehren der SVP Stadt Olten nach einheitlicher Terminologie betr. Amtsstellen wurde aufgenommen. Die in Frage gestellte Vorschrift, die Anpflanzfläche von Gräbern einheitlich mit der wintergrünen Lonicera (Heckenkirsche, Geissblatt) zu umranden, wurde hingegen auf Grund der bisherigen, laut Friedhofpersonal bewährten Praxis beibehalten.

5.5. Vernehmlassung Einwohnergemeinde Starrkirch-Wil

Da in der bisherigen Verordnung die Einwohnergemeinde Starrkirch-Wil ausdrücklich erwähnt wurde (§ 62 betr. Kompetenzdelegation an den Stadtrat, mit der Einwohnergemeinde Starrkirch-Wil gegen angemessene Vergünstigungen ein Abkommen über die Ausdehnung des Friedhofes auf das Gemeindegebiet von Starrkirch-Wil zu treffen), wurde auch die Nachbargemeinde zur Vernehmlassung eingeladen. Auf ihren Wunsch wird in Art. 8 Kosten des neuen Reglementes auf den mittlerweile bestehenden Vertrag hingewiesen.

5.6. Stellungnahme von Ramazan Balkac, Mitglied der Ausländerkonferenz

Nachdem von anderen Religionen kein Bedarf angemeldet wurde und dem Bestattungsamt derzeit auch keiner bekannt ist, wurden mit Blick auf die Zukunft und im Sinne der Integrationsbestrebungen speziell die Bedürfnisse der islamischen Religionsangehörigen abgeklärt. Heu​te werden verstorbene Muslime häufig in die Herkunftsländer überführt. Das dürfte sich indessen ändern, wenn die zweite oder dritte Generation von Todesfällen betroffen ist, welche ihr Leben weitgehend hier verbracht hat und nicht in einem fremden Land zur Ruhe gebettet werden möchte.

Für die Abklärung des Bedarfs der Angehörigen des islamischen Glaubens wurde Herr Ramazan Balkac, Mitglied der Ausländerkonferenz, angefragt. Aufgrund seiner Erhebungen be​steht in Stadt und Umgebung ein Bedarf von rund 10 Personen pro Jahr, die mit der Ausrichtung nach Mekka bestattet werden möchten. Eine Trennung nach Geschlechtern sei dabei nicht nötig, die Grabtiefe müsse mindestens bis Brusthöhe gehen. Laut Herrn Balkac ist die Grabesruhe im Islam grundsätzlich unbeschränkt. Eine Ausnahme sei aber möglich, wenn die Überreste nach Ablauf der ordentlichen Grabesruhe in einem separaten Gemeinschaftsgrab aufbewahrt würden. Herr Balkac beantragt zudem eine Art Altar, auf dem der Leichnam aufgebahrt werden könnte und um den herum bis zu 50 Personen ihr Gebet verrichten könnten; die Einrichtung könne auch mobil sein und drinnen oder draussen aufgestellt werden.

Im Sinne der laufenden Integrationsbestrebungen wird auf Grund dieser Bedarfserhebung die Möglichkeit, Gräber mit Ausrichtung auf Mekka anzulegen und ein separates Gemeinschaftsgrab einzurichten, ins Reglement aufgenommen. Vorgesehen ist die Bestattung primär von in Olten ansässigen Angehörigen des islamischen Glaubens; mangels gleichgelagerter Bestattungsmöglichkeiten in andern Gemeinden der Region ist indessen eine gewisse Magnetwirkung zu erwarten.

6. Finanzielle und personelle Auswirkungen

Nachdem schon die bisherige Verordnung das Prinzip der unentgeltlichen Bestattung von Einheimischen beinhaltete und keine bedeutenden Praxisänderungen vorgesehen sind, ist mit keinen wesentlichen zusätzlichen finanziellen und personellen Aufwendungen zu rechnen.

Beschlussesantrag:

I.

1. Das vorliegende Reglement über das Bestattungs- und Friedhofwesen wird genehmigt.

2. 
Mit dem Vollzug wird der Stadtrat beauftragt. 

II.

Ziffer I./1. unterliegt dem fakultativen Referendum.

-      -       -      -      -

Der vorliegende Bericht und Antrag wurde den Parlamentsmitgliedern zusammen mit der Zu​stimmungserklärung des Parlamentbüros zugestellt.

Stadtpräsident Ernst Zingg macht folgende Ausführungen zum Bericht und Antrag sowie zum Reglement: Er möchte auf einzelne Punkte, die in verdankenswerter Weise – dies möchte er betonen – von der Grünen, der SP- und der CVP-Fraktion schriftlich vorgängig eingereicht worden seien, erst zu gegebener Zeit eingehen. Stadtschreiber Markus Dietler sei der Projektleiter der Reglementsarbeit und es sei selbstredend, dass er, da er mit allen Beteiligten immer wieder auch über technische Fragen verhandelt habe, in die Diskussion einbezogen werden könne. Er werde sich erlauben, ihn nötigenfalls einzuschalten. Zur Vorgeschichte: Die geltende Verordnung über das Bestattungs- und Friedhofwesen der Stadt Olten stamme aus dem Jahre 1964 und sei 1971 teilrevidiert worden. Seit der Teilrevision hätten sich im Bestattungswesen einige Bedürfnisse und Gepflogenheiten, aber auch gesetzliche Vorgaben geändert. Zudem sei auch der Markt der Bestattungsinstitute liberalisiert worden. Aus all diesen Erwägungen dränge sich eine Totalrevision auf. In einer Motion, welche am 11. Dezember 1997 mit 45:0 Stimmen vom Parlament überwiesen worden sei, habe Urs Wyss (SP) denn auch eine solche Totalrevision gefordert, in welcher zudem den Gebräuchen ausländischer Mitbewohnerinnen und Mitbewohner unseres Gemeinwesens Rechnung getragen werden solle. Nachdem erste Arbeiten aufgenommen worden seien und geprüft worden sei, welche Kreise angesprochen werden müssten, gewisse Vorentwürfe gemacht worden seien, sei dem Parlament Bericht erstattet worden, und die Motion seit bereits am 4. März 1999 vom Parlament abgeschrieben worden. Das Produkt dieser Abschreibung werde heute vorgelegt. Die Totalrevision sei in Absprache mit den beteiligten Kreisen nach folgenden Grundsätzen durchgeführt worden. Das Reglement solle einen würdevollen Abschied und ein entsprechendes Gedenken an die Verstorbenen unterstützen. Auf Wunsch insbesondere der Pfarrämter sei die Bedeutung von gegenseitigen Absprachen mit den Amtsstellen verdeutlicht und geregelt worden. Das Prinzip der Unentgeltlichkeit der Bestattung für Einheimische bleibe gewahrt, nachdem sich die Volksabstimmung vom 20. Februar 2000 klar für dieses Prinzip ausgesprochen habe. Generell solle der einheitliche Charakter des Waldfriedhofs als integrale Anlage gewahrt werden, weshalb die gestalterischen Vorschriften zu den Grabstätten im Wesentlichen beibehalten würden. Auf die religiösen Bedürfnisse der oder des Verstorbenen und deren oder dessen Angehörigen solle soweit als möglich Rücksicht genommen. Neu sei im Blick auf künftige mögliche Bedürfnisse eine separate Bestattungsmöglichkeit für Angehörige islamischen Glaubens vorgesehen worden. Die Grabesruhe solle um 10 Jahre auf das gesetzliche Minimum von 20 Jahren verkürzt werden. Hintergrund bilde die Tatsache, dass laut den für den Friedhof Zuständigen immer mehr Probleme bei der Betreuung der Grabstätten entstünden. Gründe dafür seien mangelndes Interesse der Angehörigen, Fehlen von Angehörigen oder der Wegzug. Man wisse nicht, wer zuständig gewesen sei oder wer sich zuständig erklären könne. Vielfach seien es Bekannte, die sich bemühten. Zudem stünden einer längeren Grabesruhe Platzgründe entgegen, insbesondere da auf dem Waldfriedhof Meisenhard auch ein ungenutzter Teil bewahrt werden solle. Dies seien einige Grundsätze, die in der Arbeit unter der Leitung von Stadtschreiber Markus Dietler, Rechtskonsulent Dr. Roland Plattner und Beteiligten aus diversen Kreisen in das heute vorliegende Produkt eingeflossen seien. Er bitte namens des Stadtrates, dem Papier im Sinne des Beschlussesantrages zuzustimmen.

Dr. Arnold Uebelhart erklärt, die Motion sei nicht abgeschrieben, sondern überwiesen worden, weil gesagt worden sei, man könne nicht eine Motion, die einen neuen Inhalt habe, einfach abschreiben. Alle Anwesenden hätten einen Tag hinter sich, für ihre Verrichtungen mehr oder weniger Zeit gehabt und hoffentlich etliche freudige Momente und weniger Ärger, die Sonne gesehen und jetzt einen vollen Magen. Man wisse, dass dies alles enden werde. Alle würden früher oder später, aber sicher sterben, bestattet werden, was eine Erfindung der Menschheit vor 400'000 Jahren sei, und dann ruhen. Was dann geschehen werde, wisse niemand. Verschiedenes werde geglaubt, man dürfe jedoch hoffen, wie ein Lehrer sage: „Wenn aber der Körper es nicht ertragen kann, so stirbt er eben und ist aller Händel ledig“. Das vorliegende Reglement wolle den äusseren Rahmen unserer Bestattung und der Friedhofsruhe geben. Anlass zur Reglementsänderung habe Herr Urs Wyss mit seiner Motion gegeben. Er habe noch einmal mit ihm darüber gesprochen, wie es sich nach fünf Jahren verhalte und was ihm wichtig sei. Er habe spontan geantwortet, es sei ihm um die anderen Religionsgemeinschaften und die Möglichkeit, das Trauern weiter zu öffnen, gegangen. Wichtig seien ihm auch eventuelle Emailbilder auf den Grabsteinen gewesen. Bei der Diskussion in der Fraktion seien die Beiträge von Vorstellungen beeinflusst gewesen, wie ein Friedhof aussehen solle. Es sei von Grabstätten im Süden mit diesen Bildern gesprochen worden, die vielleicht etwas weniger geordnet seien. Jüdische Friedhöfe seien erwähnt worden, die Hunderte von Jahren alt seien wie Bäume, Steine, die in die Erde versinkten. Man wisse, dass dort aus Platzmangel oft bis zu zehn Schichten von Verstorbenen übereinander in der Erde lägen. Der Wiener Zentralfriedhof sei erwähnt worden und Paris mit den einzelnen Friedhöfen, auf den Geistesgrössen schon vor Hunderten vor Jahren begraben worden seien und die jetzt noch besucht werden könnten. Grundsätzlich seien wir aber jetzt in Olten für den Waldfriedhof mit dem doch einheitlichen Charakter. Die SP trete ein, um dann die einzelnen Paragraphen durchzugehen. Ihre Anträge, die noch etwas abgeändert werden müssten, habe die Stadtkanzlei in verdankenswerter Weise ausgeteilt. Sie stützten sich stark auf Vorarbeiten von Herrn Georg Hasenfratz, ehemaliger Gemeinderat aus ihren Reihen.

Daniel Vögeli vertritt die Meinung der FdP-/JL-Fraktion, wonach es sich beim vom Stadtrat vorgeschlagenen Reglement um eine gute und ausgewogene Lösung handle. Sie hätten positiv zur Kenntnis genommen, dass auch die verschiedenen Interessengruppen angesprochen und ihre Anliegen einbezogen worden seien. Der Friedhof Meisenhard sei für die Stadt eine Art Visitenkarte. Es handle sich wahrscheinlich um einen der schönsten Friedhöfe der weiten, weiten Umgebung, und um einen besonderen Waldfriedhof, der von einer speziellen Stimmung und Atmosphäre geprägt sei. Diese Stimmung und diese Art Friedhof möchten sie im Grundsatz beibehalten. Dies setze eine gewisse Ordnung voraus, aber auch eine optische Ruhe. Deshalb fänden sie es richtig, wenn eine Materialordnung, aber auch eine gewisse „Bauordnung“ vorgesehen und durchgezogen werde. Sie unterstützten auch die Absicht des Stadtrates, die Grabesruhe grundsätzlich auf 20 Jahre festzulegen. Würde die Zeitspanne ausgedehnt, wären früher oder später einerseits Platzprobleme vorhanden, die auch den Charakter des Friedhofs gefährdeten, andererseits wäre das Risiko vorhanden, dass viele verwahrloste Gräber entstünden. Die FdP-JL-Fraktion sei dem Bestattungsreglement gegenüber positiv eingestellt, für Eintreten und stimme dem Beschlussesantrag zu.

Iris Schelbert führt aus, die Grüne Fraktion werde dem Friedhof- und Bestattungsreglement ebenfalls zustimmen. Sie hätten im Wissen, dass wir mit unserem Waldfriedhof Meisenhard einen ganz besonderen Friedhof hätten, das Gefühl gehabt, die Artikel rund um das Grab seien an sich seien sehr, sehr restriktiv und liessen gar nicht viele Gestaltungsmöglichkeiten offen. Dort hätten sie sich gewünscht, dass etwas mehr Freiheiten gegeben wären. Sie hätten jedoch keine entsprechenden Anträge gestellt. Was für ihre Fraktion sehr wichtig sei und sie sehr unterstützungswürdig fänden, sei das Grabfeld für die Angehörigen des islamischen Glaubens. Sie möchten dies sehr, sehr unterstützen. Sie hätten weniger Angst vor einer Magnetwirkung, als dass sie überzeugt seien, dass das Reglement, in dem das Grabfeld erwähnt sei, eine Signalwirkung gegen aussen habe, die zeige, dass man gegenüber Angehörigen eines anderen Glaubens offen sei. In diesem Sinne hätten sie einen Änderungsantrag gestellt. Sie seien wegen der Grabesruhe von islamisch gläubigen Personen etwas verunsichert gewesen, die eigentlich unbegrenzt sein sollte. Sie habe gestern Gelegenheit gehabt, mit einer Integrationsfachfrau sprechen zu können, es sei auch in den islamischen Ländern die Überführung in ein Gemeinschaftsgrab nach einer gewissen Zeit absolut gebräuchlich. Es sei nicht das erste Grab in der Umgebung. In Schönenwerd gebe es seit 1945 zwei Gräber von islamisch-gläubigen russischen Männern, die in den Kriegswirren so unglücklich gewesen seien, dass sie sich das Leben genommen hätten und unter grösster Anteilnahme beerdigt worden seien. Die Gräber bestünden heute noch. Die Grüne Fraktion werde ihre Anträge in der Detailberatung nochmals begründen, eintreten und zustimmen.

Rolf Sommer erklärt, die SVP-Fraktion werde auf den Bericht und Antrag eintreten und das Reglement in der vorliegenden Form genehmigen. Er denke, der Stadtrat, der Stab und die Stadtkanzlei hätten sich sehr viel Mühe gegeben, damit der Integration von islamischen Gläubigen Rechnung getragen worden sei. Irgendwo höre jedoch die Integration auf, so dass alle nach 20 Jahren gleich sein sollten. Er sei der Meinung, im neuen Reglement sei ein sehr guter Weg gefunden worden, den die SVP unterstütze. Sie werde zustimmen und in der Detailberatung auf den Reglementen, wie sie aufgeführt worden, beharren und ihnen zustimmen.

Heidi Ehrsam sagt, die CVP-Fraktion habe das Reglement über das Bestattungs- und Friedhofswesen ebenfalls eingehend behandelt. Auch sie würden dem Reglement zustimmen. Sie seien froh darüber, dass dem einheitlichen Charakter unseres Waldfriedhofes auch im neuen Reglement genügend Beachtung geschenkt worden sei. So unterstützten sie die gestalterischen Vorschriften wie die Lonicera-Grabumrandung und die Vorgaben für die Grabmäler. Würdevoll von verstorbenen Angehörigen Abschied zu nehmen und eine entsprechende Grabstätte für sie zu haben, sei ein wichtiges Anliegen. Dass dies für alle Einwohnerinnen und Einwohner in unserer Stadt möglich sein solle, gleich welcher Religionsgemeinschaft sie angehörten, unterstützten sie, wie es in Artikel 6 Absatz 2 ausgeführt sei. Das neue Reglement biete auch Gewähr für gute betriebliche Abläufe und eine gepflegte Friedhofanlage. Die Friedhofbesucherinnen und –besucher würden es schätzen, weiterhin eine Anlage antreffen zu können, die zum Gedenken an die Verstorbenen einlade. Die CVP-Fraktion sei für Eintreten und werde ihren Antrag in der Detailberatung nochmals begründen.

Dr. Cyrill Jeger macht folgende persönliche Bemerkung: Ihm sei das Ganze etwas zu starr und zu stark reglementiert. Ihm falle einfach auf, dass es zunehmend Personen gebe, die sich nicht direkt einer Religionsgemeinschaft zugehörig fühlten. Für sie sollte das Reglement etwas flexibler sein. Dies habe nichts mit Politik zu tun. Es habe einfach mehr Personen, die sich von den Religionen etwas distanzieren möchten, und das Reglement gehe auf diese Bedürfnisse eventuell zu wenig ein. Es komme vielleicht aber darauf an, wie es ausgearbeitet und wie damit umgegangen werde.

Mit 43 : 0 Stimmen wird Eintreten beschlossen.

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, es werde artikelweise vorgegangen, wobei die einzelnen Abänderungsanträge direkt eingebaut würden.

Artikel 2 Absatz 2

Dr. Arnold Uebelhart sagt, die SP möchte folgende Formulierung: „...den Pfarrämtern und anderen zuständigen Stellen“. Dies wäre vielleicht besser als nur „anderen Religionsgemeinschaften“.

Heidi Ehrsam erklärt, die CVP habe der ursprünglichen Fassung zugestimmt. Sie finde jedoch diese Formulierung offener und sie stimme für sie persönlich. Sie denke, die Fraktion könne sich anschliessen.

Dr. Markus Ammann weist auf Artikel 6 Absatz 3 hin. Dort stehe es genau so.

Mit 40 : 0 Stimmen wird der Änderung zugestimmt.

Artikel 2 Absatz 3 Baudirektion II

Rolf Sommer fragt sich, ob „II“ im Hinblick auf eine allfällige Änderung (Baudirektion I/Baudirektion II) enthalten sein müsse. Er habe dies auch in Vernehmlassung geschrieben. Für ihn sei „II“ nicht massgebend.

Artikel 3a)

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, hier liege folgender Vorschlag der SP vor: „Verstorbene Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Olten und registrierte Totgeburten“.

Mit 38 : 2 Stimmen wird der Abänderungsantrag gutgeheissen.

Artikel 3b)

Iris Schelbert beantragt, die Klammer „im Gemeinschaftsgrab“ zu streichen. Dies aus der Überlegung, dass auch nicht registrierte tot geborene Kinder in einem eigenen Grab bestattet werden könnten, wenn die Eltern dies wünschten. Ab dem sechsten Monat würden Kinder registriert, vorher nicht. Eine werdende Mutter spüre vorher bereits Kindsbewegungen. Sie denke, es wäre sehr gut, wenn Eltern oder eine Mutter dies möchten, sie für ihr Kind ein Grab haben könnten.

Daniel Vögeli äussert sich wie folgt: Dieser Punkt habe bei der FdP-/JL-Fraktion ebenfalls zu Diskussionen geführt. Sie sähen das Anliegen, und es sei auch eine Pietätsfrage. Wenn eine Familie diesen Wunsch habe, solle ihr dies ermöglicht werden. Wenn es in der vorgeschlagenen Form unter dem Titel „Anspruch auf Bestattung“ aufgenommen werde, gebe es umgekehrt auch fast einen Druck, dies so vorzunehmen. Deshalb machten sie den Gegenvorschlag, einen Absatz 2 mit folgendem Wortlaut zu schaffen: „Auf Antrag können nicht registrierte Totgeburten in Urnen- oder Erdgräbern beigesetzt werden“. Dies könne so gemacht werden, wenn die Familie diesen Wunsch äussere. Es solle jedoch nicht ins Reglement aufgenommen werden, da damit Druck gemacht werde.

Rita Lanz Hasenfratz sagt, die SP-Fraktion habe den Antrag auf Streichung aus der Überlegung gemacht, dass Totgeburten ob registriert oder nicht gleich behandelt werden sollten, weil für Eltern, die den Wunsch hätten, um das Kind auch in der Form zu trauern, dass sie ihm beispielsweise auf unserem Friedhof einen Ort gäben, es unerheblich und nicht wichtig sei, ob sie amtlich registriert seien oder unregistriert. Sie denke, es wäre überinterpretiert, wenn aus der Formulierung „Anspruch hat“ abgeleitet würde, dass ein Druck entstehe. Sie denke, wenn man ein Kind verliere, könne die Öffentlichkeit keinen zusätzlichen Druck machen. Deshalb möchten sie beliebt machen, dies zu streichen.

Heidi Ehrsam erklärt, die CVP-Fraktion habe sich auch mit diesem Antrag beschäftigt und ihm aus der Überlegung zugestimmt, dass sie es den Eltern überlassen möchten, ob sie ihr Kind bestatten möchten oder nicht.

Daniel Vögeli antwortet Rita Lanz Hasenfratz, es könne sehr wohl Druck geben. Aktuell befinde man sich in der Diskussion über die Fristenregelung. Es gebe verschiedene Lager und Haltungen. Deshalb sollten es die betroffenen Personen selber entscheiden und wünschen.

Caroline Wernli Amoser weist darauf hin, dass wohl kaum jemand wisse, dass ein solches Reglement existiere. Sie denke, wer sich in einer solchen Situation befinde, erkundige sich nach seinen Möglichkeiten. Sie habe bis jetzt nicht gewusst, dass ein solches Reglement existiere, und sie habe schon einige Personen auf dem Friedhof.

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, es lägen zwei Abänderungsanträge vor. Derjenige der SP, der gleich laute wie jener der Grünen Fraktion. „Im Gemeinschaftsgrab“ solle gestrichen werden. Der Antrag Vögeli schlage vor, einen separaten Absatz 2 zu schaffen, der laute: „Auf Wunsch können nicht registrierte Totgeburten in Urnen- oder Erdgräbern bestattet werden“.

Candidus Waldispühl sagt, er habe einen noch einfacheren Vorschlag zu machen: Unter b) solle nur „Totgeburten“ geschrieben werden. Darunter fielen die registrierten und die nicht registrierten. Die Klammer „im Gemeinschaftsgrab“ solle ebenfalls gestrichen werden. Somit wären alle Ansprüche erfüllt und es wäre einfach formuliert. Unter a) sei bereits „nicht registrierte Totgeburten“ erwähnt. Dies würde bedeuten, dass mit dem Antrag automatisch verbunden wäre, dass die registrierten nicht aufgeführt würden. Er wisse nicht, ob es möglich sei, dies so zu machen.

Mit 17 : 9 Stimmen wird der Antrag Waldispühl abgelehnt.

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, der Antrag SP- und Grüne Fraktion werde demjenigen von Daniel Vögeli gegenüber gestellt.

Mit 23 : 18 Stimmen obsiegt der Antrag der SP- und Grünen Fraktion.

Parlamentspräsident Jürg Walker stellt fest, dieser Antrag, bei dem es heisse: „Nicht registrierte Totgeburten“ ohne Klammerausdruck stehe nun der Version des Stadtrates gegenüber, bei der in Klammer Gemeinschaftsgrab stehe.

Mit 34 : 5 Stimmen obsiegt der Abänderungsantrag, und der Klammerausdruck wird somit gestrichen.

Artikel 6 Absatz 2

Rolf Sommer sagt, die SVP möchte, dass „...nach Ablauf der ordentlichen Grabesruhe einem separaten Gemeinschaftsgrab“ gestrichen werde. Sie seien der Meinung, nach 20 Jahren sollte alle gleich behandelt werden, und es sollte kein separates Grab geben. Irgendwo höre die Integration auf. Mehr wert sei niemand, und auch in den islamischen Ländern würden einzelne Gräber wegen Platzmangels aufgehoben.

Mit 33 : 4 Stimmen wird der Abänderungsantrag abgelehnt.

Artikel 7 Absatz 4

Heidi Ehrsam schlägt vor, dass auf der zweiten Zeile „mit den Angehörigen und den Pfarrämtern oder anderen zuständigen Stellen“, wie es in Artikel 2 Absatz 2 stehe, konsequenterweise auch aufgenommen würde.

Artikel 7 Absatz 6

Dr. Arnold Uebelhart sagt, was im Parlament gesagt werde, habe in der Interpretation manchmal fast Reglementskraft. In ihrer Fraktion sei diskutiert worden, ob Trauergeleite wie in Italien und Spanien möglich seien.

Stadtpräsident Ernst Zingg antwortet, aus der synoptischen Darstellung gehe hervor, dass es früher nicht zulässig gewesen sei. Jetzt sei es nicht verboten, aber auch nicht vorgesehen und daher bewilligungspflichtig. Dies hänge mit den verkehrstechnischen und geografischen Verhältnissen in Olten zusammen. Es sei eine Frage der Durchführbarkeit.

Artikel 8 Absatz 1 litera d

Parlamentspräsident Jürg Walker stellt fest, es liege ein Antrag vor, dass „ausgenommen Miete für Urnnennischen“ gestrichen werden solle.

Stadtpräsident Ernst Zingg erklärt, der Stadtrat wehre sich und halte an seinem Vorschlag fest. Das Grundangebot bestehe darin, dass das Urnengrab und das Erdgrab gratis seien. Nischen müssten wegen hohen finanziellen Investitionen bezahlt werden, verursachten aber praktisch keine Unterhaltskosten. Der Stadtrat sei gegen unentgeltliche Urnennischen.

Mit 25 : 19 Stimmen wird dem stadträtlichen Antrag zugestimmt.

Artikel 8 Absatz 1 litera g

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, es lägen Anträge der Grünen und der SP-Fraktion vor, die nicht ganz identisch seien.

Iris Schelbert macht folgende Ausführungen: Der Antrag der Grünen Fraktion  „...oder einer Weltreligion entsprechendes Glaubenssymbol“ gründe einmal darauf, dass es tatsächlich für eine islamische Familie ganz schwierig sei, wenn auf dem Grab ein Kreuz stehe. Vor allem wenn sie mit Fotos ins Heimatland gehe, werde dies äusserst kritisch betrachtet. Zum Begriff Weltreligion hätten sie sich überlegt, dass es unzählige Sekten und Gruppierungen gebe, die ebenfalls ihre Symbole hätten. Sie dächten, dies würde vielleicht zu weit führen, und hätten sich deshalb auf die Weltreligionen beschränkt.

Rolf Sommer meint, das Holzkreuz mit der Aufschrift sei sehr restriktiv. Er könnte sich einverstanden erklären mit „der Religionsgemeinschaft entsprechendes Symbol“. Es dürfe jedoch nicht mehr als ein Holzkreuz kosten. Das Problem sei, wie weit das Symbol gehe und was es sein könne.

Dr. Arnold Uebelhart antwortet, die Buddhisten bräuchten nur einen Holzstab. Die SP halte trotzdem an ihrem Antrag fest.

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, die Anträge der SP- und der Grünen Fraktion würden gegenüber gestellt.

Mit 20 : 17 Stimmen obsiegt der Antrag der SP-Fraktion.

Parlamentspräsident Jürg Walker erläutert, es würden der Abänderungsantrag mit „der Religionsgemeinschaft entsprechendem Symbol“ dem stadträtlichen Vorschlag, der nur das Kreuz beinhalte, gegenüber gestellt.

Mit 29 : 9 Stimmen obsiegt der Antrag der SP-Fraktion.

Artikel 9 Absatz 4 litera a

Heidi Ehrsam führt aus, nach Artikel 14 Absatz 1 seien die Anpflanzung und der Unterhalt der Gräber Sache der Angehörigen. Sie könnten für die Pflege der Gräber eine Gärtnerei beauftragen oder selber die Anpflanzung und den Unterhalt übernehmen. So gebe es heute auch noch viele Angehörige, vor allem ältere Personen, die das Bedürfnis hätten, die Gräber ihrer Verstorbenen selber zu unterhalten. Damit sie dies machen könnten, müssten sie Pflanzen, Erde, Gartengeräte oder Blumenschalen auf den Friedhof transportieren. Gerade für Erdbestattungsgräber, die häufig nur eine schmale Lonicera-Umrandung hätten, brauche es für eine Anpflanzung, und dies sei drei- bis viermal pro Jahr, nicht nur einige Stiefmütterchen oder Sonnenscheinchen, sondern ein ganzes Kistchen voll oder mehr. Auch die Angehörigen, die bei den Urnennischen eine Blumenschale hinstellen möchten, hätten einiges an Gewicht zu tragen. Damit die Personen, die Pflanzen und Schalen selber besorgten, ihre Ware nicht vom unteren Parkplatz hinauf tragen müssten, beantrage die CVP, unter Artikel 9 Absatz 4 litera a die Ergänzung „sowie Transporte für den Güterumschlag“. Damit möchten sie den Materialtransport mit dem Auto bis zur Abdankungshalle ermöglichen. Das Tragen des Materials bis zu den Gräbern und dies wenn man an das aktuelle Erdbestattungsfeld denke, könne noch anstrengend genug sein. Da die Fahrerlaubnis vor allem älteren Leuten, die die Grabpflege noch wahr nähmen, zugute kommen werde, bitte die CVP, ihrem Ergänzungsantrag zuzustimmen.

Werner Good sagt, invalid heisse unwert. Deshalb werde das Wort nicht mehr verwendet. Es sollte deshalb Behindertenfahrzeug heissen.

Artikel 9 Absatz 4 litera b

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, „das Spielenlassen von Kindern“ werde gestrichen. Sie dürften somit spielen.

Rita Lanz Hasenfratz spricht aus persönlicher Sicht als Anwohnerin des Friedhofs Meisenhard. Es erscheine ihr und der Fraktion logisch, dass stehe, auf dem Friedhof dürfe kein Lärm verursacht werden. Es sei jedoch auch so, dass er Naherholungsraum für die Leute, die unmittelbar darunter wohnten. Er sei verkehrsfrei und für einen Spaziergang mit Kindern sehr geeignet. Kinder spielten in der Regel mit Kieselsteinen oder sprängen etwas herum. Sie seien der Meinung, dies sollte im Rahmen liegen, dass es erlaubt sei. Deshalb möchten sie dies streichen. Es sei ihnen jedoch klar, dass auf den Friedhöfen kein Lärm gemacht werden sollte und keine Partys veranstaltet werden sollten. Sie fänden jedoch, es gehe etwas zu weit, die Formulierung „das Spielenlassen von Kindern“ im Reglement zu belassen.

Daniel Vögeli antwortet, es sei ein Friedhof und kein Spielplatz. Für Personen, die sich in Trauer befänden, wirke es sich äusserst störend aus, wenn Kinder spielten. Sie seien laut, und dies solle auch so sein. Es gehöre jedoch nicht auf den Friedhof.

Iris Schelbert meint, wenn man als Familie Gräber besuche, könne nicht verhindert werden, dass Kinder dabei seien. Wenn kleinere Kinder mitkämen und jemand ein Grab neu bepflanze, richte oder nur andächtig sei, könne es sein, dass die Kinder am Brunnen oder mit Steinchen spielten. Dies müsse einfach möglich sein und störe die Grabesruhe nicht. Sie könnte sich eher vorstellen, dass es nicht im Sinne vieler Verstorbener wäre, wenn auf dem Friedhof kein Kinderlachen mehr gehört werden dürfte.

Rolf Sommer meint, es gehe nicht um das Nichtspielenlassen von Kindern. Es sei eine Interpretationsfrage des Spielenlassens. Wenn ein Kind mit den Steinchen spiele, trete sicher kein Friedhofwärter als Polizist auf. Er denke, das menschliche Ermessen müsse den Friedhofangestellten überlassen werden. Es sollte aber ein Verbot enthalten sein, weil die Kinder sonst umher sprängen. Er möchte nicht für alle Kinder „die Hand ins Feuer legen“.

Mit 24 : 15 Stimmen wird dem Abänderungsantrag, wonach die Formulierung „das Spielenlassen“ gestrichen werden solle, zugestimmt.

Artikel 11 Absatz 1

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, es liege folgender Abänderungsantrag der SP vor: „Die Grabesruhe beträgt 30 Jahre“.

Stadtpräsident Ernst Zingg führt aus, der Stadtrat halte ganz klar an den 20 Jahren fest. Er habe die Gründe in der Eintretensdebatte dargelegt, und sie seien auch im Bericht und Antrag unter den Grundsätzen nachzulesen. Er bitte, Artikel 11 in der vorliegenden Form zuzustimmen.

Heidi Ehrsam teilt mit, die CVP-Fraktion unterstütze den Antrag des Stadtrates. Sie spreche aus persönlicher Erfahrung, wenn sie sage, dass gerade neben dem Kolumbarium, wenn man die Strasse hinauf komme, sich ein Feld mit Gräbern aus dem Jahre 1983 befinde. Es sei kein schöner Anblick, wenn ab dem 20. oder 25. Jahr ein Grab nach dem anderen aufgehoben werde, Gras dazwischen wachse und einige Gräber noch gepflegt würden. Dies beelende sie. Deshalb unterstütze ihre Fraktion den Antrag des Stadtrates auf 20 Jahre. Eine Grabesruhe von 30 Jahren könne für gewisse Personen ein Bedürfnis sein, sie denke jedoch, man sollte bei 20 Jahren bleiben.

Mit 32 : 7 Stimmen wird der Abänderungsantrag der SP auf eine Grabesruhe von 30 Jahren abgelehnt.

Artikel 12 Absatz 5

Daniel Schneider regt eine Erweiterung der Grabstätten an. Er denke an einen Urnenhain. Es handle sich um einen Bestattungsort für Urnengräber, der von der Gemeinde unterhalten werde. Aufgrund seiner beruflichen Erfahrungen wisse er, dass dies relativ viel benutzt werde und eine Nachfrage bestehe. Er könne nicht sagen, es habe niemand gefragt. Manchmal müsse etwas angeboten werden, bevor die Leute darauf kämen, dass es auch etwas wäre. Bei einem Urnenhain würden Urnen beigesetzt, aber der Unterhalt des Feldes werde durch die Gemeinde geleistet, nicht wie bei einer Urnennische oder einem Erdgrab für Urnen. Er möchte weiter anregen, die Formulierung „Gemeinschaftsgräber“ zu verwenden. Es sollten verschiedene Gemeinschaftsgräber möglich sein. Er denke dabei an die Diskussion betreffend Totgeburten.

Heidi Ehrsam fragt Daniel Schneider, ob mit Urnenhain gemeint sei, dass die Urne in den Boden eingelassen werde. Wenn es sich darum handle, sei es ein Bedürfnis von Frauen aus ihrer Pfarrei, das sie Stadtschreiber Markus Dietler mitgeteilt haben. Sie möchten nicht in Kolumbarien beigesetzt werden, sondern in der Erde mit einer Platte, analog Dulliken. Sie persönlich würde unterstützen, dass wenn nicht auf diesem Weg, so auf anderem Weg eingebracht werden könnte, dass etwas in dieser Art gemacht werden könne.

Stadtpräsident Ernst Zingg antwortet, der Stadtrat halte grundsätzlich an seiner Formulierung fest. Er bitte den Stadtschreiber, sich zu diesem Thema zu äussern.

Markus Dietler führt aus, die Angelegenheit sei mit den Verantwortlichen des Friedhofs respektive des Werkhofs besprochen. Es sei einerseits nicht abzuschätzen, welche Kosten dies verursachen würde. Andererseits habe man befunden, dass das Angebot für alle Möglichkeiten hinreichend genüge. Es sei im Moment, wenn man dies beschliesse, relativ schwierig zu sagen, was es im Falle einer Betreuung durch die Stadt ausmache.

Daniel Schneider sagt, er erachte sich als genügend kompetent, um dies beantworten zu können. Ein Urnenhain sei eine recht günstige Variante. Man könne auch hier wie überall einen Rolls Royce oder einen Fiat machen. Er denke jedoch, gerade ein Waldfriedhof biete Gelegenheit, eine sehr einfache Gestaltung zu machen, weil der Wald selber der atmosphärische Gehalt sei. Er bleibe in diesem Sinne bei seinem Antrag.

Iris Schelbert fragt, ob es sich um ein Gemeinschaftsgrab für Urnenbestattungen handle.

Daniel Schneider antwortet, es handle sich um ein grosses Feld mit einzelnen Namensschildern. Unmittelbar dabei sei die Urne eingelassen. Es gebe verschiedene Varianten, bei denen die Gemeinde verbiete, dass Grabschmuck mitgebracht werde. Andere Gemeinden seien etwas neuzeitlicher und stellten Flächen bereit, wo Grabschmuck hingebracht werden könne. Schalen, Vasen oder Blumen seien möglich. Es sei ein ausgeschiedenes Feld, bei dem erkannt werden könne, wo die Urne eingelassen sei. Dies mit einem Namensschild.

Mit 26 : 11 Stimmen wird dem Antrag Schneider, wonach in Artikel 12 Absatz 1 eine neue Kategorie „Urnenhain“ eingefügt würde, zugestimmt.

Parlamentspräsident Jürg Walker stellt fest, es liege weiter ein Abänderungsantrag vor, wonach „Gemeinschaftsgrab“ durch „Gemeinschaftsgräber“ ersetzt werden solle. Der Stadtrat sei damit einverstanden, und es erfolge somit keine Abstimmung.

Artikel 12 Absatz 5

Markus Dietler beantwortet die Frage der SP wie folgt: Grundsätzlich handle es sich um zwei verschiedene Angelegenheiten: Die Exhumierung während der Grabesruhe und die bei den Moslems vorgesehene Auflösung der Gräber, wobei die Überreste in einem separaten Gemeinschaftsgrab beigesetzt würden.

Artikel 14 Absatz 3

Dr. Georg Artmann stellt in Ergänzung der Anträge der SP-Fraktion folgenden weiteren Streichungsantrag: „Die Reihengräber müssen mit einer einheitlichen wintergrünen Umrandung der Anpflanzflächen mit Lonicera versehen werden.“ Seine Begründung gelte auch für den folgenden Antrag der SP. Ein Friedhof sollte seiner Meinung nach idealerweise etwas von der Volkskultur widerspiegeln. Leider sei der Anteil der Kultur in vielen Schweizer Städten verloren gegangen. In kleineren Dörfern, vor allem im Wallis und im Tessin, in katholischen Gegenden, könne dieser Anteil von Kultur noch erleben oder wahrnehmen. Ihm sei dies sehr sympathisch, obwohl er selber nicht katholisch sei. Der Kulturverlust in den grossen städtischen Friedhöfen des Schweizer Mittellandes, der überall wahrgenommen werden müsse, sei zum grossen Teil auch ein Ausdruck der Gleichgültigkeit der Leute. Eine individuelle Grabgestaltung müsste absoluten Vorrang haben, sofern die Angehörigen dies wünschten. Dazu gehöre seines Erachtens auch der Verzicht auf die uniforme Umrandung mit Lonicera. Es könnte auch Cotoneaster oder Hybericum sein. Solche Ränder seien Monokultur. Mono stehe hier für Einfalt. Echte Kultur sei Vielfalt, also Polykultur. Deshalb sei er der Meinung, solche Lonicera-Hecken sollten nicht verboten werden, wenn es die Stadtgärtner machten, sie sollten jedoch nicht vorgeschrieben werden. Es dürften auch keine sein.

Rolf Sommer sagt, er habe den Friedhof Meisenhard auch schon wiederholt besucht, und er finde ihn sehr, sehr schön. Es sei eine Einheit und Ordnung vorhanden. Die Ruhe mache den Friedhof aus, was auch von vielen auswärtigen Personen geschätzt werde. Dies sei seiner Meinung nach wichtig. Den Werkhofmitarbeitern dürfe an dieser Stelle ein Dank für ihre Arbeit und die auf dem Friedhof herrschende Ruhe ausgesprochen werden.

Dr. Georg Artmann antwortet, Ruhe müsse nichts mit Uniformität zu tun haben. Dies passe für einen Militärfriedhof. Individualität könne auch Ruhe beinhalten. Er sei nicht einverstanden mit dem Votum von Herrn Sommer.

Mit 20 : 12 Stimmen wird der Antrag abgelehnt.

Artikel 14 Absatz 5

Stadtpräsident Ernst Zingg beantwortet die Frage zu diesem Punkt wie folgt: Es gehe um „diese sonstig nicht zugelassenen Gegenstände“. In Absprache mit dem Bestattungsamt, das der Direktion Öffentliche Sicherheit unterstellt sei, solle nach der Verabschiedung des Reglements ein Leitfaden zu diesem Thema erarbeitet werden. Zudem werde seitens des Werkhofes bei der Entfernung von sogenannt nicht Zugelassenem eine gewisse Zurückhaltung zugesichert. Er bitte, dem Artikel in der vorliegenden Form zuzustimmen.

Artikel 15, Beibehaltung der Artikel 50 und 56 aus dem alten Reglement

Dr. Arnold Uebelhart erklärt, die SP sei der Meinung, Absatz 4 sollte gestrichen und der offenere alte Artikel 50 sowie der alte Artikel 56 als Artikel 15 Absatz 5 aufgenommen werden.

Stadtpräsident Ernst Zingg bittet namens des Stadtrates, diesem Antrag nicht zuzustimmen und die beiden Artikel aus der alten Verordnung nicht wieder aufzunehmen. Bei Artikel 50 würde es aus ihrer Sicht eine Art Überreglementierung bedeuten. Zudem sei es ein Gummiartikel. Artikel 56 der alten Verordnung sei eine Art Freipass, und es entstünden Diskussionen. Im Übrigen sei nach dem neuen Reglement nur die Grösse und nicht die künstlerische Ausgestaltung des Grabmals vorgeschrieben. Er bitte, die Artikel 50 und 56 nicht aufzunehmen.

Dr. Arnold Uebelhart möchte auch im Falle einer Ablehnung etwas zu Artikel 15 Absatz 4 sagen. Das Hauptanliegen von Urs Wyss seien die Emailbilder gewesen.

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, es werde zuerst über die Variante abgestimmt, wonach Absatz 4 durch den alten Artikel 50 ersetzt werde und ein neuer Absatz 5 geschaffen werde, der den alten Artikel 56 beinhalte.

Mit 22 : 16 Stimmen wird der Antrag abgelehnt.

Stadtpräsident Ernst Zingg erklärt, im Sinne einer Vereinheitlichung und einem zurückhaltenden Umgang mit dem Waldcharakter möchte der Stadtrat an der vorliegenden Formulierung festhalten.

Rita Lanz Hasenfratz findet erstaunlich, dass jetzt anderen Weltreligionen und Religionsgemeinschaften sehr weit entgegen gegangen werde, indem sie ihre Symbole auf dem Friedhof haben dürften. Wenn es jedoch um Fotografien gehe, die gerade in den südlichen Ländern ein wichtiges Element seien – sie sei auch nicht katholisch, kenne dies jedoch von ihren Reisen her – und dies den doch zahlreichen italienischen, spanischen und portugiesischen Familien, die ihre Angehörigen hier begraben würden, verwehrt würde, scheine es ihr sehr erstaunlich. Sie denke, die Einheitlichkeit des Waldfriedhofes werde dadurch nicht tangiert, weil die Bilder in der Regel relativ klein seien und innerhalb des Grabes begrenzt werden müssten. Damit den Betroffenen eine Ausdrucksmöglichkeit gelassen werde, möchte sie beliebt machen, dem Antrag der SP-Fraktion zuzustimmen.

Heidi Ehrsam führt aus, diese Frage habe bei der CVP-Fraktion auch grosse Diskussionen ausgelöst. Eine Mehrheit stimme der Streichung zu. Argumente seien gewesen, dass das Bedürfnis vorhanden sei und dass es auf unserem Friedhof viele Steine gebe, die nicht poliert seien. In den südlichen Ländern seien praktisch alle Steine poliert. Dort sei es um einiges einfacher, Bilder und Emailschilder einzulassen. Die CVP-Fraktion werde mehrheitlich zustimmen. Ihre persönliche Ansicht sei, dass es von den Steinen her vielleicht nicht so geeignet sei, solche Bilder einzulassen.

Daniel Vögeli fragt, ob ein Firmenschild fotografiert werden dürfe.

Parlamentspräsident Jürg Walker meint, es sei klar, was gemeint sei. Es heisse: „...sind ebenso nicht zugelassen wie aufgesetzte Firmenschilder“.

Candidus Waldispühl findet bezüglich der polierten Steine könnte das gleiche Argument angeführt werden, dass vor allem in südlichen Ländern viele polierte Steine vorhanden seien. Er möchte wissen, weshalb polierte Steine nicht zugelassen seien.

Stadtpräsident Ernst Zingg antwortet mit den Stichworten Vereinheitlichung und Waldcharakter. Es gelte, eine gewisse Form des Friedhofs zu wahren. Ein polierter Stein falle dabei auf.

Daniel Schneider äussert sich wie folgt: Er komme nicht umhin, das Thema Waldfriedhof aufzugreifen, welches gerne zitiert werde. Er glaube, alle seien etwas blind. Der Waldfriedhof löse sich langsam auf. Die Wege würden mit jeder Maschine, die gekauft werde, breiter. Die zwar beliebten, für ihn aber unseligen Pyramiden seien etwa so gross wie zwei Fussballspielfelder. Wenn zum Charakter des Waldfriedhofes etwas mehr Sorge getragen würde, wäre es unbedeutend, wie ein Grabmal aussehe. Die Bedeutung wäre dann so klein. Die grosse Charakteristik müsse der Waldfriedhof an sich haben. Es sei schade, wenn er immer zitiert und gleichzeitig langsam aufgelöst werde. Von ihm aus könnte alles die Materialien Betreffende gestrichen werde.
Rolf Sommer ist dagegen, alles zu streichen. Dann hätte man am Schluss überall gelbe Stangen, wie sie Daniel Schneider im Säliquartier gepflanzt habe.

Heidi Ehrsam sagt, die Steine erhielten durch die Bäume eine Patina. Sie würden grünlich. Die Mattschliffsteine wirkten schön damit, polierte Steine passten jedoch nicht dazu. Auf anderen Friedhöfen sehe man ganz saubere und weisse Steine, die gar keine Patina hätten, weil es keine Bäume habe. Daher sei sie dafür, dass der Passus mit den Steinen belassen werde, da es dem einheitlichen Charakter des Friedhofs zugute komme.

Stadtpräsident Ernst Zingg äussert sich wie folgt. Er habe sich sagen lassen, wie die Begründung sei. Ein Landschaftsarchitekt sei anwesend, und es gebe nicht viele, die dies könnten. Er akzeptiere diese Aussagen. Über die bauliche Komponente wolle er sich nicht äussern. Es gehe um ein Reglement. Insbesondere aus der Gruppe Künstler und Bildhauer, die auch etwas von Grabmalkunst verstünden, komme genau die Ansicht zum Artikel 15 Absatz 4. Deshalb sei es aufgenommen worden.

Parlamentspräsident Jürg Walker erklärt, es werde über die Streichung der Worte „wie Fotografien“ abgestimmt.

Mit 28 : 10 Stimmen hat der Abänderungsantrag obsiegt. Fotos sind somit zugelassen.

Mit 37 : 3 Stimmen fasst das Parlament folgenden

Beschluss:

I.

1.
Das vorliegende Reglement über das Bestattungs- und Friedhofwesen wird genehmigt.

2. 
Mit dem Vollzug wird der Stadtrat beauftragt. 

II.

Ziffer I./1. unterliegt dem fakultativen Referendum.

Beilage:

- Reglement über das Bestattungs- und Friedhofswesen der Stadt Olten

Mitteilung an:

Direktion Öffentliche Sicherheit/F. Giori

Verwaltungsleitung Direktion Bau II (3)/P. Haus

Direktion Finanzen und Informatik/P. Kohler

Finanzkontrolle

Rechtskonsulent

Stadtschreiber

Kanzleiakten

Verteilt am:

Reglement über das Bestattungs- und Friedhofswesen

der Stadt Olten

Das Gemeindeparlament der Stadt Olten

gestützt auf Art. 23 der Gemeindeordnung1 vom 28. September 2000

erlässt das folgende Reglement über das Bestattungs- und Friedhofswesen der Stadt Olten

1. 
Allgemeine Bestimmungen

Art. 1
Zweck und Grundsatz

1
Das vorliegende Reglement bezweckt die Regelung aller im Zusammenhang mit der Bestattung stehenden amtlichen Handlungen sowie die geordnete Benützung der Friedhofanlagen. 

2
Mit sämtlichen amtlichen Massnahmen soll ein würdevoller Abschied von den Verstorbenen und ein entsprechendes Gedenken an die Verstorbenen unterstützt werden.

Art. 2 
Zuständigkeit

1
Das Bestattungs- und Friedhofwesen ist Sache der Einwohnergemeinde. Es untersteht der Aufsicht des Stadtrates.

2
Der Direktion Öffentliche Sicherheit (Bestattungsamt) obliegen die Entgegennahme der Bestattungs- und Kremationsmeldungen und die Anordnung der für die Bestattung erforderlichen Massnahmen in Absprache mit den Angehörigen und den zuständigen Pfarrämtern und anderen zuständigen Stellen.

3
Der Baudirektion II (Werkhof) obliegen der Betrieb, der Unterhalt und die Verwaltung von Friedhof und Krematorium.

2. 
Bestattungen

Art. 3
Anspruch auf Bestattungen

Im städtischen Friedhof Meisenhard können beigesetzt werden:

a) verstorbene Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Olten und registrierte Totgeburten

b) Nicht registrierte Totgeburten

c) verstorbene Auswärtige mit Bewilligung des Bestattungsamtes.

Art. 4
Meldepflicht

1
Jeder Todesfall ist unverzüglich dem Zivilstandsamt unter Vorweisung der ärztlichen Todesbescheinigung und des Familienbüchleins (bei ledigen Personen der Ausweisschriften) zu melden. Das Zivilstandsamt stellt die amtliche Todesbescheinigung aus.

2
Jeder Todesfall ist nachfolgend unverzüglich unter Vorlegung der amtlichen Todesbescheinigung dem Bestattungsamt zu melden.

3
Anzeigepflichtig sind Verwandte und Drittpersonen (u.a. Leitungen von Alters- und Pflegeheimen sowie Spitälern) nach Massgabe der eidgenössischen und kantonalen Zivilstandsverordnung2.


4
Die Angehörigen einer oder eines Verstorbenen können Dritte (u.a. Bestattungsunternehmen) ermächtigen, den Todesfall anzuzeigen und alle Bestattungsmassnahmen zu ordnen.

5
Das Bestattungsamt ist für die Weitermeldung an das Inventuramt besorgt.

Art. 5 
Termin der Bestattung

1
Das Bestattungsamt legt in Verbindung mit den Angehörigen bzw. dem von ihnen beauftragten Bestattungsunternehmen und den Pfarrämtern den Tag und den Zeitpunkt der Bestattung fest. Es erlässt die erforderlichen Anzeigen an die mit der Bestattung beauftragten Amtsstellen und Privaten. 

2
Die Erdbestattung oder Kremation darf nicht vor Ablauf von 48 Stunden und muss vor Ablauf von 96 Stunden nach eingetretenem Tod vorgenommen werden. Falls der dritte Tag ein Samstag ist, kann ohne Bewilligung auf den nächsten Werktag ausgewichen werden. Ausnahmen erfordern einen schriftlichen Antrag der behandelnden Ärztin bzw. des behandelnden Arztes. Vorbehalten bleiben bei der Festlegung des Zeitpunktes allfällige Verfügungen der Strafuntersuchungsbehörde.

3
An Samstagen, Sonn- und Feiertagen werden keine Bestattungen vorgenommen. In begründeten Fällen kann das Stadtpräsidium an Samstagen eine Ausnahmebewilligung erteilen.

4
Die Bestattungen finden jeweils um 9.30, 10.30, 13.30 und 14.30 Uhr statt. Erdbestattungen werden nach Möglichkeit auf den Morgen terminiert.

Art. 6 
Art der Bestattung

1
Falls eine beim Bestattungsamt deponierte schriftliche Willensäusserung der oder des Verstorbenen vorliegt, ist dieser bei der Bestattung nachzukommen, soweit sie nicht gegen gesetzliche oder reglementarische Bestimmungen verstösst. Bestehen keine solchen Willensäusserungen, so entscheiden die nächsten Angehörigen in Absprache mit dem Bestattungsamt mit den gleichen Einschränkungen über die Art der Bestattung. Fehlen jegliche Willensäusserungen, so ordnet das Bestattungsamt die Art der Bestattung an.

2
Auf die religiösen Bedürfnisse der oder des Verstorbenen und deren oder dessen Angehörigen wird soweit möglich Rücksicht genommen. Angehörige islamischen Glaubens können mit Ausrichtung nach Mekka und nach Ablauf der ordentlichen Grabesruhe in einem separaten Gemeinschaftsgrab bestattet werden.

3
Die Verständigung mit den Pfarrämtern oder anderen zuständigen Stellen über die Gestaltung der Abdankungsfeier ist Sache der Angehörigen respektive des von ihnen beauftragten Bestattungsunternehmens.

4
Wird eine Bestattung auswärts gewünscht, haben sich die Angehörigen respektive das von ihnen beauftragte Bestattungsunternehmen persönlich mit den dortigen Gemeindebehörden in Verbindung zu setzen. 

Art. 7
Vollzug der Bestattung

1
In der Regel erfolgt die Aufbahrung des Leichnams in der Aufbahrungshalle. Auf Wunsch der Angehörigen kann unter Benachrichtigung des Bestattungsamtes die Aufbahrung auch an einem anderen geeigneten Ort (z.B. Sterbehaus) erfolgen, sofern keine sanitätspolizeilichen Gründe entgegenstehen.

2
Vor Beginn der Bestattung werden die Glocken des Stadtturms und des Friedhofs geläutet.

3
Die Bestattungsfeier findet in der Abdankungshalle des Friedhofes und/oder an der letzten Ruhestätte statt.

4 
Bei Erdbestattungen wird der Leichnam von der Abdankungshalle zur Grabstätte transportiert und gemäss Absprache mit den Angehörigen und den Pfarrämtern oder anderen zuständigen Stellen beigesetzt. Die Angehörigen entscheiden, ob der Trauerzug direkt den Sarg begleitet oder ob die Trauergemeinde erst zum Grabe gelassen wird, wenn der Sarg im Grabe liegt. Das Grab wird nach einer allfälligen abschliessenden Andacht umgehend eingedeckt.

5
Bei Kremationen erfolgt die Einäscherung vor oder unmittelbar nach der Abdankungsfeier. Anschliessend wird die Asche in einer Urne gesammelt. Die Angehörigen vereinbaren mit dem Bestattungsamt den Zeitpunkt der Urnenbeisetzung auf dem Friedhof in einem Grab oder einer Urnennische. Findet die Kremation vor der Abdankungsfeier statt, muss gewährleistet sein, dass die Beisetzung der Urne unmittelbar nach der Abdankung möglich ist. Die Urne kann auf Wunsch den Angehörigen zur Beisetzung an einem andern Ort überlassen werden.

6
Feierlichkeiten grösseren Umfangs sind mit dem Bestattungsamt abzusprechen.

7
Auf ausdrücklichen Wunsch der Verstorbenen oder der Angehörigen kann eine stille Bestattung erfolgen.

Art. 8
Kosten

1
Die Bestattung ist unentgeltlich.


Die Einwohnergemeinde Olten übernimmt die Kosten für:


a) Sarg


b) Einsargung und Überführung der Leiche zum Friedhof


c) Aufbahrung in der Abdankungshalle mit einfachem Pflanzenschmuck


d) Überlassung einer Grabstätte (ausgenommen Miete für Urnennischen)


e) Erstellung des Grabes 


f) Beisetzung von Sarg oder Urne


g) der Religionsgemeinschaft entsprechendes Symbol


h) Kosten der Einäscherung


i) Urne

2
Die Unentgeltlichkeit gilt

a) für alle in Olten verstorbenen Einwohnerinnen und Einwohner sowie Totgeburten, die hier bestattet werden

b) für auswärts verstorbene Einwohnerinnen und Einwohner von Olten, ausgenommen die Kosten für den Transport des Leichnams in das Stadtgebiet.

3
Wird eine in Olten wohnhaft gewesene Person auswärts bestattet, so wird lediglich der Sarg unentgeltlich geliefert.

4
Auswärts wohnhaft gewesene Personen können mit Bewilligung des Bestattungsamtes in Olten gegen Entrichtung der entsprechenden Gebühren gemäss § 47 der Gebührenordnung der Einwohnergemeinde der Stadt Olten beigesetzt werden.

5
Für die Einwohnerschaft von Starrkirch-Wil werden die Kosten gemäss Vertrag vom 3./21. Dezember 1964 betr. Erweiterung des Friedhofareals der Einwohnergemeinde der Stadt Olten auf Hoheitsgebiet der Einwohnergemeinde Starrkirch-Wil berechnet.

3. 
Friedhof

Art. 9
Bestattungsort

1
Der Friedhof Meisenhard ist grundsätzlich Bestattungsort für die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Olten. Ausserhalb des Friedhofes dürfen auf Gemeindegebiet keine Erdbestattungen vorgenommen werden.

2
Von diesem Verbot ausgenommen ist der Friedhof innerhalb des Kapuzinerklosters, auf welchem Angehörige des Kapuzinerordens bestattet werden dürfen.

3
Der Friedhof ist eine Stätte der Ruhe und Besinnung. Er ist für die Bevölkerung zu den Öffnungszeiten frei zugänglich. Besucherinnen und Besucher haben sich der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten.

4
Untersagt sind

a. das Befahren mit Privatfahrzeugen und Geräten aller Art (ausgenommen Dienst- und Behindertenfahrzeugen und Fahrten von Angehörigen bei Bestattungen sowie Transporte für den Güterumschlag bis zur Abdankungshalle) sowie das Mitführen von Haustieren.

b. die Beschädigung und Verunreinigung der Gräber, Anlagen und Gebäude sowie das Verursachen von Lärm.

Art. 10
Öffnungszeiten

Der Friedhof ist geöffnet:


- vom 1. April bis 30 September von 7 bis 20 Uhr


- vom 1. Oktober bis 31. März von 8 bis 18 Uhr


- über die Weihnachtstage bis 20 Uhr

Die Aufbahrungshalle ist an Werktagen von 7 bis 16.30 Uhr geöffnet. An Samstagen sowie Sonn- und Feiertagen ist sie geschlossen. Für das Abschiednehmen ausserhalb der Öffnungszeiten können die Bestattungsunternehmen Zugang verschaffen.

Art. 11
Grabesruhe

1
Die Grabesruhe beträgt 20 Jahre für Erdbestattungen, gerechnet von der letzten Bestattung auf dem jeweiligen Gräberfeld, und 20 Jahre für Urnennischen. Auf begründetes Gesuch hin kann das Bestattungsamt die Grabesruhe für Urnennischen um maximal 10 Jahre verlängern, sofern die entsprechende Platzkapazität besteht.

2
Die Benützungsdauer eines bestehenden Grabes erfährt keine Verlängerung, wenn darin nachträglich weitere Urnen beigesetzt werden.

3
Die Aufhebung von Gräbern und Urnennischen nach Ablauf der Grabesruhe ist mindestens drei Monate vorher öffentlich zu publizieren. Die Angehörigen sind aufzufordern, innert Monatsfrist die ihnen gehörenden Grabmäler und Pflanzen zu entfernen; andernfalls fällt das Verfügungsrecht ohne Entschädigungspflicht an die Stadt Olten.

4
Aschenurnen aus aufgehobenen Gräbern werden – soweit die Grabesruhe noch nicht abgelaufen ist – in einem Gemeinschaftsgrab beigesetzt.

Art. 12
Grabstätten

1
Es werden sechs Kategorien von Bestattungsplätzen unterschieden:


Kat.I
Reihengräber für die Erdbestattung von Erwachsenen und Kindern über 12 

Jahren


Kat.II
Reihengräber für die Erdbestattung von Kindern bis zum 12. Altersjahr


Kat.III
Reihengräber für Urnenbeisetzungen


Kat.IV
Urnennischen


Kat. V
Urnenhain


Kat.VI Gemeinschaftsgräber

2
In jedem Reihengrab darf nur ein Sarg bestattet werden. Jedoch dürfen bis zu sechs Urnen in Urnengräbern beigesetzt respektive in Erdbestattungsgräbern zugesetzt werden, wenn das Grab noch nicht 10 Jahre alt ist.

3
Familiengräber sind nicht vorgesehen.

4
Die Beisetzungen erfolgen innerhalb der einzelnen Kategorien und Grabfelder in fortlaufender Reihenfolge.

5
Die Exhumierung von Urnen zur Beisetzung in einem andern Grab oder in einer eigenen Grabstätte auf dem Friedhof Meisenhard ist nicht gestattet.

Art. 13
Grabmasse

Für die Anlage der Gräber werden folgende Masse eingesetzt:


Kat.I
150 cm lang, 75 cm breit


Kat.II
110 cm lang, 55 cm breit


Kat.III
130 cm lang, 65 cm breit

Art. 14
Gestaltung und Bepflanzung

1
Die Anpflanzung und der Unterhalt der Gräber sowie die Beschaffung des Grabmals sind Sache der Angehörigen.

2
Gräber, für deren Unterhalt keine Angehörigen verpflichtet werden können, werden mit einer Grünpflanzung auf Kosten der Gemeinde versehen.

3
Reihengräber müssen mit einer einheitlichen wintergrünen Umrandung der Anpflanzfläche mit Lonicera versehen werden.

4
Die Bepflanzung soll dem Charakter der betreffenden Bestattungsplätze angepasst sein und darf daneben liegende Gräber nicht beeinträchtigen. Bäume und Sträucher, welche die Grabmäler überragen, sind nicht zugelassen.

5
Das Friedhofpersonal ist berechtigt, verwelkte Kränze und Schalen von neuen, noch nicht bepflanzten Gräbern zu entfernen. Bei berechtigten Reklamationen, welche bepflanzte Gräber betreffen, nimmt das Friedhofpersonal via Bestattungsamt Kontakt mit den Angehörigen auf und setzt eine Frist zur Bereinigung der beanstandeten Situation. Läuft diese unbenutzt ab, ist das Friedhofpersonal berechtigt, abgestorbene und nicht bewillligte Bepflanzungen, unzulässigen Grabschmuck und sonstige nicht zugelassene Gegenstände entschädigungslos wegzuräumen sowie Pflanzen, welche Nachbargräber oder die Friedhofanlagen beeinträchtigen, ebenfalls entschädigungslos zurückzuschneiden.

6
Bei der Bepflanzung und Gestaltung der Urnennischen ist dem Charakter der Urnenanlage Rechnung zu tragen.

Art. 15
Grabmäler

1
Die Errichtung neuer und die Abänderung bestehender Grabmäler bedürfen einer Bewilligung des Bestattungsamtes. Vor Beginn der Ausführungsarbeiten ist dem Bestattungsamt ein Gesuch im Doppel einzureichen. Dieses enthält verbindliche Angaben über die Form, das Material inklusive Bearbeitung, die Art der Beschriftung des Grabmals und den Wortlaut der Inschrift sowie eine Skizze im Massstab 1:10.

2
Die Masse der Grabmäler betragen

Kat.I
max. 120 cm hoch, max. 60 cm breit, mind. 14 cm dick, Ansichtsfläche max. 0,6 m2

Kat.II
max. 80 cm hoch, max. 45 cm breit und mind. 12 cm dick


Kat.III
max. 110 cm hoch, max. 55 cm breit und mind. 14 cm dick, Ansichtsfläche max. 0,5 m2
3
Liegende Platten mit einer Neigung von max. 10 Prozent können wie folgt ausgeführt werden:


Kat.I
max. 80 cm lang, max. 50 cm breit, mind. 10 cm dick


Kat.II
max. 50 cm lang, max. 35 cm breit und mind. 8 cm dick


Kat.III
max. 60 cm lang, max. 45 cm breit und mind. 8 cm dick

4
Die Grabmäler können aus Stein (Mattschliff), Holz, Mattbronze und Schmiedeisen bestehen. Materialien wie polierte Steine, Keramik und Blech sind ebenso nicht zugelassen wie aufgesetzte Firmenschilder.

4. 
Übergangs- und Schlussbestimmungen
Art. 16
Haftung

1
Die Einwohnergemeinde der Stadt Olten haftet nicht für die Folgen von Natureignissen sowie für Beschädigungen oder Entwendungen der auf den Gräbern befindlichen Gegenstände, einschliesslich Pflanzen und Grabmäler. Ebenso haftet sie nicht für Schäden, welche auf Grabsenkungen oder auf ungenügenden Unterhalt durch die Angehörigen zurückzuführen sind. Dementsprechend leistet sie keinen Ersatz, wenn Grabstätten beschädigt werden.

2
Vorbehalten bleibt die gesetzliche Haftung für Schäden, welche durch Angestellte der Einwohnergemeinde verursacht werden.

Art. 17
Widerhandlungen

Übertretungen von Vorschriften dieses Reglements werden durch die zuständige Direktion mit einer Busse im Rahmen der friedensrichterlichen Kompetenzen1
 geahndet. Eine strafrechtliche Verfolgung bleibt vorbehalten.

Art. 18
Rechtsmittel

Gegen Verfügungen der Direktion Öffentliche Sicherheit (Bestattungsamt) und der Baudirektion II kann innert 10 Tagen beim Stadtrat schriftlich Beschwerde geführt werden.

Art. 19
Inkrafttreten

Dieses Reglement tritt per 1.7.2002 in Kraft. Es ersetzt die Verordnung über das Bestattungs- und Friedhofwesen der Stadt Olten vom 28. April 1964.

Olten, 16. Mai 2002

Namens des Parlamentes

Der Parlamentspräsident:



Der Stadtschreiber:

Jürg Walker





Markus Dietler


AUSZUG


aus dem Protokoll


des Gemeindeparlamentes


der Stadt Olten

vom 16. Mai 2002
Akten-Nr. 1/14, 51/17
Prot.-Nr. 46

Dringliche Interpellation Daniel Vögeli (FdP) betr. KEKO/Beantwortung

Am 06. April 2002 reichte Daniel Vögeli eine Dringliche Interpellation betreffend KEKO ein. Der Interpellant begründet die Dringlichkeit wie folgt:

„Dringlichkeit ist aufgrund der finanziellen Situation der KEKO und der bereits angelaufenen Saisonplanung der Vereine gegeben. Ohne zeitgerechte Reaktion steht der regionale Wintersport faktisch vor dem Aus.“

Zur Dringlichkeit:

Obwohl der Stadtrat durch seinen Beschluss vom 29. April 2002 den Vereinen EHCO und ELCO die Benutzung des Eises während einer Saison zu für die Vereine finanzierbaren Bedingungen ermöglicht, bejaht der Stadtrat die Dringlichkeit. Aufgrund verschiedener Medienberichte der letzten Wochen erscheint es dem Stadtrat notwendig, das Parlament und die Öffentlichkeit transparent und unmittelbar zu informieren.

Im Namen des Stadtrates beantwortet Stadtrat René Rudolf von Rohr die Fragen des Interpellanten wie folgt:

1. Ist sich der Stadtrat bewusst, dass die Eishalle die einzige Wintersportanlage in der weiteren Region ist?

Der Stadtrat ist sich dessen sehr wohl bewusst. Er ist sich sogar bewusst, dass die Oltner Eishalle attraktive Öffnungszeiten anbieten kann und in der Regel bereits im Juli den Betrieb aufnimmt. Als Standortgemeinde eines langjährigen Nationalliga-Vereines im Eishockey fühlt er sich verpflichtet, auch diesem Verein eine möglichst gute Infrastruktur zur Verfügung zu stellen. Die Eishallen Aarau und Langenthal als nächstgelegene unserer Region verfügen zum Beispiel über spätere saisonale Eröffnungstermine.

2. Ist der Stadtrat an der sportlichen Jugendförderung interessiert?

Die Stadt Olten unterstützt alle Sportvereine und somit auch deren Jugendabteilungen primär, indem sie den Vereinen zu günstigen Konditionen eine gute Infrastruktur zur Verfügung stellt. Im Weiteren erhält jeder Verein für Mitglieder zwischen dem 7. und 20. Altersjahr mit Wohnsitz in Olten eine jährliche Unterstützung von Fr. 40.--, damit legt der Stadtrat ein klares Bekenntnis ab, dass ihm die sportliche Entwicklung unserer Jugend sehr am Herzen liegt. Es gibt wohl auch nur wenige Gemeinden in unserer Region, die über eine ähnlich grosszügige Jugendsportförderung verfügen.

3. Ist der Stadtrat an der Erhaltung eines Eisstadions interessiert? 

Die Beantwortung der Fragen 1 und 2 sprechen klar dafür, dass Olten über eine Eishalle verfügen muss. Der Stadtrat ist sogar bereit zu prüfen, ob der Neubau eines Eisstadions im Vergleich zu einer Sanierung und Anpassung an die heutigen Bedürfnisse der KEKO-Anlage sinnvoll wäre.

4. Gedenkt der Stadtrat die massiv erhöhte Eismiete für den Eiskunstlauf und die Jugendmannschaften des EHCO zu übernehmen, damit diese überhaupt noch eine Überlebenschance haben?
Die Frage hat sich mit dem stadträtlichen Beschluss vom 29. April 2002 erledigt. Dem Stadtrat ist es aber wichtig zu betonen, dass es sich bei diesem Entscheid um eine dringliche Sofortmassnahme und Notlösung handelt, der nur für die Saison 2002 / 2003 Gültigkeit hat.

5. Kennt der Stadtrat die finanzielle Situation der KEKO?

Seit Dezember 2000, als der Wechsel im Präsidium der KEKO vollzogen wurde, ist der Stadtrat laufend, zuerst mündlich später dann auch schriftlich, über die aktuelle Finanzsituation der Genossenschaft informiert worden. Am 4. Februar 2002 wurde der Stadtrat an Hand einer Finanzanalyse über den dringenden Handlungsbedarf im Bereich der Finanzen der KEKO orientiert.

6. Hat die KEKO die notwendigen und vorgeschriebenen Abschreibungen in der Vergangenheit getätigt?

Nein.

Am 27. April 2001 wurde erstmals eine neutrale Schätzung der Anlage in Auftrag gegeben. Das Ergebnis lag Mitte Juli 2001 vor. Der Verkehrswert der Anlage beträgt gemäss dieser Schätzung,  vorgenommen durch die BDO Visura Treuhand und Immobilien, Solothurn, Franken 3'850'000.-- (der Wert der Eishalle wurde aufgrund der noch bestehenden Baurechtsdauer, bis 31.12.2014, durch eine kapitalisierte Zeitrente dargestellt. Für die Berechnung des Ertragswertes wurden die Defizitgarantie der Genossenschaftsgemeinden und die Beiträge der Stadt Olten als immaterieller  Nutzenbeitrag betrachtet und somit der Mietwert nach oben angepasst. Es wird festgestellt, dass die Eishalle keine Renditeliegenschaft ist, sie der Öffentlichkeit dient und im Weiteren politischen Entscheiden unterliegt).

Zu diesem Zeitpunkt wurde die Überbewertung der Anlage festgestellt und durch die Verwaltung die nötigen Schritte zur Sanierung eingeleitet.

7. Hätte die KEKO die Bilanz nicht längst hinterlegen müssen?

Nein.

Wir zitieren aus dem Bericht der Revisoren an den Verwaltungsrat der Kunsteisbahngenossenschaft Kleinholz Olten vom 25. 11. 2001:

„Die Revisoren stellen somit fest, dass unter Berücksichtigung des vorerwähnten ausserordentlichen Abschreibungsbedarfs auf dem Anlagevermögen eine Überschuldung der Kunsteisbahngenossenschaft Kleinholz Olten vorliegt.

Massnahmen

Gemäss Artikel 3 der Statuten der Kunsteisbahngenossenschaft Olten haftet die Genossenschaft nur mit ihrem Vermögen. Jede persönliche Haftung der Mitglieder ist ausgeschlossen. Es besteht also weder eine persönliche Haftung nach Art. 869/870 OR noch eine Nachschusspflicht nach Art. 871 OR.

Wir machen darauf aufmerksam, dass die Voraussetzungen nach Art. 903 OR erfüllt sind. Eine Zwischenbilanz zu Liquidationswerten würde das Bild einer massiven Überschuldung bestätigen. Es sind deshalb unverzüglich nachhaltige Massnahmen zur finanziellen Sanierung der Kunsteisbahngenossenschaft Kleinholz zu treffen.

Andernfalls schreibt das Gesetz im Art. 903.2 des Obligationenrechts zwingend vor, dass der Richter zu benachrichtigen ist.“

Als Sofortmassnahme wurde an der Generalversammlung vom 3. Dezember 2001 die Abschreibung des Genossenschaftskapitals eingeleitet und an der a.o. GV vom 03.04.2002 beschlossen. Die entsprechenden Rechtstitel der Genossenschaftsgemeinden wurden mit Brief vom 10. April 2002 eingefordert und gleichzeitig die Abschreibung der von den Gemeinden gewährten zinslosen Darlehen anbegehrt; zwei Beschlüsse von Gemeinden liegen bereits vor.

Mit diesen nachhaltigen Massnahmen sind formaljuristisch die Voraussetzungen geschaffen, dass die Bilanz im Moment nicht hinterlegt werden muss.

8. Neben dem neuen, 2001 gewährten Darlehen von Fr. 300'000.--, dem Genossenschaftskapital und weiteren Darlehen, welche von der Stadt abgeschrieben werden müssen, will die Stadt offenbar Schulden von Fr. 1'400'000.-- übernehmen? Welche Begründung liegt diesem Schuldübernahmewillen zu Grunde?

Das vom Stadtrat am 29.10.2001 gewährte Darlehen zu 3,5% Zins muss nicht zwingend abgeschrieben werden, da die KEKO nach Abschreibung des Genossenschaftskapitals und der Genossenschaftsdarlehen einen Bilanz-Gewinn aufweisen wird. Das Darlehen kann somit wie vereinbart ab 2004 mit jährlich Fr. 15'000.-- amortisiert werden. Die weiteren „Darlehen“ der Stadt Olten für die Sanierung der Stehrampe und der Kälteanlage wurden vom Gemeindeparlament am 13.12.1990 mit 38:1 Stimmen bzw. mit 44:0 Stimmen als Kostenanteile (Investitionsbeiträge und nicht als Darlehen) bewilligt. Vom Vorhandensein eines Schuldübernahmewillens kann keine Rede sein.

9. Mit welchem Mittelbedarf rechnet der Stadtrat insgesamt für die Sanierung der Eishalle?
Für kurzfristige zwingend notwendige Massnahmen rechnet der Stadtrat mit einem Investitionsbedarf von Fr. 300'000.--. Für eine weitere Sanierung ist mittelfristig mit einem Mittelbedarf von 1 bis 1,5 Mio. Franken zu rechnen (nur notwendigste Sanierung ohne Berücksichtigung von Wunschbedarf). Im neuen Finanzplan sind 1,3 Millionen Franken berücksichtigt, verteilt auf die Jahre 2003, 2005 und 2006.

10. Ist der Stadtrat der Meinung, dass die Regionsgemeinden innert nützlicher Frist einen gewünschten Sanierungsbeitrag beschliessen werden?

Die Bereitschaft zur Abschreibung des Genossenschaftskapitals und –darlehens wurde von den zuständigen Behörden signalisiert. Einige dieser Gemeinden machen ausdrücklich ein weiteres finanzielles Engagement klar davon abhängig, welches Konzept für den zukünftigen Betrieb der Anlage ausgearbeitet wird (Eigentümerin/Betreiberin, Betriebskosten, Sanierungskosten, Zeitverhältnisse allfällige Vergünstigungen etc.).  Optimal wäre eine Beteiligung der gesamten Region Olten-Gösgen-Gäu. Der Vorstand des Regionalvereins OGG hat an seiner Sitzung vom 28. Januar 2002 seine Bereitschaft erklärt, sich aktiv für eine breite Beteiligung einzusetzen. Es wird aber nicht möglich sein, innert nützlicher Frist (1/2 Jahr) zählbare Resultate zu erzielen.

11. Teilt der Stadtrat die Meinung, dass es im Interesse der Steuerzahler und der Vereine liegen würde, wenn die KEKO die Bilanz deponieren würde, die Stadt vorübergehend den Betrieb sicherstellen und aus der Konkursmasse heraus Werte von Interesse kaufen würde?

Ob die Bilanz der KEKO deponiert werden muss oder nicht, hängt von der Bereitschaft aller Gläubiger ab, ob sie zur Abschreibung oder wenigstens zu einer teilweisen Abschreibung ihrer Darlehen bereit sind. Der Stadtrat wird in jedem Fall alles daran setzen den Betrieb der Anlage sicher zu stellen, er hat sich zum Ziel gesetzt, Gespräche mit allen Beteiligten zu führen und dem Parlament eine Lösung bis Ende Jahr vorzulegen.

12. Ist der Stadtrat auch der Meinung, dass die „so eingesparten“ 1,4 Mio. Franken zumindest für einen Teil der Sanierung oder als Teil für die Neuerstellung einer Eisanlage an einem andern Ort verwendet werden könnten und so bereits eine „Teilvorfinanzierung“ sichergestellt wäre?

Rein rechnerisch stimmt der Stadtrat dem Interpellanten zu, aber solange das Schicksal der KEKO nicht klar definiert ist, handelt es sich hier um eine rein hypothetische Frage.

13. Ist sich der Stadtrat bewusst, die Schuldübernahme von 1,4 Mio. Franken nicht in eigener Kompetenz tätigen zu dürfen? Die Ausgabe von 1,4 Mio. Franken muss im Gemeindeparlament beraten werden und ein Ausgabenbeschluss unterliegt dem fakultativen Referendum – wäre die dafür erforderliche Zeit vorhanden?

Der Stadtrat ist sich dieser Tatsache absolut bewusst und legt deshalb grössten Wert darauf, dass bis Ende Jahr Lösungen gefunden sind. Der Stadtrat wird Lösungen priorisieren, bei denen die Stadt Olten aufgrund ihres grossen finanziellen Engagements den ihr zustehenden Führungsanspruch geltend machen kann.

14. Kann sich der Stadtrat vorstellen, dass ein Konkurs der KEKO auch eine Chance für die Stadtentwicklung darstellen könnte?

Es liegt in der Sache, dass jeder Neuanfang eine Chance bedeuten kann. Ein Konkurs der KWKO würde indessen zweifellos für negative Schlagzeilen für die Stadt und Region Olten sorgen.

-      -       -      -      -

Daniel Vögeli meint, in der Antwort des Stadtrates seien zwei, drei Punkte offen. Es werde einerseits von einem Verkehrswert von 3,85 Millionen Franken ausgegangen. Für die Verkehrswertberechnung seien gemäss Bericht immaterielle Nutzungsbeträge einbezogen worden. Dies bedeute, dass es aufgestockt und künstlich erhöht worden sei. Der Verkehrswert sei realistischerweise immer der Betrag, den ein Käufer bezahlen würde. Bei Punkt 7 sei fraglich, ob die Bilanz nicht längst hätte deponiert werden müssen und die angeführten Sofortmassnahmen genügend seien. Er möchte dies nicht vertiefen, der Stadtrat sollte jedoch prüfen, ob die formal-juristischen Voraussetzungen für die Herabsetzung des Genossenschaftskapitals tatsächlich geschaffen seien. In Bezug auf Schuldübernahmewille bleibe  die Schuld ohne Konkurs bestehen. Dies sei klar. Wenn die Stadt die KEKO übernehmen wolle oder werde, werde sie Schuldner von einer Schuld, die sie heute nicht habe. Dies könne nicht anders als eine Schuldübernahme bezeichnet werden. Schliesslich zum Punkt 11, ob es nicht im Interesse der Steuerzahler und Vereine sei, wenn die Bilanz deponiert würde. Diese Frage sei nicht beantwortet, denn es gehe nicht darum, ob die Bilanz deponiert werden müsse – diese Frage müsse durch die KEKO beantwortet werden – sondern es gehe darum, ob eine Deponierung im Interesse der Steuerzahler und Vereine läge. Die Frage sei, ob die Steuerzahler bei einem Konkurs besser fahren würden als bei der Variante Schuldübernahme. Es sei klar, dass eine Lösung gefunden werden müsse, wenn jedoch die Stadt praktisch alles finanzieren müsse oder werde, müsse sie auch das Sagen haben und entscheiden und bestimmen können. Um dies sicher zu stellen, sei die Genossenschaftsform die denkbar ungünstigste. Sie habe nicht den Einfluss, der ihr mit dem Kapital, den sie zur Verfügung stelle, zukommen würde. Er sei in diesem Sinne von der Antwort nur teilweise befriedigt. Man müsse am Ball bleiben. 

Stadtrat René Rudolf von Rohr führt aus, es gebe vier Abschnitte: Die Bedeutung der KEKOhabe der Stadtrat erkannt. Die finanzielle Situation der KEKO sei dem Stadtrat bekannt. Ein kleines Intermezzo sei für ihn der Schuldübernahmewille. Dieser sei im Stadtrat nicht ausgesprochen vorhanden. Dies sei klar gesagt. Bei der Frage „Was kostet uns die Zukunft“ sei der Weg tatsächlich nicht detailliert aufgezeigt oder habe noch nicht detailliert aufgezeigt werden können. Immerhin gebe der Stadtrat unter Punkt 12 dem Interpellanten Recht, dass rein rechnerisch der Weg über den Konkurs vermutlich der günstigste sei.

Rolf Sommer findet die Darstellung der Beantwortung sehr gut und übersichtlich. Bei der nachfolgenden dringlichen Interpellation sei man von diesem Schema wieder weggekommen, was er schade finde. Er finde, man sollte so weiterfahren, wie diese dringliche Interpellation beantwortet worden sei.

Mitteilungen an:

Mitglieder des Stadtrates

Direktion Bildung und Sport/R. Giger

Kanzleiakten

Verteilt am:


AUSZUG


aus dem Protokoll


des Gemeindeparlamentes


der Stadt Olten

vom 16. Mai 2002
Akten-Nr. 47/5
Prot.-Nr. 47

Dringliche Interpellation Doris Engeler (GO) betr. Provisorium der Fachhochschule Olten/Be-antwortung

Am 14. Mai 2002 wurde bei der Stadtkanzlei Olten zuhanden der Parlamentssitzung vom 16. Mai 2002 folgende dringliche Interpellation eingereicht:

„Auf dem Areal des Hartplatzes des Kindergartenspielplatzes Bifang soll ein Provisorium erstellt werden für die Fachhochschule Olten. Da dieses Provisorium schon ab Herbst 2002 genutzt werden soll, erscheint die Dringlichkeit gegeben.

Der Stadtrat wird deshalb um die Beantwortung folgender Fragen gebeten:

Generelles zur Planung der FHSO

1.
Kann uns der Stadtrat genauere Angaben zu diesem Projekt machen?

2.
Mit welchem Raumbedarf rechnet die FHSO in den nächsten 10 Jahren?

3.
Weshalb wird ein Provisorium geplant und nicht gleich ein definitiver Bau erstellt?

4.
Wann plant die FHSO mit den Bauarbeiten für den definitiven Bau zu beginnen und wo wird der Standort dieses Baus sein?

5.
Weshalb ist solche Eile (Fertigstellung bis Herbst 2002) geboten?

Zum Projekt selbst

6.
Welches ist der aktuelle Stand des Projektes?

7.
Welche Alternativen (insbesondere leerstehende Gebäude, Parzelle 5439, Parzelle 3530, andere.....) sind bis heute eingehend geprüft worden? Der Stadtrat wird aufgefordert eine Matrix mit den Minimalangaben

- Raum

- Mietkosten

- Frühest möglicher Bezugstermin

- Notwendige Investitionskosten

- Besondere Vorteile

- Besondere Nachteile

- Grund der Ablehnung

zu erstellen, damit die Varianten nachvollziehbar verglichen werden können.

8.
Welche Alternativen sind weiter denkbar, wurden aber noch nicht geprüft?

9.
In welcher Form wurde die Anwohnerschaft bis heute informiert? In welcher Form soll die Anwohnerschaft künftig in die Entscheidungsfindung einbezogen werden?

10.
Mit welchen Einsprachen rechnet der Stadtrat konkret und wie will er diese in dieser kurzen Zeit behandeln?

11.
Inwieweit wurden die Lehrkräfte des Bifangschulhauses in die Planung einbezogen?

12.
Wie wird den Quartierbewohnern, die schon jetzt die Auswirkungen der Bauten (Sälipark, Fachhochschule, Swisstraining etc.) zu tragen haben ein solcher Neubau erklärt (der immerhin einige Jahre bestehen soll)?

13.
Welche Sicherheiten kann der Stadtrat bieten, dass nach dem Neubau das Provisorium abgerissen und wieder der Schule bzw. dem Kindergarten und der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wird? Welche bleibenden Spuren sind zu erwarten?

14.
Kann die Stadt während der Übergangszeit Alternativen zur Verfügung stellen für Anlässe, die bis anhin auf dem Hartplatz stattgefunden haben (allen voran die Vorbereitungen für die Veloprüfung der Schulkinder der rechten Stadtseite, weiter MIO, Schwingfest, etc.)?

15.
Ist der Stadtrat der Meinung, dass ein 5-jähriges Provisorium mit Containern für eine Fachhochschule, die für Qualität stehen soll, das nötige und richtige Qualitätsmerkmal ist?

16.
Das gesamte Areal des Schulgebäudes Bifang ist und hat Qualität, die der Stadt Olten gut ansteht. Das in sich intakte Gebiet trägt wesentlich zur Attraktivität der rechten Aareseite bei und damit der Stadt Olten. Diese Lebensqualität soll nun einem 5-jährigen Provisorium weichen. Welche Haltung nimmt der Stadtrat dazu ein?

17.
Die Bedürfnisse und Interessen der Kinder, QuartierbewohnerInnen und StadtbewohnerInnen scheinen sekundär. Welche übergeordneten Interessen können dies rechtfertigen?“

* * * * *

Im Namen des Stadtrates beantwortet Stadtrat René Rudolf von Rohr die dringliche Interpellation wie folgt:

Grundsätzliches

Der Gesamtstadtrat wurde vom Stadtpräsidenten an seiner Sitzung vom 18. März 2002 dahingehend informiert, dass die Fachhochschule Solothurn-Nordwestschweiz (FHSO) aufgrund des bereits bestehenden und des künftigen Raumbedarfs befristet auf fünf Jahre auf dem Areal des Bifangkindergartens Container aufstellen möchte. Vorausgegangen waren interne Abklärungen der Baudirektionen I und II auf Grund einer ersten Anfrage der FHSO. Dabei hatte die Baudirektion I festgehalten, dass die vorgesehene Nutzung zonenkonform sei; selbstverständlich müsse ein Baugesuch eingereicht werden, welches öffentlich publiziert werde, um der Nachbarschaft das rechtliche Gehör zu schenken. Die Baudirektion II ihrerseits stellte fest, dass die Erschliessung des Provisoriums keine Probleme darstelle, indem alle Medien im gleichen Graben untergebracht werden könnten; sie gab aber zu bedenken, dass das Erstellen von Parkplätzen auf dem Areal und Anlieferungen nicht gestattet seien, da die Sicherheit der Kindergarten-Kinder nicht gewährleistet wäre. Weitere Detailauflagen würden im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens gemacht. Die grössten Vorbehalte machte die Direktion Bildung und Sport: Sie führte unter anderem aus, das bei einer Realisierung der Pausenplatz für die Kinder nicht mehr zur Verfügung stünde und der bestehende Spielplatz überholt werden müsste. Da das Provisorium die Sicht auf den Eingang des Kindergartengebäudes verhindere, müssten auf dem Spielplatz aus Sicherheitsgründen zudem eine WC-Anlage und ein Materialcontainer aufgestellt werden. Auch die Direktion Bildung und Sport betonte in ihrer Stellungnahme, dass zum Pavillon kein Verkehrszugang gewährt werden könne, und machte darauf aufmerksam, dass bei schönem Wetter mit Lärmimmissionen durch 50 bis 70 im Freien spielende Kinder zu rechnen sei. Die Direktion Bildung und Sport stützte sich bei diesen Aussagen auf die Erkenntnisse einer Begehung des Areals durch Rektor Roland Giger und die Fachvertreterin der Kindergärtnerinnen, Doris Känzig, welche selber im betroffenen Kindergarten Bifang unterrichtet.

Die Bedenken und entsprechenden Anliegen des Stadtrates wurden in der Folge den Fachhochschulverantwortlichen mitgeteilt mit der Aufforderung, zu den aufgeworfenen Fragen, insbesondere was die Prüfung von Alternativstandorten betrifft, möglichst rasch Stellung zu nehmen. In ihrer Antwort betonten die Vertreter der Fachhochschule, sie hätten Standorte in einem weiteren Umkreis, aber auch auf den Arealen Marcoda, Giroud-Olma und am Theodor-Schweizer-Weg geprüft; die nötigen Infrastrukturen – insbesondere auch mit Lösungen auf Stahlstützen oberhalb von bestehenden Parkplätzen – seien aber ungleich teurer und aufwendiger als am geplanten Standort. Der Stadtrat unterstrich in der Folge an seiner Sitzung vom 15. April 2002, er gehe davon aus, dass die zuständigen Gremien der FHSO alle Alternativstandorte in unmittelbarer Umgebung der heutigen Schule eingehend geprüft hätten, und signalisierte grundsätzlich Zustimmung zur Fortsetzung der Planung. Dies nicht zuletzt auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Konzentration der FHSO in Olten und deren qualitativer und quantitativer Ausbau schon seit langem eine Zielsetzung der Oltner Behörden darstellen. Einen späteren definitiven Entscheid knüpfte der Stadtrat allerdings an einige Voraussetzungen: Insbesondere dürfe der Kindergartenbetrieb nicht wesentlich beeinträchtigt werden und seien alle entstehenden Zusatzkosten durch die FHS zu tragen. Zudem erachte der Stadtrat die Öffentlichkeitsarbeit gegenüber Anwohnenden, Kindergärtnerinnen, Schulleitung Bifang und Schulkommission als sehr wesentlichen Beitrag. Im Detail gehe es um die zu erarbeitenden vertraglichen Regelungen zu folgenden Punkten:

- Festlegung eines (möglichst kurzen) Zeitrahmens für das Provisorium

- Festlegung einer von der FHSO zu bezahlenden Miete für die Arealbenutzung

- Übernahme der Kosten für die Erschliessungsanlagen der Container und für die WC-Anlage und den Materialcontainer auf dem Kinderspielplatz durch die FHS

- Ausschluss von Zufahrts- und Parkierungsmöglichkeiten auf dem Areal

- Festlegung der Bedingungen für eine anschliessende Benutzung der Container während der Kindergartensanierung

sowie um eine Erklärung der FHSO in Sachen Lärmimmissionen der spielenden Kinder.

In einem Gespräch mit der Fachhochschulleitung haben Stadtschreiber Markus Dietler und Rektor Roland Giger am 10. Mai 2002 erneut den Standpunkt der Stadtbehörden und insbesondere den Kommunikationsbedarf unterstrichen. Es wurde ihnen zudem zugesichert, dass Alternativstandorte erneut überprüft würden.

Es gilt somit grundsätzlich festzuhalten, dass das Kindergartenareal Bifang einen der möglichen Standorte darstellt und dass bei den Stadtbehörden von Seiten der Fachhochschulleitung noch kein konkretes Projekt vorgelegt respektive noch kein Baugesuch eingereicht wurde. Konkrete Aussagen zu den Plänen der FHSO können daher nur deren Verantwortliche, nicht aber die Stadtbehörden machen, und auch die Verantwortung für die Öffentlichkeitsarbeit liegt im jetzigen Zeitpunkt bei der FHSO. Die Stadtbehörden haben aber ihre Mitwirkung bei einer öffentlichen Informationsveranstaltung im Gebäude der FHSO, welche noch vor Ende Monat stattfinden soll, zugesagt.

Die FHSO hat auf Anfrage der Stadtbehörden wie folgt zum Inhalt der Dringlichen Interpellation Stellung genommen:

1. „Die Raumerweiterung durch diese Pavillonlösung steht nicht in direktem Zusammenhang mit der Konzentration der Fachhochschule in Olten (Umzug der Technik von Oensingen nach Olten). Der kurzfristige Raumbedarf ist entstanden, weil die Fachhochschule erfolgreicher ist als geplant. Einerseits liegen für die Diplomausbildungen (Beginn Herbst 2002) bedeutend mehr Anmeldungen vor als letztes Jahr, und ausserdem hat der Umsatz in der Weiterbildung innert 2 Jahren um beinahe 50 % zugenommen, und wenn die kurzfristige Raumerweitung aus irgendeinem Grund nicht rechtzeitig realisiert werden kann, wird die Fachhochschule besonders im Weiterbildungsbereich Kurse absagen müssen. Da die Weiterbildung zu Vollkosten angeboten wird, wirken sich Kursannul​lierungen auch negativ auf das Budget aus.

Die Fachhochschule plant für diesen kurzfristigen Bedarf einen Ausbau von ca. 1400 m2.  Die Nutzfläche muss aus logistischen Gründen in unmittelbarer Nähe zum Gebäude an der Riggenbachstrasse 16 stehen.

Die Planung für die Konzentration der Fachhochschule in Olten erfolgt nicht durch die Stadt, sondern durch den Kanton in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule.

Nach dem Entscheid des Kantonsrates vom Dezember 2001 hat der Regierungsrat eine Planungskommission eingesetzt, die zur Zeit die sich bietenden Möglichkeiten prüft und Entscheidungsgrundlagen vorbereitet. Sie hat den Auftrag, dem Regierungsrat bis Herbst 2002 zu berichten und Antrag zu stellen. Mit der vorgeschlagenen Pavillon-Lösung beschäftigt sich die Kommission nicht, da die Pavillons nur einen kurzfristigen Raumbedarf abdecken, bis eine Lösung für den Zusammenzug der Fachhochschule in Olten vorliegt.

2. 
Die Federführung für die hier angesprochene Pavillon-Lösung liegt bei der Direktion der Fachhochschule.“

Zu den einzelnen Fragen:

1. Der Stadtrat kann aus den genannten Gründen keine über das bereits Gesagte hinausgehenden Angaben zum noch nicht konkretisierten Projekt machen. Er muss sich daher in der Folge bei der Beantwortung einzelner Fragen auf Aussagen der FHSO-Verantwortlichen stützen. Laut diesen können in Kürze genauere Angaben zum Pavillon-Projekt gemacht werden (Bauausschreibung ist in Vorbereitung).

2. Die FHSO rechnet mit einem Raumbedarf von 9000 bis 10'000 Quadratmetern Nettonutzfläche für die Konzentration der FHSO in Olten und zur Abdeckung des mittelfristigen Wachstums der Schule.

3. Die Pavillonlösung ist nicht ein Provisorium für den Umzug der Technik von Oensingen nach Olten, sondern die Abdeckung eines kurzfristigen zusätzlichen Raumbedarfs (siehe obenstehende Stellungnahme der FHSO). Ob für den Umzug der Technik von Oensingen nach Olten ein Provisorium erforderlich ist oder ob sogleich die definitive Lösung angestrebt werden kann, wird der Bericht der genannten kantonalen Planungskommission zeigen.

4. Baubeginn und Standort können frühestens bezeichnet werden, wenn die Entscheide von Regierungsrat und Kantonsrat aufgrund des Berichts der kantonalen Planungskommission gefallen sind.

5. Wenn die Fachhochschule diesen Raum nicht kurzfristig zur Verfügung hat, wird dies laut den Verantwortlichen die Stellung der Teilschule Olten in der Fachhochschule Nordwestschweiz gerade jetzt – wo die Strategieentwicklung stattfindet – erheblich schwächen. Diese Schwächung wird unumkehrbar sein, da die Verteilung der Schwerpunkte jetzt erfolgt.

6. Der Stadtrat hat der FHSO-Leitung grünes Licht für eine Weiterbearbeitung des Projektes gegeben, dabei aber wie erwähnt klare Auflagen gemacht, respektive vertraglich zu regelnde Punkte aufgezählt. Ferner erging an die FHSO-Verantwortlichen die klare Aufforderung, Alternativstandorte zu prüfen.

7. Die Aufforderung zur Prüfung von Alternativen ist wie erwähnt von Seiten der Stadtbehörden an die Adresse der FHSO-Verantwortlichen ergangen. Die Ausführung dieser Prüfung und die Auflistung von deren Ergebnissen in einer Matrix kann jedoch nicht Sache des Stadtrates sein. Laut den FHSO-Verantwortlichen wurde insbesondere das Areal Jung bei der Garageeinfahrt Fachhochschule geprüft; dort wären die Kosten etwa doppelt so hoch wie bei der geplanten Lösung, da die Pavillons auf Stahlstützen errichtet werden müssten, und wäre keine rechtzeitige Realisierung möglich. Ebenso geprüft wurde der Parkplatz Migros Freizeitland; dort war vom Eigentümer keine Bewilligung zu erhalten.

8. Bisher sind laut FHSO-Verantwortlichen keine geeigneten Alternativen gefunden worden.

9. Die detaillierte Information der Öffentlichkeit, welche primär den Projektverantwortlichen obliegt, kann erfolgen, sobald das definitive Projekt vorliegt. Vor Ende Monat soll eine öffentliche Informationsveranstaltung im FHSO-Gebäude mit Beteiligung der Stadtbehörden stattfinden.

10. Einspracheberechtigt im baurechtlichen Verfahren sind die unmittelbaren Parzellenan​stösser sowie die Nachbarschaft auf dem Zufahrtsweg, wenn Mehrverkehr durch das Provisorium nachweisbar ist. Möglich sind die im Rahmen eines Bauverfahren üblichen Rechtswege.

11. In die Vorabklärung einbezogen wurde von Seiten der Stadt wie erwähnt die Fachvertreterin der Kindergärtnerinnen. Zudem wurde die Lehrerschaft des Bifangschulhauses in der Zwischenzeit auf einen Brief hin schriftlich über den Stand der Dinge informiert. Die Lehrpersonen werden in die Planung einbezogen, sobald ein konkretes Projekt auf dem Bifangschulhaus-Areal vorliegt. Die FHSO-Leitung wurde von Seiten der Stadt denn auch mehrfach deutlich auf diesen Bedarf aufmerksam gemacht und will nach Vorliegen des definitiven Projektes detailliert informieren.

12. Der Bedarf für eine Erweiterung der FHSO ist aufgrund der Angaben ihrer Leitung klar gegeben. Es gilt zudem festzuhalten, dass sich sowohl der Kantonsrat wie auch die Oltner Behörden und der Oltner Souverän klar für eine Konzentration der FHSO in Olten ausgesprochen haben. Aus Gründen der Synergie kann diese aber nur in der Nähe des schon vorhandenen Standortes stattfinden. Dennoch soll den berechtigten Anliegen der Quartierbewohnerinnen und -bewohner möglichst Rechnung getragen werden, indem die Erschliessung des Provisoriums wie die bisherige der FHSO von der Sälistrasse her erfolgen soll.

13. Dass das Provisorium nach erfolgtem Neubau wieder entfernt wird, gehört zu den Auflagen, welche es als Basis für eine Baubewilligung vertraglich zu regeln gälte. Die FHSO erklärt dazu, es sei ihr wie auch der kantonalen Planungskommission völlig klar, dass diese Pavillons nicht Bestandteil der definitiven Fachhochschullösung sein können. Bleibende Spuren sind nicht zu erwarten, da keine Unterkellerung des Provisoriums stattfindet. Es würde vielmehr zu einer Aufwertung des Spielplatzes kommen, und während der vorgesehenen Sanierung des Kindergartengebäudes könnte das Provisorium der FHSO als Ausweichstandort durch den Kindergarten benutzt werden.

14. Entsprechende Alternativen sind möglich und werden derzeit geprüft.

15. Will die FHSO ihre Chancen im regionalen und nationalen Verbund wahrnehmen, so besteht keine andere Wahl als die eines Provisoriums. Es gilt zudem festzuhalten, dass eine Aufteilung auf verschiedene Standorte innerhalb der Stadt Olten, wie dies derzeit der Fall ist, den Betrieb erschwert und nicht positiv zum Image der FHSO beiträgt und dass eine Provisoriumslösung, wie sie die FHSO-Leitung anstrebt, nicht mit dem Aufstellen von Baucontainern verwechselt werden darf. Es handelt sich vielmehr von der Nutzung her wie auch ästhetisch um eine unter Qualitätsgesichtspunkten absolut vertretbare Zwischenlösung, die in Oensingen bereits seit letztem Herbst funktioniert.

16. Das Bifangareal ist umfangreich und würde durch das geplante Vorhaben nur zu einem Teil betroffen. Dennoch nimmt der Stadtrat die Anliegen der Bevölkerung auf der rechten Aareseite sehr ernst und legt grossen Wert darauf, dass sich die Betroffenheit in möglichst engen Grenzen hält und auf den allenfalls unmittelbar betroffenen Platz beschränken würde. Die vielen jungen Leute tragen zudem nach Meinung der FHSO eher zur Attraktivität des Quartiers bei.

17. Es kann nicht darum gehen, berechtigte Interessen auf beiden Seiten gegeneinander auszuspielen. Dem Stadtrat ist es vielmehr wichtig, einen gangbaren Weg zu finden, um alle Anliegen, diejenigen der Anwohnerinnen und Anwohner wie auch diejenigen des Bildungsstandortes Olten, möglichst umfassend zu berücksichtigen.

-      -       -      -      -

Doris Engeler Meyer führt aus, bei ihr sei beim Durchlesen der Beantwortung der Eindruck entstanden, das Projekt sei bereits sehr weit und es darum gehe, Details auszuhandeln. Sie sei froh, dass auch erwähnt sei, dass die Fachhochschule noch diesen Monat eine Informationsveranstaltung durchführen werde. Sie sei auch der Meinung, dass es nicht nur die Aufgabe der Fachhochschule sei zu informieren. Man habe die Fachhochschule gewollt, und sie sei sehr froh, dass sie nach Olten komme. Sie denke, es sei auch die Aufgabe der Stadt zu informieren, was mit der Fachhochschule gehe. In diesem Sinne sei sie von der Antwort nicht ganz befriedigt.

Stadtrat René Rudolf von Rohr antwortet, er sei davon überzeugt, dass die Öffentlichkeitsarbeit entscheidend sei, müsse aber ganz klar darauf hinweisen, dass es dem Stadtrat bis anhin nicht möglich gewesen sei, weil bis jetzt kein klares Projekt bestehe, das ihm vorgestellt worden sei. Er bitte die Herren, welche möglicherweise über Insiderinformationen verfügten, etwas dazu zu sagen, wenn man nicht überzeugt sei, dass es den Tatsachen entspreche. Für ihn sei die Ausgangslage genau so. Er habe bis jetzt kein Projekt gesehen. Der Stadtrat habe am 18. März 2002 eine erste Anfrage erhalten. Dort habe die Direktion Bildung klare Forderungen gestellt, ebenfalls im Kommunikations- und Informationsbereich. Der Gesamtstadtrat habe gefordert, mögliche Alternativen müssten nochmals geprüft werden, und der Stadtrat reiche nur unter dieser Voraussetzung Hand, um die Möglichkeit Bifang durchzuziehen. Im April sei der Stadtrat wieder kontaktiert worden und habe mit den in der Beantwortung aufgeführten Bedingungen grünes Licht für die Weiterbearbeitung gegeben. Es sei jedoch bis jetzt vom Stadtrat kein Projekt und kein Vertrag bewilligt oder vorgestellt worden. Dies erscheine ihm schon wichtig. Vor allem scheine ihm aber auch wichtig, dass es nicht – wie möglicherweise teilweise irrtümlich verstanden worden sei – um ein Provisorium im Zusammenhang mit der Verlegung des Studienbereichs Technik handle – sondern der primäre Grund sei die sehr gute Arbeit, die die Fachhochschule leiste. So habe beispielsweise die Weiterbildung in den letzten zwei Jahren um rund 50 % gesteigert werden können. Ebenfalls hätten die Anmeldungen für die Diplomausbildung enorm zugenommen. Ein Punkt erscheine ihm sehr wichtig. Dort fühle sich der Stadtrat, aber auch das Parlament und die Interpellantin mit in Pflicht genommen. Im Moment befinde sich die Fachhochschule Nordwestschweiz in der Strategieentwicklung. Das heisse, es werde in der jetzigen Phase festgesetzt, welche Bereiche in der Teilschule Olten erteilt werden könnten. Wenn kein Raum zur Verfügung stehe, würden gewisse Bereiche an anderen Standorten durchgeführt. Dies werde unumkehrbar sein. Die Verteilung der Schwerpunkte finde jetzt statt. Deshalb sei es enorm wichtig, dass eine Lösung gefunden werde. Der Stadtrat sei klar der Meinung sein, es müsse nicht das Bifang sein, und verstehe auch, dass die Schulleitung Bifang grosse Bedenken habe. Die Direktion habe auch der Lehrerschaft gegenüber auf eine Anfrage hin so reagiert. Sie seien stolz auf das Team, das sich um das Umfeld ihres Schulhauses Sorgen mache. Man werde sicher gemeinsam Lösungen finden müssen. Die Stadt sei ganz klar bereit, mit der Fachhochschule zusammen die Informationen durchzuführen und ihre Pflicht zu erfüllen, und zwar an vorderster Front. Es dürfe jedoch nicht passieren, dass berechtigte Anliegen einerseits der Anwohnerschaft und andererseits vom Schulhaus Bifang selber, aber auch der Fachhochschule gegeneinander ausgespielt würden. Es müsse gelingen, einen Weg zu finden, bei dem die Interessen so weit als möglich gewährleistet werden könnten. Dies sei das Anliegen des Stadtrates, und er schliesse nicht aus, dass Fehler in der Information passierten. Es sei jedoch in keiner Art und Weise Absicht gewesen. Die Information, die in diesem Monat gemeinsam mit der Fachhochschule noch stattfinden solle, müsse und werde und solle klären und Wege aufzeichnen, damit an geeigneter Stelle ein Provisorium erstellt werden könne, das der Fachhochschule Olten tatsächlich diene.

Doris Engeler Meyer erklärt, diese Antwort genüge ihr im Moment.

Rolf Sommer meint, ein weiteres geeignetes Areal, das ungefähr gleich gross wie dasjenige beim Kindergarten sei, befinde sich an der Bifangstrasse gegenüber der kaufmännischen Berufsschule. Dort könnten sicher noch einige Pavillons aufgestellt werden, an denen Herr Clematide Freude hätte.

Mario Clematide äussert sich dazu wie folgt: Wenn informiert werde, könne man immer zwei Meinungen vertreten. Tatsache sei, dass Briefe aus Schulhäusern in Rektorate gegangen seien. Klar sei, dass Unsicherheit bestehe und die Leute nicht wüssten, was ein Container sei. Von daher scheine ihm, man hätte es besser machen können, wenn man der Fachhochschule und von der Stadt aus gewusst hätte, dass ein Bedürfnis bestehe. Dies sei unbestritten. Es gebe so viele Studenten im ersten Semester wie schon lange nicht mehr. Es sei ein Bekenntnis zum Fachhochschulstandort Olten, wenn gesagt werde, man sorge dafür, dass die angehenden Studierenden in Olten studieren könnten, und zwar wenn möglich in unmittelbarer Nähe der bestehenden Fachhochschule. Dies wäre seiner Ansicht nach eine erste Information, die gemeinsam von der Fachhochschule und der Stadt Olten hätte erfolgen sollen. Dann wären diese Gerüchte nicht entstanden. Jetzt habe man sie. Dass die Fachhochschule Räumlichkeiten brauche, sei unbestritten. Wenn sie in der Stadt verzettelt sei, gebe es den Gegnern, auch im Verbund der Nordwestschweiz, Anlass zu sagen, der Kanton Solothurn und speziell Olten sei nicht in der Lage, eine Fachhochschule auf die Beine zu stellen. Es sei eine Tatsache, dass die Fachhochschule nicht von heute auf morgen erstellt werden könne. Deshalb müsse man sehr wahrscheinlich ein Provisorium in Kauf nehmen, das ganz sicher kein Providurium sei, sondern ein Provisorium von rund fünf Jahren, bis gesagt werden könne, die Fachhochschule könne eingeweiht werden. Dann wäre das Trauerspiel um einen Fachhochschulstandort im Kanton Solothurn ein für alle Mal zu Ende. Für ihn wäre wichtig, dass ein Bekenntnis zum Fachhochschulstandort Olten mit einem zeitlich beschränkten Provisorium erfolgen würde. Hier müsste man Verständnis haben.

Rolf Schmid sagt, es sei ihm ein grosses Anliegen, dass eine gute Lösung für die Fachhochschule gefunden werde. Man habe darum gekämpft. Dass jetzt Raumbedarf bestehe, sei ein sehr positives Zeichen für die Fachhochschule. Sie habe im nationalen Bild der Fachhochschulen einen sehr guten Ruf und leiste sehr gute Arbeit. Er denke, es sei angezeigt, seitens der Politik zu unterstreichen, dass etwas für die Fachhochschule getan werde und sich darum zu bemühen. Die Antwort des Stadtrates zeige, dass es ihm ein Anliegen sei, für alle Seiten eine gute Lösung zu finden. Dies sei seines Erachtens im Interesse aller, auch wenn es weitergehe mit der Fachhochschule. Er möchte die Antwort des Stadtrates auch so verstanden haben, dass er nicht auf Abwarten mache, sondern proaktiv helfe, eine Lösung zu finden. Man habe nicht mehr viel Zeit, um eine Lösung zu finden. Das Semester werde in einigen Monaten beginnen, und man wisse, dass alle berechtigten Anliegen einbezogen werden sollten. Deshalb bitte er den Stadtrat, die Sache proaktiv anzugehen, auch wenn jemand nicht selber ein Anliegen vorbringe, und dafür besorgt zu sein, dass zeitgerecht eine gute Lösung gefunden werden könne.

Doris Engeler Meyer stellt klar, sie habe sich mit ihrer Interpellation in keiner Weise gegen die Fachhochschule wenden wollen. Sie sei froh, dass wir sie in Olten hätten, und bestreite auch nicht, dass sie Platzbedarf habe. Es sei ihr um das Provisorium auf dem Bifanghardplatz des Kindergartens gegangen. Sie habe ihre Fragezeichen, ob es der richtige Platz sei. Dies sei das Hauptanliegen und nicht die Tatsache, dass es ein Provisorium brauche oder die Frage, ob die Fachhochschule nach Olten komme solle oder nicht.

Rolf Sommer möchte wissen, ob der Platz vor der kaufmännischen Berufsschule, der etwa gleich gross sei wie derjenige vor dem Kindergarten, auch schon überprüft worden sei. Dies würde für fünf Jahre sicher auch gehen. Für den Kindergarten sei es einschneidend. Bei der Berufsschule könnten sicher noch Räumlichkeiten frei gemacht werden, und es wäre eher möglich.

Betreffend Zimmerknappheit lädt Mario Clematide Rolf Sommer ein, bei ihm den Stundenplan zu machen.

Mitteilung an:

Mitglieder des Stadtrates

Rechtskonsulent

Stadtschreiber

Rektorat

Geschäftskontrolle

Kanzleiakten

Verteilt am:

Parlamentspräsident Jürg Walker entschuldigt sich bei den Parlamentsmitgliedern, deren Vorstösse bereits zum zweiten Mal traktandiert gewesen und nicht behandelt worden seien. Er wünscht einen schönen Abend und schliesst die Sitzung um 22.20 Uhr.

Anmerkung:
Die Pausenverpflegung wurde von den sbo organisiert und offeriert. Die Anwesenden haben sich mit Applaus bedankt.

Der Parlamentspräsident:
Der Stadtschreiber:

Die Protokollführerin:

Protokollgenehmigung:

Das Protokoll der Parlamentssitzung vom 16. Mai 2002 hat das Büro des Gemeindeparla​mentes am 21. Juni 2002 genehmigt. Einsprachen sind der Stadtkanzlei zuhanden des Parlamentspräsidenten innert 10 Tagen nach der Zustellung schriftlich einzureichen.
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